
LANDESARCHIV
BADEN-WÜRTTEMBERG

Nr. 36 / März 2008

Fenster in die
Nachkriegszeit

Terroranschläge gegen
Spruchkammern

Kriegszerstörung
und Wiederaufbau in
Württemberg

Neubeginn in Ruinen

Das „Württembergische
Urkundenbuch Online“

ARCHIVNACHRICHTEN



36 || Das „Württembergische Urkun-
denbuch Online“

Kai Naumann/Christian Keitel
38 || Elektronische Vielfalt. Mit den
Übernahmen in das „Digitale Magazin“
wächst der Erfahrungsschatz des Landes-
archivs

Martina Heine
39 || Bibliotheken im Archivverbund
Main-Tauber online

QUELLEN GRIFFBEREIT

Wolfgang Mährle
39 || Militärische Personalunterlagen
des Hauptstaatsarchivs online recher-
chierbar

Corinna Knobloch
40 || Von Eisenbahnen, Plumpsklos
und Kuhfuhrwerken. Die Sammlung
Botho Walldorf im Staatsarchiv
Sigmaringen und ihre Digitalisierung

Martin Schlemmer
41 || Aktenfund zur Geschichte des Nie-
derrheins im Hohenlohe-Zentralarchiv
Neuenstein

ARCHIVE GEÖFFNET:
AUSSTELLUNGEN & VERANSTALTUNGEN

Kurt Hochstuhl
42 || Brechungen. Willy Pragher:
Rumänische Bildräume 1924 – 1944.
Fotoausstellung des Instituts für donau-
schwäbische Geschichte und Landes-
kunde, Tübingen, und des Staatsarchivs
Freiburg

Regina Keyler
43 || Zwischen Vision und Verwirk-
lichung: Leonardo da Vinci, Heinrich
Schickhardt und die Technik ihrer Zeit.
Ausstellung im Hauptstaatsarchiv
Stuttgart

GESCHICHTE ORIGINAL:
QUELLEN FÜR DEN UNTERRICHT 35

Otto Windmüller
44 || Die Währungsreform 1948 –
oder die „Entnazifizierung des Geldes“

51 || Veröffentlichungen des Landes-
archivs zur Nachkriegszeit

51 || Impressum

Archivnachrichten 36 / 20082

Wolfgang Zimmermann
3 || Editorial

FENSTER IN DIE
NACHKRIEGSZEIT

Peter Exner
4 || Nachkriegszeit – Von der Kapitula-
tion zum Land Baden-Württemberg

Christof Strauß
8 || Hinter Stacheldraht: Die Inter-
niertenlager für NS-belastete Personen
in Württemberg-Baden

Albrecht Ernst
10 || Terroranschläge gegen Spruchkam-
mern in Stuttgart und Umgebung: der
Fall Kabus

Ulrich Wiedmann
12 || Akten und Action. Wie aus Archi-
valien ein Theaterstück wurde

Kathrin Mutterer
13 || Entnazifizierung – Ergebnisse einer
Lokalstudie zur Tätigkeit der Spruch-
kammer Vaihingen an der Enz

Sabrina Müller
14 || Die Mörder sind unter uns.
Der Ulmer Einsatzgruppenprozess 1958

Elke Koch
17 || Meine Familie im Archiv?
Einführungen in die Archivnutzung

Andreas Kunz
18 || Die „Zentrale Stelle der Landes-
justizverwaltungen zur Aufklärung
nationalsozialistischer Verbrechen“ in
Ludwigsburg

Kurt Hochstuhl
19 || Quellen zur südwestdeutschen
Nachkriegsgeschichte in den „Archives
de l’occupation française en Allemagne
et en Autriche“ in Colmar

Clemens Rehm
20 || „Hitlers Verbrechen“ – Aufklärung
durch eine französische Ausstellung 1946

Nicole Bickhoff
20 || Freie Bahn dem Schund?
Kunst und Kultur in der Nachkriegszeit

Martin Häussermann
22 || Kriegszerstörung und Wieder-
aufbau in Württemberg. Die Fotosamm-
lungen der staatlichen Bauverwaltung

Claudia Wieland
24 || Neubeginn in Ruinen. Ansiedlung
von Flüchtlingen und Vertriebenen in
Wertheim

Jürgen Treffeisen
25 || „Ich machte nun von meinem
Faustrecht Gebrauch.“ Alltagsleben und
Alltagsnöte in den Akten der Badischen
Forstverwaltung

Robert Meier
26 || Nachkriegszeit – die Dinge in den
Akten

Anna Haberditzl
28 || Lutherbrief haltbarer als Spruch-
kammerakten. Warum moderne Papiere
zerfallen

ARCHIV AKTUELL

Robert Kretzschmar
30 || Ziele und Ergebnisse. Jahresbericht
des Landesarchivs Baden-Württemberg
für 2007

Peter Schiffer
32 || Verstärkte Kooperation zwischen
dem Hohenlohe-Zentralarchiv Neuen-
stein und dem Kreisarchiv des Hohen-
lohekreises

Anna Haberditzl
33 || Hatschi! Wie schütze ich mich vor
einer Stauballergie?

Jürgen Treffeisen
34 || Tag der Amtsgerichte im General-
landesarchiv Karlsruhe

Bernhard Theil
34 || Chinesischer Besuch im Haupt-
staatsarchiv Stuttgart

Angela Vielstich
35 || Fotorechte im Archiv – Wem
gehören die Bilder? Sitzung der Arbeits-
gemeinschaft der Kreisarchive

DAS LANDESARCHIV
IN DER DIGITALEN WELT

Maria Magdalena Rückert/
Sigrid Schieber/Peter Rückert

Inhalt



Archivnachrichten 36 / 2008 3

Liebe Leserin, lieber Leser,

in den letzten Wochen haben wir zahlrei-
che positive Reaktionen auf die neue
Form der Archivnachrichten erhalten.
Ihre Rückmeldungen ermutigen uns, den
eingeschlagenen Weg konsequent fort-
zusetzen: Das traditionsreiche Nachrich-
tenblatt der staatlichen Archivverwaltung
entwickelt sich weiter zu einem grafisch
ansprechend gestalteten Magazin. Es rich-
tet sich an alle, die sich für das Landes-
archiv Baden-Württemberg, seine reichen
Bestände und seine vielfältigen Angebote
interessieren.

Fenster in die Nachkriegszeit – das Leit-
thema der vorliegenden Ausgabe könnte
fast programmatisch sein: Wer in das
Archiv geht, erweitert seinen Horizont
und gewinnt neue Einsichten. Im Archiv
wird der Alltag vergangener Zeiten greif-
bar nahe wie bei einem Blick durch ein
Fenster, durch den sich uns sonst ver-
schlossene Lebenswelten öffnen. Und
doch bleiben Grenzen unüberwindbar:
Vergangenheit entzieht sich der letzten
Unmittelbarkeit, bleibt durch die Distanz
von Zeit und Raum getrennt – genauso,
wie der Blick durch ein Fenster durch das
Glas der Scheibe gebrochen wird.

Das Landesarchiv Baden-Württemberg
wird im Jahr 2008 in der Bildungsarbeit
einen Schwerpunkt auf die Nachkriegszeit
legen. Vortragsveranstaltungen in Lud-
wigsburg und Wertheim greifen das
Thema auf. Das Hauptstaatsarchiv Stutt-
gart widmet im September das Archivale
des Monats dieser Zeit. Das Staatsarchiv
Freiburg hat im Rahmen des Angebots
„SESAM – Server für schulische Arbeit
mit Medien“ eine Sammlung von Quellen
zusammengestellt. Die Dokumente lassen
sich schnell und unkompliziert für den
Schulunterricht aus dem Internet „herun-
terladen“. Unter dem Titel Von der Brot-
marke zum Polaroid – Quellen zur Ge-
schichte der Nachkriegszeit wird das Lan-
desarchiv am 7. November zusammen
mit dem renommierten Zeithistoriker
Edgar Wolfrum an der Universität Heidel-
berg ein Kolloquium organisieren, das

sich mit der Überlieferung zur Geschichte
der Nachkriegszeit beschäftigt. Eine Wan-
derausstellung rundet das Angebot ab:
Unter dem Titel Crimes Hitlériens / Hitlers
Verbrechen präsentierte die französische
Regierung ab dem Sommer 1945 eine
Ausstellung, die der Öffentlichkeit die
Verbrechen des Nationalsozialismus vor
Augen führte. In Zusammenarbeit mit
der Pädagogischen Hochschule Freiburg
erarbeitet das Landesarchiv eine „Aus-
stellung über eine Ausstellung“, die im
September in Baden-Baden startet und
dann in zahlreichen Städten im Bereich
der ehemaligen französischen Besatzungs-
zone zu sehen sein wird. Alle aktuellen
Termine finden Sie im Internet unter der
Rubrik „Aktuelles > Veranstaltungen,
Ausstellungen, Termine“.

Die Beiträge in der vorliegenden Aus-
gabe der Archivnachrichten zeigen, wie
der Alltag in den Jahren nach 1945 durch
Spannungen und Ambivalenzen geprägt
war – als Überschrift ließen sich die
Hauptlinien in den drei Schlagworten
Trümmerbilder, Persilscheine und Brot-
marken zusammenfassen: Bilder der
Zerstörung stehen neben den ersten zö-
gerlichen Zeichen eines allmählich ein-
setzenden Wiederaufbaus; die Frage, wie
mit der nationalsozialistischen Vergan-
genheit umzugehen war, war nicht zu
lösen von der Herausforderung, wieder
demokratische Strukturen aufzubauen.
Die Entnazifizierung war ein Vorgang, der
große Teile der Bevölkerung erfasste und
die Frage nach Schuld und Versagen
stellte. Die tägliche Not milderte sich erst
allmählich. Die Währungsreform des
Jahres 1948 symbolisierte den Anbruch
einer neuen Zeit.

Eine Vielzahl von Artikeln stellt auf den
nächsten Seiten wichtige Bestände des
Landesarchivs zur Geschichte der Nach-
kriegszeit vor, wobei die Autoren ihr
Hauptinteresse weniger auf die „große
Politik“ richten, sondern den Alltag der
Bevölkerung in den Blick nehmen. Es
erwarten Sie spannende Funde!

Selbstverständlich ist eine Geschichte der
Nachkriegszeit in Südwestdeutschland
nicht zu schreiben ohne die Überlieferung
der beiden Besatzungsmächte Frankreich
und USA. Exemplarisch werden die Archi-
ves de l’occupation française en Allemagne
et Autriche in Colmar vorgestellt. Für das
gesamte Bundesgebiet sind die Quellen
von Relevanz, die in Ludwigsburg bei der
Zentralen Stelle der Landesjustizverwaltun-
gen zur Aufklärung nationalsozialistischer
Verbrechen gesammelt wurden.

Archivalien sind aber nicht nur die
Grundlage für die Arbeit der Historiker:
Ulrich Wiedmann schildert, wie die
Prozessakten aus dem Verfahren gegen die
Mörder des badischen Reichstagsabge-
ordneten und jüdischen SPD-Politikers
Ludwig Marum († 1934) die Grundlage
für ein eindringliches Theaterstück bil-
deten. Das Haus der Geschichte Baden-
Württemberg erarbeitete – ebenfalls auf
der Grundlage der Gerichtsakten – eine
Ausstellung zum Ulmer Einsatzgruppen-
prozess des Jahres 1958, einem Verfahren,
das den Beginn der systematischen Straf-
verfolgung der Massenmorde an den
Juden in Deutschland und Europa mar-
kiert. Im Staatsarchiv Ludwigsburg bildet
die reiche Überlieferung der (Nach-)
Kriegszeit die Grundlage für Angebote,
in denen Menschen der Geschichte ihrer
eigenen Familie in den Jahren vor und
nach 1945 nach- gehen können – eine be-
sondere Form der Familienforschung!

Diese wenigen Hinweise mögen genü-
gen als Einladung zum Blättern und
Schmökern im neuen Heft der Archiv-
nachrichten.

Mit den besten Grüßen
Ihr

Dr. Wolfgang Zimmermann
Landesarchiv Baden-Württemberg

Editorial
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Als die „Stunde Null“ schlug, tickten
die Uhren im Südwesten Deutschlands
ungleich. Dies lag an den verschiedenen
Verwaltungstraditionen sowie den unter-
schiedlichen Konfessionen und poli-
tischen Mentalitäten der Einheimischen
und der Neubürger. Vor allem aber
divergierten die Gesellschaftskonzepte
der Besatzungsmächte.

Demokratischer Neubeginn
unter alliierter Kontrolle

Nach der alliierten Eroberung des Süd-
westens entstanden drei neue Länder.
Die Franzosen saßen in (Süd-)Baden
und Württemberg-Hohenzollern, dem
Land des Zufalls (Carlo Schmid). Die
Amerikaner regierten Württemberg-
Baden, das durch die alte Grenzziehung
in zwei Landesbezirke unterteilt war.

Die Besatzer orientierten sich in ihrer
Politik an den vier D (Demokratisierung,
Denazifizierung, Demilitarisierung und
Demontage), interpretierten diese aber
anders. Die Franzosen intendierten zwar
einen gesellschaftlichen Neuanfang von
unten nach oben, setzten bei der Demo-
kratisierung aber auf das vertraute Mittel
staatlicher Lenkung, das langwierige
Parteilizensierungsverfahren und späte
zonale Wahlen nach sich zog. Die Ame-
rikaner dagegen setzten auf ein rascheres
und stärkeres Engagement der Deut-
schen am demokratischen Wiederauf-
bau.

Bei der Denazifizierung allerdings
wichen die Alliierten von ihren General-
linien ab. So verzichteten die Amerikaner
bei der Bestrafung von NS-Verantwort-
lichen weitgehend auf eine Beteiligung
der Besiegten. Die rigiden Grundsätze
der Amerikaner riefen harte Urteile der
Spruchkammern hervor. Die Franzosen
wiederum, die wegen ihres unzuläng-
lichen Organisationsgrads auf deutsche
Stellen zurückgreifen mussten, favori-
sierten eine Selbstreinigung (auto-épura-
tion) der Nachkriegsgesellschaft; sie
betrieben die Entnazifizierung aber so
nachlässig, dass ihre Zone als ein Eldo-
rado der Duldsamkeit galt. Während die

Spruchkammern in Württemberg-Baden
99 Prozent der behandelten Fälle mit
Sühnemaßnahmen belegten, kam es in
Baden nur in 45 Prozent der Verfahren
zu erstinstanzlichen Verurteilungen.

Wiederaufbau des
öffentlichen Lebens

Nach dem Zusammenbruch der Zentral-
gewalt bildeten die Landräte die Pfeiler
deutscher Staatlichkeit. Bereits sechs
Wochen nach der Kapitulation trafen
sich die württembergischen Landräte der
US-Zone zu Konferenzen, die das Fun-
dament der späteren Parlamentarisie-
rung bildeten. Aus diesem einzigartigen
Verbindungsorgan zwischen Exekutive
und kommunaler Verwaltung ging die
Vorläufige Volksvertretung für Württem-
berg-Baden hervor.

Eine besondere Herausforderung war
die Integration der bis 1961 über 1,5
Millionen geflohenen und vertriebenen
Neubürger. Da die Franzosen ihre Zone
gegen den Vertriebenenzuzug abriegel-
ten, kamen 1946 rund 560 000 Neubür-
ger allein nach Württemberg-Baden. Erst
im April 1949 durften Vertriebene aus
der Bi-Zone in die französisch besetzten
Länder umsiedeln. Bis 1950 nahm der
Südwesten insgesamt 861 526 Neubürger
auf (13,4 Prozent der Bevölkerung, in
Nordwürttemberg 18,1 Prozent, in Süd-
baden 7,3 Prozent).

Politische Willensbildung
und Parteienzulassung

Bedingt durch die abweichende Lizen-
zierungspraxis der Besatzungsmächte
kam es im Südwesten zu unterschied-
lichen Parteigründungen. Die US-
Militärregierung strebte eine übersicht-
liche Parteienlandschaft an und wollte in
Württemberg-Baden rasch eine poli-
tische Willensbildung ermöglichen. Auf
Landesebene waren Anfang 1946, auf
Kreisebene schon im Sommer 1945, vier
Parteien zugelassen.

Im Süden dagegen verzögerte der Wille
der französischen Militärbehörden,
länderspezifische Parteien ins Leben zu
rufen, deren Zulassung. In Baden wurde
die Badisch Christlich-Soziale Volks-
partei (BCSV) am 8. Februar 1946 zu-
gelassen. Den landesübergreifenden
Namenswechsel in CDU im April 1947
genehmigte die Militärregierung erst am
28. November 1947. Gleichwohl verstand
sich die Partei Leo Wohlebs als Trägerin
des badischen Staatsgedankens und be-
nannte sich 1951, auf dem Höhepunkt
der Debatte um den Südweststaat, daher
erneut um – in Badische CDU. Die So-
zialistische Partei Badens (SPB) wurde
im Februar 1946 zugelassen. Nach der
Gründung der stalinistischen KP richtete
sie sich sozialdemokratisch aus und be-
nannte sich am 10. November 1946 um
in SPD. In Württemberg-Hohenzollern
schließlich genehmigten die Franzosen
erst am 18. März 1946 die Bildung von
Landesparteien (CDU, SPD und KPD).

Während die Sozialdemokraten, Kom-
munisten und Liberalen an ihre Organi-
sationsstruktur und Mitgliederbasis der
Weimarer Zeit anknüpfen konnten, war
die neugegründete Union die parteipoli-
tische Personifizierung des demokrati-
schen Wiederanfangs. Zwar knüpfte sie –
vor allem in den katholischen Gebieten –
an das Zentrum an, freilich war die CDU
ein genuines Kind der Besatzungszeit.
Durch die strikte Lizenzierungspraxis,
die eine Reorganisation des katholischen
Zentrums und des protestantischen Bau-
ernbunds untersagte, das liberale Lager
auf eine Partei begrenzte und die Grün-
dung einer Flüchtlingspartei verbot, for-
mierte sich das bürgerliche Lager neu.
Vor allem Vertriebene strebten in die
Union.

Auf dem Weg zum Land
Baden-Württemberg

Mit dem Kriegsende waren die Pflöcke
für die Debatte um die Gründung eines
Südweststaats gesteckt. Bereits bei den
Verfassungsberatungen 1946/47 war
indes der Bruderzwist aufgebrochen.

Nachkriegszeit – Von der Kapitulation
zum Land Baden-Württemberg



Kolloquium zur Überlieferungs-
bildung

Von der Brotmarke zum Polaroid
Quellen zur Geschichte der Nachkriegszeit

Freitag, 7. November 2008,
10.00 – 17.00 Uhr
Universität Heidelberg

Mit diesem Kolloquium wird Historikern
und Archivaren eine Plattform für ein
interdisziplinäres Gespräch über Quellen
zur Nachkriegszeit angeboten. Dabei steht
nicht die historische Betrachtung oder
die Quelleninterpretation im Vordergrund,
sondern die Frage, welche Quellen für
welche wissenschaftlichen Fragestellungen
benötigt werden und ob bzw. wie diese in
den Archiven überhaupt gesichert wurden
und werden.

Veranstalter: Landesarchiv Baden-Würt-
temberg und Universität Heidelberg, Histo-
risches Seminar, Prof. Dr. Edgar Wolfrum
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Während die Verfassunggebende Lan-
desversammlung Württemberg-Baden
ihre Hoffnung auf eine baldige Verei-
nigung der Länder ausdrückte, stieß der
Fusionswunsch in Baden, das sich als
Treuhänder der alten badischen Überlie-
ferung sah, auf Missfallen. Umgekehrt
lehnte die Tübinger Regierung den
badischen Vorschlag ab, beide Länder zu
vereinigen, um die erhoffte Wieder-
herstellung Württembergs nicht zu ge-
fährden.

Nachdem das Grundgesetz 1949 den
Auftrag zur Neugliederung formuliert
hatte (Art. 29 und 118), stimmte bei der
Volksbefragung am 24. September 1950,
die als Probeabstimmung nur informa-
tiven Charakter besaß, die Mehrheit in
Württemberg-Baden und Württemberg-
Hohenzollern (76,7 bzw. 92,5 Prozent)
für einen Südweststaat, während das
Land Baden für die Wiederherstellung
der alten Länder votierte (59,6 Prozent,
Gesamtbaden 51,1 Prozent).

Da die Länder sich über eine Neuord-
nung nicht einigen konnten, musste der
Bundestag diese per Gesetz (gemäß Art.
118 GG) regeln. Das von der Tübinger
Regierung eingebrachte Zweite Neuglie-
derungsgesetz (25. April 1951) lieferte
die juristische Grundlage der Volksab-
stimmung vom 9. Dezember 1951, bei
der, begleitet von einer leidenschaft-
lichen Kontroverse und einer beim Bun-
desverfassungsgericht anhängigen Klage
Badens, eine Mehrheit in Württemberg-
Hohenzollern (91,4 Prozent) sowie in
Württemberg-Baden (Landesbezirk
Württemberg 93,5 Prozent, Landesbezirk
Baden 57,1 Prozent) den Südweststaat
wünschte, während die meisten Wähler
in Baden den Freistaat wieder aufgerich-
tet sehen wollten (62,2 Prozent).

Als das Bundesverfassungsgericht am
30. Mai 1956 feststellte, dass der Wille
der badischen Bevölkerung durch die
Entwicklung nach 1945 überspielt wor-
den sei, und ein Volksbegehren für die
Wiederherstellung des früheren Frei-
staats zuließ (3.–16. September 1956),
hatte der Anteil der Anhänger des alten
Landes bereits abgenommen (Nord-
baden 8,7 Prozent, Südbaden 15,6 Pro-
zent). Als am 7. Juni 1970 endlich der
1956 angestrebte Volksentscheid im ba-
dischen Landesteil abgehalten wurde,
fiel die Zustimmung für die Restituie-
rung Badens gering aus (Nordbaden
15,3 Prozent; Südbaden 20,9 Prozent,
gesamt 18,1 Prozent).

Entscheidend für die Gründung des
Südweststaats war letztlich der Auszäh-
lungsmodus von 1951, nach dem drei
Abstimmungsbezirke für den Südwest-
staat votiert hatten, und das Wahlver-
halten der Flüchtlinge. Die Neubürger
fühlten sich von dem Wahlkampf der
Freiburger Regierung abgestoßen,
die ihren badischen Landsleuten die
Neugliederung als Verlust der Heimat
deutete, hatten die Vertriebenen ihre
Heimat im Osten doch gerade gewalt-
sam aufgeben müssen.

Die vorläufige Landesregierung unter
Reinhold Maier (FDP/DVP) konstitu-
ierte sich am 25. April 1952. Durch das
Überleitungsgesetz vom 15. Mai 1952
gingen die Vorgängerländer in Baden-
Württemberg auf, dessen Name zuerst
vom Generallandesarchiv Karlsruhe vor-
geschlagen wurde. Die Verfassung des
neuen Bundeslandes trat am 19. Novem-
ber 1953 in Kraft.

Peter Exner

1 | Staatsbesuch von Bundespräsident
Dr. Theodor Heuss in Tübingen-Bebenhausen
(Württemberg-Hohenzollern) am 5. Juni 1950.
Vorlage: Landesarchiv HStAS J 302 Nr. 99

2 | Verhandlungen der Regierungen von
Württemberg-Baden, Württemberg-Hohenzollern
und Baden über den Südweststaat, 1952.
Vorlage: Landesarchiv HStAS J 302 Nr. 111

1

2
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Wichtige Daten
im Überblick

1945
8. Mai | Bedingungslose Kapitulation
Deutschlands;
20. Juni | Erste Konferenz der nordwürt-
tembergischen Landräte in der US-Zone;
14. August | US-Militärregierung er-
nennt Dr. Reinhold Maier (DVP) zum
Präsidenten einer kommissarischen Re-
gierung in der US-Zone;
19. September | US-Militärregierung bil-
det das Land Württemberg-Baden aus
dem badischen und württembergischen
Teil ihrer Besatzungszone;
24. September | Reinhold Maier wird
Ministerpräsident von Württemberg-
Baden;
16. Oktober | Französische Militärregie-
rung richtet in Tübingen ein Staatssekre-
tariat für das französisch besetzte Gebiet
Württembergs und Hohenzollerns ein.
Präsident wird Prof. Dr. Carlo Schmid
(SPD).
1946
27. Januar | Gemeinderatswahlen in
Württemberg-Baden;
5. März | Gesetz zur Befreiung des deut-
schen Volkes von Nationalsozialismus
und Militarismus in Württemberg-
Baden. Einrichtung von Spruchkam-
mern;
28. April | Wahlen zum Kreistag in Würt-
temberg-Baden;
30. Juni | Wahlen zur Verfassunggeben-
den Landesversammlung von Württem-
berg-Baden;
15. September | Gemeinderatswahlen in
der französischen Zone;
13. Oktober | Wahlen zur Kreisversamm-
lung in der französischen Zone;
17. November | Wahlen zu den Beraten-
den Landesversammlungen in der fran-
zösischen Zone;
24. November | Landtagswahlen in
Württemberg-Baden; zugleich Volksab-
stimmung über die Verfassung;
3. Dezember | Französische Militärregie-
rung richtet in Freiburg ein Staatssekre-
tariat für den französisch besetzten Teil
Badens ein. Präsident wird Leo Wohleb
(BCSV).
1947
1. Januar | Bildung der Bi-Zone aus
amerik. und brit. Besatzungsgebiet;
18. Mai | Landtagswahlen in der franzö-
sischen Zone; zugleich Volksabstimmun-
gen über die Verfassungen;

24. Juni | Landtag von Baden wählt
Leo Wohleb zum Staatspräsidenten;
8. Juli | Landtag von Württemberg-
Hohenzollern wählt Dr. Lorenz Bock
(CDU) zum Staatspräsidenten
(† 4. August 1948).
1948
2. Juni | Erweiterung der Bi-Zone um
das frz. Besatzungsgebiet zur Tri-Zone;
20. Juni | Währungsreform;
1. Juli | Frankfurter Dokumente: West-
liche Militärgouverneure fordern Neu-
gliederung von Bundesländern;
8./9. Juli | Landtag von Württemberg-
Baden beschließt, das Land nicht mehr
zu teilen;
2. August | Regierungschefs der drei süd-
westdeutschen Länder verhandeln auf
dem Hohenneuffen erstmals über die
Gründung eines Südweststaats;
13. August | Landtag von Württemberg-
Hohenzollern wählt Dr. Gebhard Müller
zum Staatspräsidenten;
16./28. September | Konferenzen der drei
südwestdeutschen Regierungschefs in
Bühl und Bebenhausen.
1949
23. Mai | Verkündigung des Grund-
gesetzes. Art. 29 und 118 betreffen die
Neufestsetzung der Ländergrenzen im
Allgemeinen und im Südwesten im
Besonderen;
22. Oktober | Freudenstädter Beschlüsse:
Kompromiss der vier CDU-Landes-
vorsitzenden über die Modalitäten einer
Volksabstimmung: Die Regierung Würt-
temberg-Badens besteht auf einer Aus-
zählung nach den vier Bezirken.
1950
2. Januar | Baden lehnt die Vorschläge
Württemberg-Badens zum Abstim-
mungsmodus ab;
15. April | Die drei Staats- und Minister-
präsidenten vereinbaren in Freudenstadt,
eine informatorische Volksbefragung ab-
zuhalten;
24. September | Volksbefragung über die
Neugliederung des Südwestraums;
12. Oktober / 7. November | Konferenzen
der drei südwestdeutschen Regierungs-
chefs in Wildbad und Baden-Baden;
19. November | Wahlen zum 2. Landtag
von Württemberg-Baden; Regierungs-
koalition (SPD, FDP/DVP) unter
Reinhold Maier.
1951
15. März | 1. Neugliederungsgesetz;
25. April | 2. Neugliederungsgesetz: Fest-
legung der Abstimmungsfrage und -mo-
dalitäten;

25. Mai | Klage Badens beim Bundes-
verfassungsgericht (BVerfG) gegen die
Neugliederungsgesetze des Bundes;
23. Oktober | BVerfG erklärt das 1. Neu-
gliederungsgesetz für nicht verfassungs-
konform, lehnt eine Beschwerde Badens
gegen das 2. Neugliederungsgesetz ab;
9. Dezember | Volksabstimmung über
die Bildung des Südweststaats.
1952
9. März | Wahlen zur Verfassunggeben-
den Landesversammlung von Baden-
Württemberg;
25. April | Bildung der 1. Vorläufigen
Regierung: Reinhold Maier wird 1. Mi-
nisterpräsident Baden-Württembergs;
15. Mai | Gesetz über die vorläufige Aus-
übung der Staatsgewalt im südwestdeut-
schen Bundesland (Überleitungsgesetz).
1953
30. September | Nach Verlusten der
FDP/DVP bei der Bundestagswahl er-
klärt Ministerpräsident Reinhold Maier
seinen Rücktritt;
7. Oktober | Landesversammlung wählt
Gebhard Müller zum 2. Ministerpräsi-
denten Baden-Württembergs;
19. November | Landesverfassung tritt in
Kraft; Landesversammlung wählt Dr.
Gebhard Müller erneut zum Minister-
präsidenten Baden-Württembergs und
setzt dessen Allparteienkabinett als erste
verfassungsmäßige Regierung Baden-
Württembergs ein.
1956
30. Mai | Das BVerfG gibt dem Antrag
des „Heimatbund Badenerland“ statt, in
Baden ein Volksbegehren zur Wieder-
herstellung des alten Landes Baden aus-
zurichten;
3.–16. September | Volksbegehren zur
Wiederherstellung Badens.
1970
7. Juni | Volksbegehren im Gebiet des
alten Landes Baden (Wahlbeteilung
62,5 Prozent). 81,9 Prozent der badi-
schen Wähler stimmen für den Verbleib
im Bundesland Baden-Württemberg,
18,1 Prozent für die Wiederherstellung
des Landes Baden.
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1 | Plakat der Industrieausstellung „Export
schafft Brot“ im Landesgewerbemuseum Stuttgart,
Dezember 1946.
Vorlage: Landesarchiv GLAK P 2381

2 | Plakat zur informatorischen Volksbefragung
über die Neugliederung des Südwestraums
am 24. September 1950: Staatspräsident
Dr. Gebhard Müller spricht am Vorabend der
Volksbefragung in Freudenstadt über „Südwest-
staat oder die alten Länder“.
Vorlage: Landesarchiv HStAS J 153 Nr. 421

3 | Plakat zur informatorischen Volksbefragung
über die Neugliederung des Südwestraums am
24. September 1950.
Vorlage: Landesarchiv HStAS J 153 Nr. 420

4 | Plakat zur Debatte um die Neugliederung des
deutschen Südwestens, 1950.
Vorlage: Landesarchiv HStAS J 153 Nr. 419
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Unmittelbar nach ihrem Einmarsch auf
deutsches Territorium im Jahr 1945 be-
gannen die amerikanischen Streitkräfte
mit der Verhaftung und Inhaftierung von
potenziellen Kriegsverbrechern sowie
von weiteren Personen, die als sicher-
heitsgefährdend eingestuft wurden. Der
sogenannte Automatische Arrest betraf
alle Personen, die während der NS-Zeit
bestimmte Dienstgrade bekleidet oder
bestimmte Funk-
tionen ausge-
übt hat-
ten.

Bis
zum
Ende des
Jahres 1945 wur-
den so etwa 120 000 Men-
schen verhaftet und in Bayern, Hessen
und Württemberg-Baden in Internier-
tenlager verbracht, die speziell der Fest-
setzung mutmaßlicher NS-Aktivisten
dienten. Diese rigorose Maßnahme
entsprang einem verständlichen Sicher-
heitsbedürfnis der amerikanischen Streit-
kräfte, die einer subversiv agierenden
potenziellen deutschen Untergrundbewe-
gung von vornherein jegliche personelle
Grundlage entziehen wollten. Im März
1946 unterhielt die US-Army noch drei
Lager in Hessen, elf in Bayern und zehn
in Württemberg-Baden. Dort bestanden
überdies noch drei Krankenhäuser und
zwei Gefängnisse für Internierte.

Nachdem im März 1946 mit der Verab-
schiedung des Gesetzes zur Befreiung von
Nationalsozialismus und Militarismus
die Entnazifizierung von den Amerika-
nern auf deutsche Stellen überging, wur-
den mit der Zeit in den Ländern der
amerikanischen Zone auch die Internier-
tenlager den neu geschaffenen deutschen
Ministerien für politische Befreiung un-
terstellt. In Württemberg-Baden kamen

bis zum Mai 1947 sieben Einrichtun-
gen unter deutsche Verwaltung:

die Lager 72 (ehemalige
Krabbenlochkaserne),

74 (ehemalige Flak-
kaserne) und 77

(ehemalige Fro-
mann-Kaserne)
in Ludwigsburg,
das Lager 75 in
der ehemaligen
Kornwesthei-
mer Luden-
dorffkaserne,
das Lager 76

auf der Festung
Hohenasperg,

das Internierten-
hospital Karlsruhe

und das ehemalige
amerikanische Kriegsge-

fangenenlager Heilbronn.
Die Lebensumstände für die

Häftlinge gestalteten sich dort vor
allem in der Anfangszeit durch Überbele-
gung alles andere als günstig, doch war
etwa die Verpflegung vor dem Hinter-
grund von Ernährungskrise und allge-
meiner Mangelwirtschaft in der Nach-
kriegszeit zuweilen besser als die der
hungernden Bevölkerung jenseits des
Stacheldrahts. Auch die Unterbringung
und die medizinische Versorgung erlang-
ten mit der Zeit ein befriedigendes Ni-
veau. Das Ministerium für politische
Befreiung unter Minister Gottlob Kamm
stand vor der schwierigen Aufgabe, die
Häftlinge mit der gebotenen Strenge zu
behandeln, jedoch stets im Einklang
mit der neuen demokratischen Ordnung,
um einem Opfermythos überzeugter

Nationalsozialisten unter den Insassen
von vornherein jegliche Grundlage
zu entziehen – ein Unterfangen, das ins-
gesamt gelang.

Ein Fehlschlag war indessen der Ver-
such, die Lagerinsassen einer wirkungs-
vollen politischen Umerziehung zu un-
terziehen. Das Befreiungsministerium
musste bei der Unterhaltung der Lager
seine knappen Ressourcen bei lebens-
wichtigen Fragen wie der Ernährung und
Bekleidung der Gefangenen bis zum
Äußersten ausbeuten, sodass ein entspre-
chendes Betreuungsprogramm nicht
oberste Priorität genoss. Zudem waren
die Maßnahmen zu unkoordiniert und
zu sporadisch, um nachhaltig auf die
Gefangenen einwirken zu können.
Die große Zahl der Lagerinsassen, im Juli
1947 noch knapp 12 000, verhinderte
hinsichtlich der Umerziehung einen not-
wendigen Konzentrationsprozess. Über-
dies rächte sich nun, dass in den ersten
Wochen nach dem Einmarsch sehr viele
Menschen inhaftiert worden waren, von
denen etliche sicherlich völlig zu Recht
hinter Stacheldraht saßen, viele aber
nicht unbedingt mehrere Jahre in Lagern
hätten verbringen müssen. Den wirklich
fanatischen und verbohrten National-
sozialisten unter den Lagerinsassen (im
Juli 1947 waren etwa die Hälfte der Insas-
sen ehemalige SS-Angehörige, etwa ein
Viertel Politische Leiter, zudem SD- und
Gestapo-Angehörige, Generalstabs-
offiziere und sonstige sicherheitsgefähr-
dende Kräfte) wäre allerdings auch durch
ein intensiveres Umerziehungsprogramm
wohl nur schwerlich beizukommen
gewesen.

Die Insassen der Interniertenlager wur-
den ebenso wie die normale Bevölkerung
einem Entnazifizierungsverfahren unter-
zogen, das vor lagereigenen Spruchkam-
mern abgewickelt wurde. Hinsichtlich
der Ergebnisse gerieten auch die Lager-
spruchkammern in den Sog der allge-
meinen Entwicklung, bei der die Über-
forderung der Kammern durch die Masse
der Fälle und vielfach Unwille der deut-
schen Seite, die Säuberung gründlich zu

Hinter Stacheldraht:
Die Interniertenlager für NS-belastete
Personen in Württemberg-Baden
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betreiben, dazu führten, dass sich auch
die Lagerspruchkammern zu Mitläufer-
fabriken entwickelten. Im Dezember 1949
wurde das letzte Interniertenlager in
Württemberg-Baden aufgelöst. Die Un-
terlagen über dieses Kapitel deutscher
Nachkriegsgeschichte gelangten ins
Hauptstaatsarchiv Stuttgart (Akten des
Ministeriums für politische Befreiung)
und ins Staatsarchiv Ludwigsburg (Akten
der einzelnen Interniertenlager sowie die
Interniertenkarteien, mit Informationen
über das Schicksal einzelner Inhaftierter
auch aus Lagern außerhalb von Baden-
Württemberg). Dort stehen sie heute der
Forschung zur Verfügung.

Christof Strauss

1 | Bearbeitetes Konservendöschen eines Internier-
ten mit den Worten Friedrich Nietzsches „Gelobt
sei, was hart macht“ und „1945 – Meiner Lotte-
Frau – OSSWEIL-INTERNEE-CAMP“ aus dem
Lager 74 in Ludwigsburg-Oßweil.
Vorlage: Landesarchiv StAL EL 904 Bü. 187

2 | Letzte Einträge im Wachbuch für das Internier-
ten-Arbeitslager Filseck vom 5.–13. Dezember 1950
mit den letzten Internierten in Württemberg und
der Nennung von Hermann Cuhorst (1899 –1991),
dem ehemaligen Leiter des Sondergerichts Stuttgart.
Vorlage: Landesarchiv StAL EL 904 Bü. 179

3 | Schuhausgabe in der Bekleidungskammer des
Internierungslagers 71 in Aldingen am Neckar bei
Ludwigsburg.
Vorlage: Camp 71, Ein Internierungslager der
7. US-Armee, Druckschrift von 1946

4 | Die Barackenstraße im Unterdorf des Inter-
nierungslagers 71 in Aldingen am Neckar bei
Ludwigsburg.
Vorlage: Camp 71, Ein Internierungslager der
7. US-Armee, Druckschrift von 1946
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Im Herbst 1946 ließ eine Serie von
Sprengstoffanschlägen die Polizei in
Stuttgart nicht zur Ruhe kommen. Die
Attentäter bekämpften das aus ihrer
Sicht skandalöse Säuberungsverfahren
der Entnazifizierung; ihre Sabotageakte
galten aber auch unmittelbar der ameri-
kanischen Besatzungsmacht.

Am Samstag, dem 19. Oktober 1946,
detonierte um 20.30 Uhr eine Bombe vor
der Geschäftsstelle der Spruchkammer in
der Stuttgarter Stafflenbergstraße. Kaum
zehn Minuten später explodierte eine
weitere Sprengladung in der Weimar-
straße, dem Sitz der amerikanischen Mi-
litärpolizei. Etwa zur gleichen Zeit wurde
auch auf die Spruchkammer in Backnang
ein Anschlag verübt. Die mit Zeitzünder
versehenen Sprengsätze waren aus Artil-
lerie-Geschossen gefertigt und in Fenster-
nischen an den Gebäuden platziert
worden. Trotz der Nähe zu öffentlichen
Straßen wurde niemand verletzt, der
Sachschaden war gering. Auch die Akten
der Spruchkammern blieben unversehrt.

Gemeinsam mit der deutschen Krimi-
nalpolizei führte die amerikanische Mili-
tärpolizei groß angelegte Razzien durch,
bei denen mehrere Personen verhaftet

wurden. Für die Ergreifung der Täter
schrieb der Stuttgarter Oberbürgermeis-
ter Arnulf Klett eine Belohnung von
25 000 Reichsmark aus. General Lucius
D. Clay, stellvertretender US-Militärgou-
verneur für Deutschland, mutmaßte,
die Anschläge gingen auf das Konto von
Nationalsozialisten, die Spruchkammer-
unterlagen vernichten wollten. Mit Pro-
testkundgebungen und Streiks reagierte
die Arbeiterschaft in Stuttgart und Back-
nang auf die Anschläge. Bei der Daimler-
Benz AG legten 4000 Mann, bei den
Robert-Bosch-Werken 8000 Beschäftigte
ihre Arbeit für eine Viertelstunde nieder.

Obwohl die Gerichtsgebäude fortan
von Wachtposten gesichert wurden, kam
es am Sonntag, dem 27. Oktober, um
20.28 Uhr zu einem erneuten Anschlag.
Er richtete sich gegen die Spruchkammer
in Esslingen. Die eingesetzte Spreng-
granate verursachte keine nennenswer-
ten Schäden. Es kam zu mehreren Ver-
haftungen, noch aber tappte die Polizei
im Dunkeln.

Hinweise aus der Bevölkerung lenkten
den Verdacht auf den angeblichen SS-
Major Siegfried Kabus. Am 19. Novem-
ber nahmen die Ermittler den 23-Jähri-
gen in Stuttgart fest. Er legte ein umfas-
sendes Geständnis ab. Noch in derselben
Nacht fasste man in den Stadtteilen
Möhringen und Vaihingen zehn Kompli-
zen, die durchweg im Alter von 17 bis
23 Jahren waren. Die jungen Täter
stammten aus Stuttgart oder der näheren
Umgebung. Sie waren Mitglieder der
Hitlerjugend gewesen; die meisten hatten
bei Kriegsende der Waffen-SS angehört.

Geistiges Vorbild und Anführer der
Untergrundbewegung war der in Pforz-
heim geborene, seit 1937 in Vaihingen
auf den Fildern wohnhafte Kabus. Nach
dem vorzeitig abgebrochenen Besuch der
Oberrealschule und einer Lehre zum
technischen Zeichner hatte er sich 1941
freiwillig zur Waffen-SS gemeldet. Die
erhoffte Frontkämpferkarriere war ihm
jedoch nach einer Granatsplitterverlet-
zung versagt geblieben. Unzufrieden mit
seiner Funktion als Leiter eines HJ-
Wohnheims in Böhmen, hatte er begon-
nen ein Doppelleben zu führen: Er
schlüpfte in die Rolle des großen SS-

Führers, führte ein zweites Sold- und
Tagebuch, in das er seine Heldentaten
gegen die Alliierten eintrug. Den Eltern
täuschte er eine Beförderung nach der
anderen vor, gab sich selbst als Ritter-
kreuzträger aus und ließ sich sowohl von
Stuttgarts Oberbürgermeister als auch
vom badischen Gauleiter zu dieser Aus-
zeichnung gratulieren.

Nach Kriegsende gerierte sich Kabus,
dem die Rückkehr ins bürgerliche Da-
sein nicht gelingen wollte, weiterhin als
Hochstapler. Der egozentrische Psycho-
path schwärmte von den Befreiungskrie-
gen, sah sich als Nachfolger Hitlers und
träumte von einem neuen Reich unter
seiner Führung. Auf eigene Faust steckte
er die hölzerne Notkirche eines Pfarrers
in Brand, der sich in antifaschistischem
Sinne geäußert hatte. Seit August 1946
scharte Kabus junge Leute, darunter
auch frühere Schüler der Nationalpoli-
tischen Erziehungsanstalt Backnang, um
sich, die noch immer für das national-
sozialistische Gedankengut zu begeistern
waren. Bereits im September sprengten
sie das Fahrzeug eines amerikanischen
Offiziers in die Luft.

Unter dem Eindruck des Nürnberger
Kriegsverbrecherprozesses klebten die
Mitglieder der Kabus-Gruppe im Stutt-
garter Stadtgebiet Plakate, auf denen sie
mit Parolen wie Nürnberg – kein Urteil,
sondern Mord! oder Die Spruchkammer –
ein Schandfleck in unserer Geschichte!
gegen den internationalen Militär-
gerichtshof und die Entnazifizierung
agitierten.

Zum Zeitpunkt ihrer Verhaftung
planten Kabus und seine Leute weitere
Anschläge auf die Spruchkammern in
Ludwigsburg, Leonberg und Böblingen.
Besonders kühn erschien das Vorhaben,
Gottlob Kamm, den württemberg-
badischen Minister für politische Befrei-
ung, aus seinem Haus in Schorndorf zu
entführen, vor ein Femegericht zu stellen
und zum Tode zu verurteilen.

Stattdessen mussten sich die inhaftier-
ten Mitglieder der Kabus-Gruppe ab
dem 3. Januar 1947 selbst vor einem Ge-
richt, dem Military Government Court,
in Stuttgart verantworten. Bei ihrer
Verteidigung versuchten sie den begin-

Terroranschläge gegen Spruchkammern
in Stuttgart und Umgebung: der Fall Kabus
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nenden Ost-West-Konflikt für ihre Sache
nutzbar zu machen, doch zeigten sie sich
hinsichtlich der nationalsozialistischen
Ideologie und der Gewaltverbrechen un-
belehrbar. Den millionenfachen Juden-
mord verwies Kabus lapidar ins Reich der
Fabel. Am 21. Januar 1947 sprach das
Militärgericht die Urteile: Siegfried
Kabus wurde zum Tod durch den Strang
verurteilt. Fünf seiner Mittäter erhielten
ein Strafmaß von 30 Jahren Zuchthaus;
drei weitere Beschuldigte mussten eine
10- bzw. 15-jährige Haftstrafe in den
Landesstrafanstalten Ludwigsburg und
Schwäbisch Hall antreten. Zwei nur peri-
pher Beteiligte wurden auf Bewährung
freigelassen.

Die Vollstreckung des Todesurteils ließ
auf sich warten. Im Februar 1948 ver-
langte die Militärregierung Kabus’ un-
verzügliche Hinrichtung. Da in Würt-
temberg-Baden weder ein Scharfrichter
noch ein funktionsfähiger Galgen oder
ein Fallbeil aufzutreiben waren, bemühte
sich das Justizministerium auf schnells-
tem Weg um ein Hinrichtungsgerät aus
München oder Wiesbaden. Vergeblich!
Es folgten Nachfragen in der britischen
und in der französischen Zone. Während

sich ein südbadischer Scharfrichter
schon anschickte, mit einer zerlegbaren
Guillotine nach Ludwigsburg zu reisen,
kamen den Stuttgarter Juristen Zweifel,
ob das Todesurteil nach deutschen Ge-
setzen überhaupt rechtens sei, hatte doch
Kabus nur Sachschaden verursacht. Die
Zeit verstrich zu seinen Gunsten. Auf Be-
fehl von General Clay wurde die Todes-
strafe im April 1948 in lebenslange Haft
umgewandelt. Am 1. August 1953 wurde
Kabus, nachdem er fast sieben Jahre
verbüßt hatte, im Paroleverfahren auf
Bewährung entlassen. Die letzten seiner
Mittäter waren schon zwei Jahre zuvor
auf freien Fuß gesetzt worden.

Der Fall Kabus war im Nachkriegs-
deutschland nicht singulär. Auch in
anderen Städten kam es zu ähnlich mo-
tivierten Bombenanschlägen. Die im
Hauptstaatsarchiv Stuttgart überlieferten
Akten dokumentieren jedoch eindrück-
lich die personelle Zusammensetzung,
den ideologischen Hintergrund und
die Aktivitäten einer solchen Gruppe,
die den Aufbruch in ein demokratisches
Zeitalter mit Gewalt zu verhindern
suchte.

Albrecht Ernst

1 | Sprengstoffanschlag der Kabus-Gruppe auf
die Spruchkammer in Esslingen am Neckar, 1946.
Vorlage: picture-alliance/dpa 7029793, © dpa-
Report; Aufnahme: dpa

2 | Die Urteilsverkündung im Prozess gegen den
23-jährigen angeblichen ehemaligen SS-Major
Siegfried Kabus und zehn weitere Angeklagte im
Gerichtssaal des Stuttgarter Militärgefängnisses
am 21. Januar 1947.
Vorlage: picture-alliance/dpa 9194800, © dpa-
Report; Aufnahme: dpa

Archivale des Monats im Hauptstaats-
archiv Stuttgart

Attentate, Raub und Hehlerei
Kriminalfälle der Nachkriegszeit in Akten
des Hauptstaatsarchivs Stuttgart

1. – 30. September 2008

Hauptstaatsarchiv Stuttgart
Konrad-Adenauer-Straße 4, 70173 Stuttgart



Archivnachrichten 36 / 200812

Im Generallandesarchiv Karlsruhe liegen
Akten zu einem der spektakulärsten
Prozesse der Nachkriegszeit, dem Ver-
fahren gegen die Mörder des SPD-
Reichstagsabgeordneten jüdischer Her-
kunft und badischen Staatsrats Ludwig
Marum, der 1934 im Konzentrations-
lager Kislau bei Bruchsal brutal erwürgt
wurde (GLAK 309/4806-13). Der Prozess
führte zum Schuldspruch und zur Ver-
urteilung der vier Angeklagten zu unter-
schiedlich langen Zuchthausstrafen.

Die Idee, Gerichtsverfahren zu Büh-
nenstücken zu verarbeiten, hat eine lange
Tradition, angefangen beim König Oidi-
pos des Sophokles über Peter Weiss’
Auschwitz-Drama Die Ermittlung bis zu
den besonders bei Jugendlichen populä-
ren TV-„Gerichts-Shows“, in denen zum
Beispiel Richterin Barbara Salesch jeden
Nachmittag für Gerechtigkeit sorgt.

Für mein Vorhaben, aus dem Akten-
material einen szenischen Bericht des
Mordes an Marum zu machen, waren
natürlich die Teile der Akten besonders
wichtig, in denen der Verlauf des Prozes-
ses vom Juni 1948 protokolliert ist. Das
Protokoll gibt die Aussagen der vier
Angeklagten wörtlich wieder – so genau,
dass man bei genauem Lesen sogar
Sprach- bzw. Dialektfärbungen zu erken-
nen meint. Allerdings: Die Fragen von
Richter, Verteidigern oder Staatsanwalt
sind weggelassen. Meine erste Aufgabe
bestand also darin, diese Fragen zu
rekonstruieren und auf die drei Parteien
zu verteilen. Dazu habe ich manchmal
andere Teile der Akten verwendet,
zum Beispiel Verhörprotokolle oder die
Urteilsbegründung.

Hinzu kommt, dass der Prozess zwei Tage
in Anspruch nahm (für heutige Verhält-
nisse eine erstaunlich kurze Zeit), ein
Theaterstück aber höchstens zwei bis 2½
Stunden dauern darf. Es musste also ge-
kürzt werden. Beispiel: Von den ursprüng-
lich 16 Zeugen sind im Stück nur acht
übrig geblieben, was den weiteren Vorteil
bot, dass sich auch die Anzahl der benötig-
ten Schauspieler bzw. Schauspielerinnen
reduzierte. Es wurde schnell schmerzhaft
klar, dass Kürzen immer auch Interpretie-
ren heißt, was bedeutet, dass der Text seine
Qualität als historische Quelle zunehmend
verlor und zum Artefakt wurde. Eine
Tendenz übrigens, die sich fortsetzte, als
für die szenische Lesung des Stücks durch
Schauspieler und Schauspielerinnen des
Badischen Staatstheaters am 18. Novem-
ber 2007 mein Text nochmals gekürzt
wurde. Es kommt hinzu, dass im Verlauf
der Probenarbeit die Schauspieler anfin-
gen, ihre Rolle zu gestalten. Der Darsteller
des Richters beispielsweise, Georg Krause,
erarbeitete sich die von nur einer einzigen
Textstelle gestützte Auffassung einer sehr
zynischen Persönlichkeit. Diese Textstelle
lautet Und dann haben Sie Unschuldslamm
dabeigestanden und keinen Finger gerührt.
Der Satz stammt immerhin aus der
Berichterstattung der Badischen Neuesten
Nachrichten vom Juni 1948, er ist also
authentisch.

Und noch ein Drittes: Die Zuschauer
eines Theaterstücks müssen behutsam ge-
führt werden, sie brauchen Informatio-
nen, die das Protokoll nicht bietet. Solche
Informationen habe ich eingefügt und
gleichzeitig den Verlauf des Prozesses so
strukturiert, dass den Zuschauern eine

Steigerung bei der Schwere der Schuld
bewusst wird.

Trotzdem, die Aussagen der vier Ange-
klagten sind fast ausschließlich wörtliche
Zitate aus dem Protokoll. So wird die So-
zialisation und die Denkweise der Ange-
klagten deutlich, auch die Parallelen in
ihren Lebensläufen und die Bedeutung
der Arbeitslosigkeit für ihren Werdegang.
SA bzw. SS dienten als Auffangbecken, ein
verbrecherisches Regime benützte die Not
normaler Menschen und korrumpierte
sie, die Banalität des Bösen wird greifbar.
Heiner Kipphardt sagt im Zusammen-
hang mit seinem Stück In der Sache
J. Robert Oppenheimer es sei seine Absicht
gewesen, ein abgekürztes Bild des Verfah-
rens zu liefern, das szenisch darstellbar
ist und das die Wahrheit nicht beschädigt.
Besser kann man es nicht sagen.

Aber ich habe auch noch andere Teile
der Akten benützt. In sogenannten „Zwi-
schen-Blenden“ werden assoziativ und –
im Brechtschen Sinne – verfremdend
neue Textarten in den Prozessverlauf ein-
gefügt: Briefe, Verhörprotokolle, ein ärzt-
liches Gutachten.

Herausgekommen ist schließlich eine
Mischung aus Dokumentarbericht und
„Kunstwerk“ (Der Kislau-Prozess. Ludwig
Marum und seine Henker. Edition Tinten-
faß Neckarsteinach 2007, ISBN 978-3-
937467-40-5). Der juristische Prozess
setzt beim Zuschauer oder Leser einen
anderen Prozess in Gang, das Böse wird
aus dem Dunkeln, Unvorstellbaren, ins
klare Bewußtsein gelenkt (Peter Weiss), der
historisch Interessierte auf die Arbeit im
Archiv zurückverwiesen.

Ulrich Wiedmann

Akten und Action
Wie aus Archivalien ein Theaterstück wurde

Der Autor Ulrich Wiedmann (mit Mütze) im
Gespräch mit Schauspielern des Badischen Staats-
theaters Karlsruhe.

Der Angeklagte Otto Weschenfelder (Gunnar
Schmidt) bei der Urteilsverkündung.

Aufnahmen: Isolde Zachmann, Karlsruhe

Der Richter (Georg Krause).
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Die Befreiung von Nationalsozialismus
und Militarismus hat aber nur dann einen
positiven Sinn, wenn sie von den Deut-
schen selbst geleistet wird. Sie muß eine
wirkliche Selbstreinigung sein, […] Eine
Entnazifizierung nach den Vorschriften
und durch die Organe einer Besatzungs-
macht […] bliebe im Äußerlichen und im
Negativen stecken. Mit diesen Worten
konkretisierte der württemberg-badische
Befreiungsminister Gottlob Kamm die
Aufgabe der 1946 durch das Gesetz zur
Befreiung von Nationalismus und Mili-
tarismus in der amerikanischen Besat-
zungszone eingesetzten Spruchkam-
mern. Dieses Gesetz stellte einen Meilen-
stein dar, ging nun kraft dieses Befrei-
ungsgesetzes die Entnazifizierungspolitik
erstmals in deutsche Hände über. An-
hand der Verwaltungsakten der nord-
württembergischen Spruchkammer
Vaihingen/Enz untersuchte ich in meiner
Zulassungsarbeit für das Lehramt an
Gymnasien exemplarisch, wie die Ver-
waltung auf lokaler Ebene arbeitete und
organisiert war. Der Arbeitsablauf der
Spruchkammer wurde dabei ebenso be-
trachtet wie die Schwierigkeiten bei der
Beschaffung von alltäglich benötigtem
Arbeitsmaterial. Ferner standen nicht die
einzelnen Verhandlungen der Kammer,
sondern ihre Mitarbeiter im Fokus.

Grundlage der Arbeit bildeten die Ent-
nazifizierungsakten, die für ganz Nord-

württemberg im Staatsarchiv Ludwigs-
burg aufbewahrt werden (vgl. Archiv-
nachrichten Nr. 34). Ferner wurden
unter anderem Personalakten des Minis-
teriums für politische Befreiung aus
dem Hauptstaatsarchiv Stuttgart zurate
gezogen.

Der Kreis Vaihingen verfügte über
drei Kammern, die unter einer Leitung
zusammengefasst waren. Im Gegensatz
zu anderen Heimatspruchkammern
entschied man sich hier für eine regio-
nale Aufteilung statt einer Gliederung
nach sachlichen Gesichtspunkten. Ihre
Tätigkeit konnte die Spruchkammer
am 27. Mai 1946 aufnehmen und am
30. September 1948 beenden. In diesem
Zeitraum wurden über 45 000 Melde-
bögen bearbeitet, rund 3100 Verfahren
eröffnet und über 1800 Sprüche gefällt.
Unter den 79 nachweisbaren Mitarbei-
tern fanden sich nur zwei Juristen. Ein
hoher Anteil an verbeamteten oder frei-
beruflichen Juristen unter den Kammer-
vorsitzenden und Klägern, den Angela
Borgstedt für Nordbaden feststellen
konnte, hat für die nordwürttembergi-
sche Spruchkammer Vaihingen keine
Gültigkeit. Für die übrigen württember-
gischen Kammern ist dies noch zu unter-
suchen. Weitere allgemeine Tendenzen
bestätigten sich jedoch: Zunächst nahm
man sich die leichteren Fälle vor, um eine
Reintegration der Betroffenen in die Ge-

sellschaft zu beschleunigen und Restrik-
tionen, wie das Beschäftigungsverbot,
möglichst schnell aufzuheben. Der Preis,
den man hierfür zahlen musste, war auf-
grund der in Kraft tretenden Amnestien
sowie der Order, die Entnazifizierung
rasch zu Ende zu bringen, dass die ver-
gleichsweise Unbelasteten ungleich här-
ter bestraft wurden.

Insgesamt waren in der US-Zone rund
13 Millionen Menschen von dem Melde-
bogenverfahren betroffen, 3½ Millionen
von Ihnen fielen unter das Gesetz
Nr. 104. Nur 13,5 Prozent davon wurden
in die Gruppe der Hauptschuldigen,
der Belasteten oder der Minderbelasteten
eingereiht. Man hatte einen See durch-
siebt […] um ein paar Fische zu fangen
(Justus Fürstenau). Der allgemeine
Zwang zum Meldebogen, durch deren
Auswertung die Kammertätigkeit mona-
telang blockiert war, die Verschränkung
von nationalsozialistischer Herrschaft
und Gesellschaft sowie Fehler auf beiden
Seiten stellten die Spruchkammern vor
eine kaum zu lösende Aufgabe. Den-
noch, von einem generellen Fehlschlag
der Entnazifizierung zu sprechen, würde
den Tatsachen in keiner Weise gerecht
werden.

Kathrin Mutterer

Entnazifizierung –
Ergebnisse einer Lokalstudie
zur Tätigkeit der Spruchkammer
Vaihingen an der Enz
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Der größte deutsche Prozeß nach dem
Kriege – In Ulm steht eine ganze Epoche
vor Gericht titelten die Zeitungen im
Sommer 1958. Nach Jahren des Be-
schweigens und der Verdrängungspolitik
wurde der Massenmord an Juden wieder
ins Licht gerückt. Der bis dahin größte
NS-Prozess vor einem deutschen
Schwurgericht begann am 28. April 1958
in Ulm. Angeklagt waren zehn Angehö-
rige des Einsatzkommandos der Stapo
und des SD Tilsit, das der Einsatzgruppe
A zugeordnet war. Dieses Mordkom-
mando brachte 1941 in einem 25 Kilo-
meter breiten Gebiet an der litauischen
Grenze über 5500 Juden um. In 60 Ver-
handlungstagen wurde der Öffentlichkeit

vor Augen geführt, dass zahlreiche Mit-
glieder von SS, SD und Gestapo, die an
den Massenerschießungen beteiligt ge-
wesen waren, unbehelligt mitten in der
Gesellschaft lebten. Der Ulmer Einsatz-
gruppenprozess trug entscheidend zu
einem Wandel im Umgang mit den NS-
Gewaltverbrechen bei. Mit der Grün-
dung einer zentralen Ermittlungsbe-
hörde in Ludwigsburg begann Ende 1958
die systematische strafrechtliche Verfol-
gung des Massenmords an Juden.

Wie lässt sich ein Gerichtsverfahren,
das eine Fülle von Papier produziert, in
einer Ausstellung erzählen? Das Haus der
Geschichte Baden-Württemberg zeigt
zunächst, wie sich die Mörder nach dem

Krieg in der Gesellschaft eingerichtet
hatten. Drei der Angeklagten waren im
Südwesten untergetaucht. Ihre Ge-
schichte veranschaulicht exemplarisch
die Grenzen der Entnazifizierung. Aus
den eher zufälligen Ermittlungen gegen
Bernhard Fischer-Schweder, der in Ulm
als Leiter des Flüchtlingslagers Wilhelms-
burg tätig war, entwickelte sich von 1955
bis 1957 ein Strafverfahren gegen zehn
Beschuldigte und einen ganzen Verbre-
chenskomplex. Im Mittelpunkt der Aus-
stellung stehen die Akribie und das En-
gagement, mit dem Staatsanwälte und
Kriminalbeamte aus Ulm und Stuttgart
den Massenmord an der litauischen
Grenze aufklärten. Zahlreiche Exponate

Die Mörder sind unter uns
Der Ulmer Einsatzgruppenprozess 1958

Die Angeklagten Edwin Sakuth (* 1909), Harm
Willms Harms (* 1892) und Bernhard Fischer-
Schweder (1904–1960) im Ulmer Einsatzgruppen-
prozess, 1958.
Vorlage: Südwest Presse Ulm;
Aufnahme: Simon Resch (1928–2004)
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aus dem Staatsarchiv Ludwigsburg do-
kumentieren die umfangreichen Recher-
chen der Ermittler im In- und Ausland.
Wichtige Beweisstücke waren die Mel-
dungen der Einsatzgruppen von ihren
Mordaktionen. Sie veranschaulichen die
Buchhaltung des Massenmords. Die Per-
spektive der Täter, der Blick der Ermitt-
ler und die Masse an papiernen Zeug-
nissen wird mit einem Filmdokument
kontrastiert, das die Sicht der Opfer ver-
mittelt: Die litauische Zeugin Ona Ru-
daitis berichtete dem Fernsehen im Juli
1958 über die Erschießung von Frauen
und Kindern in Wirballen.

Für den Ulmer Einsatzgruppenprozess angefertigte
Karte des Memelgebiets, dem Schauplatz des Mas-
senmords an über 5500 Juden, im Verhandlungssaal
des Ulmer Schwurgerichts; die Karte wird heute im
Staatsarchiv Ludwigsburg (StAL EL 322 II Bü. 149)
verwahrt.
Vorlage: picture-alliance/dpa 7470597; Aufnahme:
Duerkop

Protokoll der Vernehmung von Harm Willms Harms
(* 6. Dezember 1892 in Großheide-Südarle bei Au-
rich) in Bremen am 18. Oktober 1956.
Vorlage: Landesarchiv StAL EL 322 II Bü. 3 Bl. 755



Archivnachrichten 36 / 200816

Film- und Tondokumente dominieren
auch den Ausstellungsbereich, der sich
mit der Bewertung des Verbrechens vor
Gericht beschäftigt. Mithilfe des Staats-
archivs Ludwigsburg konnte im Juni
2007 im Ulmer Landgericht ein einzig-
artiges Exponat gefunden werden: die
Tonbandaufnahmen des Gerichtsurteils
vom 29. August 1958. Das Urteil offen-
bart Stärken und Grenzen des Prozesses:
Der Richter charakterisierte die Massen-
erschießungen als staatlich organisierten
Mord und betonte, dass die Angeklagten
nicht in einer Zwangslage gehandelt
hätten. Gleichwohl wurden diese nur
wegen gemeinschaftlicher Beihilfe zum
gemeinschaftlichen Mord zu Zuchthaus-
strafen zwischen drei und 15 Jahren
verurteilt.

In einer zweiten Ebene im Stadthaus
Ulm beleuchtet die Ausstellung, wie der
Ulmer Einsatzgruppenprozess in der
Öffentlichkeit wahrgenommen wurde.

Fernseh- und Radioberichte, Schlag-
zeilen und Zeitungsartikel belegen das
große Interesse der Journalisten an den
Gerichtsverhandlungen. Die unter-
schiedlichen Meinungen der Bürger über
den Prozess spiegeln sich in zahlreichen
Briefen an Staatsanwaltschaft und Land-
gericht. Sehr langsam setzte sich in der
Gesellschaft ab Ende der 1950er-Jahre
die Erkenntnis durch, dass der Massen-
mord an Juden auch Jahrzehnte nach
dem Krieg nicht ungesühnt bleiben
durfte. Wie schmerzlich die Erinnerung
an die Verbrechen in den Familien der
Opfer noch heute ist, hiervon zeugen In-
terviews mit Angehörigen am Ende der
Ausstellung.

Sabrina Müller

Die Mörder sind unter uns
Der Ulmer Einsatzgruppenprozess 1958

Eine Ausstellung des Hauses der
Geschichte Baden-Württemberg
in Zusammenarbeit mit dem Haus
der Stadtgeschichte – Stadtarchiv Ulm
und dem Stadthaus Ulm

Gefördert durch die Landesstiftung
Baden-Württemberg
Unterstützt durch das Landesarchiv
Baden-Württemberg

16. Februar – 13. Juli 2008

Stadthaus Ulm
Münsterplatz 50, 89073 Ulm

Öffnungszeiten
Montag – Samstag 9.00 – 18.00 Uhr
Donnerstag 9.00 – 20.00 Uhr
Sonntag und Feiertage 11.00 – 18.00 Uhr
jeden ersten Freitag im Monat bis
24.00 Uhr

Informationen: www.hdgbw.de

1 | Fotografien des Angeklagten Werner Hersmann
(* 11. September 1904 in Duisburg-Ruhrort)
aus der NS-Zeit und von 1956 im Lichtbilderheft
der Prozessakten.
Vorlage: Landesarchiv StAL EL 322 II Bü. 127

2 | Telegramm vom 19. Juli 1958 über die Ermitt-
lung des Zeugen Alfonsas Uselis und seinen Abflug
in New York.
Vorlage: Landesarchiv StAL EL 322 II Bü. 18 Bl.
4802

1

2
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Die klassische Familienforschung steht
in einer modernen Variante in voller
Blüte. Die Frage, was die eigenen Eltern
und Großeltern während des Dritten
Reichs getan oder unterlassen haben,
führt nicht nur zu einer immer noch an-
steigenden Buchproduktion. Sie bewegt
auch zahlreiche Menschen, nach Mög-
lichkeiten zur Erforschung ihrer Famili-
enzeitgeschichte zu fragen.

Zusätzlich zu den seit Langem etablier-
ten Veranstaltungen zur Einführung in
die Archivarbeit bietet das Staatsarchiv
Ludwigsburg seit einigen Jahren spezielle
Einführungen in die Nutzung von Akten
zum Nationalsozialismus und zur Nach-
kriegszeit an. In Anlehnung an die auf-
sehenerregende und spätestens seit dem
Südwestdeutschen Archivtag in Archi-
varskreisen als Opa-Studie bekannt
gewordene Untersuchung von Harald
Welzer (Opa war kein Nazi) trug der
Prototyp der Veranstaltung den Titel:
War Opa ein Nazi? Seither fanden unter
verschiedenen Bezeichnungen und in
Zusammenarbeit unter anderem mit der
Landeszentrale für politische Bildung
und der Volkshochschule Ludwigsburg
mehrere Einführungsseminare statt. Sie
informieren in einem ersten Teil darüber,
welche Unterlagen im Staatsarchiv Lud-
wigsburg überhaupt infrage kommen,
um einzelbiografische Anliegen zu ver-
folgen. Dazu gehört auch eine kurze
Erläuterung der Hintergründe der Ent-
nazifizierung, der Wiedergutmachung,
Rückerstattung und Entschädigung, um
in die daraus entstandenen Archivbe-
stände einzuführen. Die Frage, wie man
sich in diesen umfangreichen Archiv-
beständen zurechtfindet und wie recher-
chiert werden kann, ob übers Internet
oder nur in archivinternen und teilweise
gesperrten Findmitteln, führt zum Pro-
blem der Nutzungsrechte und deren
eventuellen Einschränkungen durch die
in den Archivgesetzen festgelegte Be-
achtung des Datenschutzes. Selbstver-

ständlich gehört eine Magazinführung
mit passenden Archivalienbeispielen
ebenso zu diesen Seminaren wie die an-
schließende Quellenarbeit. Etwas abge-
kürzt, aber eben unverzichtbar, gehören
diese beiden Programmpunkte auch zu
der Spezialveranstaltung für Schüler-
gruppen. Für Schüler jeder Schulform ab
Klassenstufe 9 gibt es Angebote, die sich
auf die Spruchkammerakten konzentrie-
ren. Sie bieten die Möglichkeit, eine
komplette Schulklasse in gut zwei Schul-
stunden in das Thema Entnazifizierung
einzuführen und zumindest einen ersten
Kontakt mit ausgewählten Quellen her-
zustellen, die als Kopien für alle Schüler
zur Verfügung stehen.

Für Schüler wie erwachsene Teilneh-
mer besonders faszinierend ist immer
wieder das Vorführen der Recherche-
möglichkeit über die gesamten Spruch-
kammerbestände. Nicht selten werden
noch im Veranstaltungsraum die Handys
gezückt, um rasch zuhause die Lebensda-
ten des (Ur-)Großvaters abzufragen, des-
sen Spruchkammerakte wenige Minuten
später ermittelt ist. Die Erfahrung des
Nationalsozialismus als zwangsläufigen
Teil der eigenen Familiengeschichte führt
auch nach den Rückmeldungen der
Lehrer zu nachhaltigen Aha-Effekten.

Dass dabei mit Schülern wie Erwachse-
nen über gut und böse, schuldig und un-
schuldig, Belasteter oder Mitläufer disku-
tiert werden muss, versteht sich von
selbst – eine Herausforderung für die
Teilnehmer wie für die Seminarleiter!
Die Erkenntnis, dass in den Akten nicht
die Wahrheit steht und dass die Grund-
farbe der Geschichte grau ist (wie Tho-
mas Nipperdey feststellte), gehört zu den
angestrebten Ergebnissen der Veranstal-
tungen. Sie sollen eine Einstiegshilfe sein
und Lust auf eigene Entdeckungen auf
der Suche nach der historischen Wahr-
heit machen.

Elke Koch

Meine Familie im Archiv?
Einführungen in die Archivnutzung

Entnazifizierung: Alles Nazis oder was?

Für Schüler aller Schularten von
Klassenstufe 9/10 – 12
Dauer: 1,5 – 2 Stunden

Einführung, Quellenarbeit, Führung
mit Archivalienbeispielen.
Vorbereitungen und Vorkenntnisse sind
nicht erforderlich. Es entstehen keine
Kosten.
Ein Termin kann im Staatsarchiv
Ludwigsburg (2 – 3 Wochen im Voraus)
vereinbart werden unter
Telefon 07141/18 - 6321
E-Mail: elke.koch@la-bw.de;
Telefon 07141/18 - 6336
E-Mail: michael.hellstern@la-bw.de.

Bitte beachten Sie auch die Veranstal-
tungen auf Seite 23.

Aufnahmen: Landesarchiv StAL
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Die Einrichtung dieser Sonderbehörde
für Vorermittlungen gegen NS-Gewalt-
verbrecher war die Folge einer Krise des
Justizsystems der Bundesrepublik in der
Mitte der 1950er-Jahre. Der Internatio-
nale Militärgerichtshof zu Nürnberg war
der Auftakt der Strafverfolgung durch
die Alliierten sowie in den vom „Dritten
Reich“ besetzten Ländern gewesen.
Beschränkt auf Verbrechen, die an Deut-
schen verübt worden waren, hatten west-
deutsche Gerichte unter der Aufsicht
der Besatzungsmächte parallel dazu Ge-
walttaten abgeurteilt, die insbesondere
im Zusammenhang mit der Bekämpfung
von Regimegegnern in den 1930er-
Jahren, mit der Verfolgung der jüdischen
Bevölkerung 1938, der Durchführung
der sogenannten „Euthanasie“ oder der
Bekämpfung von Verweigerung und
Widerstand in der Schlussphase des Na-
tionalsozialismus 1944/45 standen.
Ein komplexes Ursachengeflecht aus
nachlassendem öffentlichem Interesse,
veränderten politischen Prioritäten und
strafprozessualen Hemmnissen hatte
schließlich zum weitgehenden Stillstand
der Strafverfolgung der NS-Täter in der
Bundesrepublik geführt.

Erst die starke Medienberichterstattung
im Jahr 1958 über zwei Strafverfahren
vor den Schwurgerichten Bayreuth und
Ulm (vgl. den Artikel von Sabrina Mül-
ler in diesem Heft) lenkte das Interesse
der bundesweiten Öffentlichkeit auf den
defizitären Stand der justiziellen Aufar-
beitung der NS-Verbrechen. Öffentlicher
Druck, die Erwartungshaltung des Aus-
lands und die seit Längerem vorhandene
Einsicht in strukturell bedingte Schwie-
rigkeiten der Strafverfolgung, zu denen
neben den Problemen der Beweisfüh-
rung vor allem die engen Zuständigkeits-
beschränkungen der Staatsanwaltschaf-
ten zu zählen sind, führten zur Ent-
schließung der Länder im Oktober 1958,
eine justizielle Sonderbehörde ins Leben
zu rufen. Die Einrichtung der Zentralen
Stelle bedeutete eine Zäsur hin zu einer
fortan systematisch und aktiv betriebe-
nen Strafverfolgung der NS-Täter.

Die Ludwigsburger Behörde hat seither
den Auftrag, durch systematische und
zielgerichtete Vorermittlungen straf-
rechtlich noch verfolgbare Verbrechen
nach Ort, Zeit und Täterkreis aufzuklä-
ren. Auf der Grundlage dieser Vorermitt-
lungen leiten die Staatsanwaltschaften
ihrerseits förmliche Ermittlungsverfah-
ren ein. Zudem obliegt der Zentralen
Stelle die Aufgabe, durch Wissens- und
Unterlagentransfer die an bundes-
deutschen Staatsanwaltschaften und
Gerichten anhängigen Verfahren zu un-
terstützen und zu koordinieren. Die Zen-
trale Stelle hat einen wesentlichen Anteil
am Zustandekommen der bis heute weit
über 20 000 Ermittlungsverfahren in
der Bundesrepublik. Etwa 70 000 Akten-
bände bieten einen kompakten und
nahezu vollständigen Überblick über die
wesentlichen Ergebnisse der Strafverfol-
gung von NS-Tätern seit ihrem Beste-
hen. Zusammen mit einer datenbankge-
stützten Verfahrensübersicht sowie etwa
1,6 Millionen Karteikarten umfassenden
personen-, orts- und einheitenbezoge-
nen Findhilfsmitteln bilden die Unterla-
gen der Zentralen Stelle einen wichtigen
Quellenbestand für ereignis-, struktur-,
alltags-, mentalitäts- und kultur-
geschichtliche Forschungen zu den
Verbrechen des „Dritten Reichs“. Thema-
tische Schwerpunkte sind die Tötungs-
verbrechen in Konzentrations- und
Zwangsarbeiterlagern, der Massenmord
an der jüdischen Bevölkerung in den
besetzten Ländern Osteuropas insbeson-
dere durch die Einsatzgruppen aus SS
und Sicherheitspolizei, die Durchfüh-
rung der sogenannten „Endlösung“ und
die unüberschaubare Fülle von rasse-
ideologisch motivierten Verbrechen an
Zivilpersonen und Kriegsgefangenen, die
von Angehörigen aus SS, Polizei, Militär,
Verwaltung, Wirtschaft oder Wissen-
schaft im Reichsgebiet und in den vom
Nationalsozialismus unterjochten Län-
dern Europas verübt wurden.

Die Geschichte der Zentralen Stelle
spiegelt die Herausforderungen und
Leistungen, die Grenzen und Defizite

der strafrechtlichen Aufarbeitung der
NS-Verbrechen im Einklang mit den
Prinzipien und Verfahrensweisen des
Rechtsstaats wider. Das herausragendste
Problem war die Bestimmung indivi-
dueller Verantwortung innerhalb büro-
kratisch organisierter und von einem
selbst verbrecherisch gewordenen Staat
angeordneten Untaten sowie die Bemes-
sung von Strafen für Verbrechen, deren
Dimension die menschliche Vorstel-
lungskraft übersteigt. Das 50-jährige Be-
stehen der Zentralen Stelle im Jahr 2008
steht somit auch für die Geschichte
der Strafverfolgung, der wesentlichen
Agenda der Auseinandersetzung der
deutschen Nachkriegsdemokratie mit
dem Nationalsozialismus.

Die Unterlagen der Zentralen Stelle
werden durch das Bundesarchiv dauer-
haft gesichert und Benutzern aus Ver-
waltung, Wissenschaft, Schulen und in-
teressierter Öffentlichkeit zugänglich
gemacht: Bundesarchiv – Außenstelle
Ludwigsburg, Schorndorfer Straße 58,
71638 Ludwigsburg, Telefon 07141/
899283, E-Mail: ludwigsburg@barch.
bund.de, Internet: www.bundesarchiv.de.

Andreas Kunz

Die „Zentrale Stelle der Landesjustizverwal-
tungen zur Aufklärung nationalsozialistischer
Verbrechen“ in Ludwigsburg

Ermittlungsakten zu NS-Verbrechen als Archivgut.
Aufnahme: Bundesarchiv – Außenstelle Ludwigsburg
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Über das Verfahren […] ist zunächst die
Entscheidung der Militärregierung einzu-
holen. Dieser häufig wiederkehrende
Satz in den Kabinettsprotokollen der Re-
gierung in (Süd-)Baden umschreibt in
treffender Weise den engen Handlungs-
spielraum, den die von der französischen
Besatzungsmacht zu Verwaltung und
Wiederaufbau des Landes eingesetzten
deutschen Behörden und sonstige Regie-
rungsstellen in der Zeit zwischen 1945
und 1949/50 besaßen. Eine bis in die un-
tersten Ebenen ausgebaute französische
Besatzungsverwaltung spannte ein dich-
tes Netz der Kontrolle über das Besat-
zungsgebiet, ja wirkte in allen Gebieten
des Verwaltungshandelns und der
Daseinsvorsorge unmittelbar auf die Le-
bensumstände der Bevölkerung ein.
Ob es um die Besetzung von Posten in
Wirtschaft, öffentlichem Leben, Politik
und Verwaltung ging, um die Erfassung
und Abgabe der landwirtschaftlichen
Produktion, um Demontagen von
Betrieben und den Abtransport von Ma-
schinen, der Lizenzierung von Zeitun-
gen, der Öffnung von Schulen, Universi-
täten, Kinos und Theatern, bis hin zur
Zulassung von politischen Parteien und
landesweiten oder lokalen Vereinen und
Verbänden, alles lief über die Schreib-
tische der französischen Besatzungsver-
waltung, vom Ortskommandanten über
den Kreisgouverneur zu den vier deut-
schen Militärregierungen im Saarland,
in Rheinland-Pfalz, Württemberg-
Hohenzollern und Baden, bis zum Ober-
befehlshaber der französischen Militär-
verwaltung in Deutschland, zum Com-
mandant en Chef Français en Allemagne,
der mit seinem umfangreichen Verwal-
tungsapparat in Baden-Baden seinen Sitz
genommen hatte.

Die wissenschaftlich-historische Beschäf-
tigung mit der Nachkriegszeit im deut-
schen Südwesten, mit der materiellen
und geistig-moralischen Wiederaufbau-
leistung, mit Entnazifizierung und Um-
erziehung, kurz mit den Grundlagen der
erfolgreichen Demokratisierung und
Eingliederung Deutschlands in die eu-
ropäische Völkerfamilie nach 1945, muss
ohne einen Rückgriff auf und die Aus-
wertung der Überlieferung der französi-
schen Besatzungsverwaltung unvoll-
ständig bleiben.

Diese Überlieferung wird seit Mitte der
1950er-Jahre im Centre des Archives de
l’occupation française en Allemagne et en
Autriche in Colmar verwahrt. Mit einem
Gesamtumfang von sechs Regalkilome-
tern umfassen die Bestände die zentrale
und lokale Verwaltung der französischen
Besatzungszone in Deutschland und
Österreich, einschließlich des französi-
schen Sektors in Berlin und Wien.
Darüber hinaus werden auch Unterlagen
von gemeinsamen Einrichtungen der
drei Besatzungsmächte sowie des Office
de Commerce Extérieur und der Joint
Export Import Agency (JEIA), der Außen-
handelsagentur der Bizone verwahrt.
Plakate, Fotos, Dokumentationen und
private Archivsammlungen ergänzen
diese Überlieferung.

Mit der systematischen Erschließung
der über lange Jahrzehnte nur durch Ab-
gabelisten zugänglichen Bestände wurde
in den letzten Jahren begonnen. Die
Findbücher sind als PDF-Dokumente
über die Homepage des französischen
Außenministeriums (www.diplomatie.
gouv.fr/fr/), Menu Archives et patrimoine
– Archives des Affaires étrangères beim
Untermenu Zone d’occupation française
en Allemagne et en Autriche zu finden.

Am weitesten fortgeschritten ist die Er-
schließung der Militärregierungen in
Tübingen (für das Land Württemberg-
Hohenzollern) und Freiburg im Breisgau
(für das Land Baden) und der zentralen
Instanzen in Baden-Baden.

Die Nutzung richtet sich nach den Be-
stimmungen des französischen Archiv-
gesetzes vom 17. Juli 1978, das Teil des
französischen Code du patrimoine ist.
Neben der allgemeinen Schutzfrist von
30 Jahren gelten zahlreiche weiterge-
hende Regelungen, unter anderem für
personenbezogene Unterlagen, die
Schutzfristen von bis zu 150 Jahren fest-
legen. Eine Verkürzung der Schutzfristen
(dérogation) ist auf Antrag beim Archiv
der Auswärtigen Angelegenheiten in
Paris grundsätzlich möglich. Für das
Genehmigungsverfahren muss mit einer
Dauer von bis zu zwei Monaten gerech-
net werden.

Das Centre des Archives de l’occupation
française en Allemagne et en Autriche
befindet sich in der rue Fleischhauer
Nr. 3 in 68000 Colmar. Der Lesesaal ist
von Montag bis Donnerstag von 9.00 bis
17.00, am Freitag von 9.00 bis 12.00 Uhr
geöffnet. Für die Erstellung eines Nutzer-
ausweises sind die Vorlage eines Passes
oder Personalausweises sowie zwei Pass-
bilder erforderlich. Eine vorherige An-
meldung ist zu empfehlen; die Bestellung
von Archivalien sollte mindestens
48 Stunden vor Besuch des Archivs ge-
tätigt werden unter folgender Adresse:
archives.colmar@diplomatie.gouv.fr.

Kurt Hochstuhl

Quellen zur südwestdeutschen
Nachkriegsgeschichte in den
„Archives de l’occupation française
en Allemagne et en Autriche“
in Colmar
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1945 – Europa in Trümmern, Millionen
Opfer weltweit. Täter und Sympathisan-
ten der Nationalsozialisten spürten die
Folgen: Inhaftierungen, Dienstenthebun-
gen und Sühneleistungen gehörten zum
Alltag. Damit wurden zwischen 1933 und
1945 geschehene Untaten deutlich ver-
urteilt und die Verantwortlichkeit für das
Unrecht jedermann vor Augen geführt.
Ergänzt werden musste diese Verurteilung
durch „Aufklärung“. So sah es die franzö-
sische Besatzungsmacht als vordringlich
an, die deutsche Bevölkerung mit den
Zielen, Methoden und Folgen der NS-
Herrschaft zu konfrontieren. Da unmit-
telbar nach Kriegsende Massenkommuni-
kationsmittel wie Zeitungen, Zeitschriften
oder Kinos mit Wochenschauen kaum
zur Verfügung standen, erarbeitete die

Freie Bahn dem Schund? Unter dieses
Moto stellten die Stuttgarter Nachrichten
im Juli 1949 ihre aktuelle Diskussions-
seite. Anlass zu dieser Debatte gab die
Feststellung, dass die Verbreitung des
Kitsches alarmierende Formen ange-
nommen habe: Ein Blick auf die Zei-
tungsstände sagt alles, und wem die Eva-
Brauniaden am laufenden Band, die
Sensationsreportagen à la ‚Ich war Hitlers
Stubenmädchen‘, die billigen Halbnudi-
täten der Titelbilder gewisser Wochenzeit-
schriften nicht genügen, kann sich in den
Schaufenstern mancher Kunstgewerbe-
läden vom Niedergang des guten Ge-
schmacks leicht überzeugen. Die Fragen,
die wir hier zur Diskussion stellen, heißen:
Soll der Staat gesetzlich gegen die schran-
kenlose Ausbreitung des Kitsches eingrei-
fen? […] Oder steht es einem demokra-
tischen Staatswesen überhaupt nicht zu,
hier einzugreifen?

Die Diskussion, inwieweit Kultur von-
seiten des Staats gelenkt oder ob dem
künstlerischen Schaffen größtmögliche

französische Regierung aus den ihr zur
Verfügung stehenden Bildern die Wander-
ausstellung Crimes Hitlériens / Hitlers
Verbrechen, die schon am 13. Juni 1945 im
Grand Palais in Paris eröffnet wurde.
Neben einer Analyse der Ursachen des
Nationalsozialismus nahm die Dokumen-
tation von Schicksalen in deutschen Kon-
zentrationslagern und von Massakern in
Frankreich einen breiten Raum ein.

Diese Ausstellung wurde ab Frühjahr
1946 in mehreren Städten der franzö-
sischen Besatzungszone gezeigt. Ziel war
dabei – neben der Aufklärung über das
Unfassbare –, über eine gemeinsame Be-
urteilung der Geschichte ein künftiges
Neben- oder Miteinander von Deutsch-
land und Frankreich in Europa vor-
zubereiten.

Freiheit eingeräumt werden solle, wurde
in den Nachkriegsjahren in der Öffent-
lichkeit, vor allem aber von Künstler-
verbänden und Kulturschaffenden inten-
siv und kontrovers geführt. Sie fand
auch ihren Niederschlag in den im
Hauptstaatsarchiv Stuttgart verwahrten
Akten des Kultministeriums Württem-
berg-Baden (EA 3/201 Bü 44 – 46).

Wie war die Situation nach 1945? Nach
den Entbehrungen der Kriegsjahre war
das Bedürfnis der Menschen nach Kul-
turveranstaltungen aller Art groß, und so
entfaltete sich in den ersten Nachkriegs-
jahren rasch ein reges geistiges und
kulturelles Leben. Konzerte, Schauspiele
und Opern, oft in notdürftig hergerich-
teten Gebäuden aufgeführt, fanden ein
zahlreiches Publikum. Großer Nachfrage
erfreuten sich die Kinos, und auch
Vorträge zu den unterschiedlichsten
Themen waren gut besucht.

Eine besondere Rolle im kulturellen
Leben kam den Offizieren der US-Infor-
mation Control Division zu, der relativ

Das Landesarchiv Baden-Württemberg
wird mit der Pädagogischen Hochschule
Freiburg im Herbst 2008 diesen frühen
pädagogischen Versuch, den Aufstieg und
die Verbrechen des NS-Regimes zu analy-
sieren, um so die Deutschen, vor allem die
Jugend „zu bessern“, in einer Ausstellung
mit Begleitpublikation präsentieren.
Dabei stellt sich auch die Frage, ob und
wie die Aufarbeitung der NS-Zeit in der
partnerschaftlichen Entwicklung zwi-
schen den Bürgerinnen und Bürgern bei-
der Länder eine Rolle spielte.

Die Wanderausstellung wird im Septem-
ber 2008 im Stadtmuseum Baden-Baden
eröffnet. Weitere Stationen in Städten der
ehemaligen französischen Besatzungszone
sind geplant.

Clemens Rehm

eigenständigen Kulturabteilung der ame-
rikanischen Militärregierung. Orientiert
an amerikanischen Demokratie-Idealen
und meist hochgebildet, verfolgten sie
von Anfang an ein positives Besatzungs-
konzept. Ihr Ziel war die Weckung und
Förderung der schöpferischen Kräfte in
Bereichen wie Theater, Musik, Literatur
und bildender Kunst. Ein sich in Freiheit
entwickelndes vielfältiges Kultur- und
Geistesleben war in ihren Augen die Vor-
aussetzung für die Verwurzelung der
Demokratie in Deutschland.

Diese neue Freiheit hatte aber auch ihre
Schattenseiten, beflügelte sie doch nicht
nur künstlerisch anspruchsvolle Produk-
tionen. So beklagte die Kulturabteilung
im Landratsamt Ludwigsburg im Sep-
tember 1946 gegenüber dem Kultminis-
terium: Die Bevölkerung erlebt z. Zt. eine
wahre Inflation an Veranstaltungen aller
Art: Theater und Konzerte, Musik- und
Liederabende, Circus, Variétée, Cabarett
usw. In vielen Fällen sind die Darbietun-
gen als minderwertig und als Kitsch zu

„Hitlers Verbrechen“ – Aufklärung durch
eine französische Ausstellung 1946

Freie Bahn dem Schund?
Kunst und Kultur in der Nachkriegszeit
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bezeichnen. Skrupellose Geschäftemache-
rei tummelt sich auf diesem Gebiet hem-
mungslos aus. Die oftmals schon rein
äusserlich völlig unzulänglichen Auffüh-
rungen sind in ihrer peinlichen Primitivi-
tät nicht mehr mit der Ungunst der Ver-
hältnisse zu entschuldigen. […] Wir bitten
Sie, mit allen Kräften darauf hinzuwirken,
dass hier Wandel geschaffen wird.

Das Ministerium dachte allerdings
nicht daran, eine gelenkte und bevormun-
dete Entwicklung auf kulturellem Gebiet
zu befördern. Nachdem die inhaltliche
Lenkung des Kultur- und Geisteslebens
im NS-Staat gerade erst abgestreift wor-
den war, sah es seine Rolle darin, Anre-
gungen zu geben, auf keinen Fall aber
die Freiheit, die der geistigen Auseinander-
setzung notwendig garantiert sein muss,
einzuengen.

Diese Meinung wurde aber nicht von
allen Kulturinteressierten und Kultur-
schaffenden geteilt. Daher wuchs der
Druck auf das Ministerium, insbeson-
dere Maßnahmen zu ergreifen auf dem
Gebiet der bildenden Kunst. Denn die
Überschwemmung des Marktes mit
Schund sei in der bildenden Kunst be-
sonders groß, wie der Verband der bil-
denden Künstler in Württemberg im
November 1946 konstatierte. Er wies in
einer öffentlichen Erklärung auf diesen
schreienden Missstand hin und bat die
massgebenden Behörden dringend, die
nötigen Schritte zur Überprüfung der Ver-
kaufsstellen und zur Heranziehung der
Schundproduzenten zu einer ehrlichen
Arbeit zu tun. Ursache der Verbreitung
von minderwertigen Erzeugnissen sei der
Warenhunger auf der einen und die
mangelnde Möglichkeit, das vorhandene
Geld in Dinge des täglichen Bedarfs zu
investieren, auf der anderen Seite.

Das Ministerium sah sich daher ver-
anlasst zu prüfen, ob und gegebenenfalls
mit welchen Mitteln der Staat Schund
und Kitsch bekämpfen solle und könne.
Unter Leitung von Ministerialdirektor
Bäuerle – ab August 1947 Kultminister
von Württemberg-Baden – fand im
Februar 1947 eine Sitzung in Stuttgart
zu eben dieser Frage statt. Zugrunde lag
ein Referat von Ministerialrat Dr. Kauf-
mann, in dem dieser ausführte, dass seit
Kriegsende die Produktion von Kitsch
und Schund außerordentlich gewachsen
sei. Dem Materialmangel der bildenden
Künstler stehe eine Materialvergeudung
für wertlosen Schund und Kitsch entge-
gen. Eine staatliche Einwirkung sei zwar

möglich, auf der anderen Seite solle aber
dem Kunstschaffen größte Freiheit ein-
geräumt werden; schwierig sei nur die
Frage der Grenzziehung. Mit der Weiter-
behandlung der Frage wurde schließlich
eine Gutachterkommission betraut, die
in den folgenden Monaten mehrfach zu-
sammentrat und den Missständen mit
Richtlinien zu begegnen suchte. Diese be-
inhalteten unter anderem die Anwen-
dung strengerer Maßstäbe bei der Zu-
lassung von Unternehmen, die sich dem
Kunsthandel widmen wollten. Die Er-
folge waren jedoch bescheiden.

Eine ganz eigene Meinung zur Bekämp-
fung des Kitsches vertrat Ministerialrat
Bäuerle: Es wäre ganz interessant, einmal
dem Problem Kitsch näher auf den Leib
zu rücken. Man würde dann vielleicht
zu dem Ergebnis kommen, dass es nicht
nur einen künstlerischen, sondern auch
einen gesellschaftlichen und sogar politi-
schen Kitsch gibt, dessen Bekämpfung
allerdings ganz besondere Schwierigkeiten
bereiten dürfte.

Nicole Blickhoff

Schreiben der Stuttgarter Nachrichten an Kult-
minister Theodor Bäuerle vom 15. Juli 1949 mit der
Bitte um Äußerung zum Motto „Freie Bahn dem
Schund?“ auf deren Diskussionsseite.
Vorlage: Landesarchiv HStAS EA 3/201 Bü. 45
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Nirgends innerhalb der Staatsverwal-
tung sind die Zerstörungen des Zweiten
Weltkriegs und der Wiederaufbau
Baden-Württembergs nach 1945 besser
dokumentiert als bei der Hoch- und
Straßenbauverwaltung. Gerade in die-
sem Bereich konnte das Staatsarchiv
Ludwigs- burg in den vergangenen Jah-
ren bedeutende Unterlagen übernehmen,
erschließen und damit der Öffentlichkeit
zugänglich machen. Seit 1998 bewertet
und übernimmt das Staatsarchiv die

Unterlagen der Bauabteilung der ehe-
maligen Oberfinanzdirektion Stuttgart,
deren Zuständigkeitsbereich sich auf den
gesamten württembergischen Landesteil
erstreckte. Im Sommer 2007 waren sämt-
liche Registraturen der Stuttgarter Rote-
bühlkaserne – Amtssitz der Bauabteilung
– geleert. Die übernommenen rund
450 Regalmeter Akten dokumentieren
das gesamte staatliche Bauwesen seit
Ende des Zweiten Weltkriegs (Bestand
EL 403). Die Überlieferung beinhaltet

nicht nur den Wiederaufbau der wichtigs-
ten staatlichen Gebäude in Nord- und
Südwürttemberg nach 1945, sondern do-
kumentiert auch die Sanierungsmaß-
nahmen an herausragenden Bauwerken,
darunter auch die spektakuläre Rettung
der von Balthasar Neumann erbauten
Abteikirche Neresheim ab dem Jahr 1966.
Der Schwerpunkt liegt jedoch beim
Wiederaufbau der im Zweiten Weltkrieg
zerstörten Gebäude. So haben sich zum
Beispiel seit 1944 alle wichtigen Unterla-
gen zum Wiederaufbau des Alten und
des Neuen Schlosses in der Landeshaupt-
stadt Stuttgart erhalten. Neben den In-
ventarlisten des Schlosskirchenschatzes,
der den Krieg fast vollständig in den Ge-
wölben des Tübinger Schlosses überstan-
den hatte, hat auch ein zeitgenössischer
Pressespiegel überdauert, der den Streit
über den Wiederaufbau dieser zwei das
Stuttgarter Stadtbild prägenden Bauten
dokumentiert. Während die Wiederer-
richtung des Alten Schlosses unstrittig
war, entstand um den des Neuen Schlos-
ses ein erbitterter Streit, sodass erst im
Jahr 1958 der Startschuss zu diesem Un-
terfangen gegeben werden konnte. Auch
der Wiederaufbau des zerstörten Mann-
heimer Schlosses ist in den Unterlagen
gut dokumentiert.

Im Zug der Verwaltungsreform wurde
das Landesamt für Straßenwesen, zu-
ständig für den Autobahnbau in Baden-
Württemberg, in seiner bisherigen Form
aufgelöst. Im Rahmen der zahlreichen
Aktenaussonderungen konnte auch die
Bildersammlung des Landesamts über-
nommen werden (Bestand EL 70 VI).
Es handelt sich um rund 7500 Positiv-
abzüge und etwa 1500 Glasplatten und
Diapositive zum gesamten Autobahnbau
im heutigen Baden-Württemberg ab
1935. Diese Bilder waren in einem Stahl-
schrank untergebracht und systematisch
nach Autobahnen geordnet; die einst-
mals vorhandene Datenbank mit sämt-
lichen Angaben zu den Bildinhalten galt
als verschollen. Im Frühjahr 2007 wurde
eine ältere Sicherungsversion dieser
Datenbank beim Regierungspräsidium
in Stuttgart entdeckt und im Staatsarchiv

Kriegszerstörung und Wiederaufbau
in Württemberg
Die Fotosammlungen der staatlichen Bauverwaltung

1
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Einführung in die Archivarbeit
Opfer oder Täter?
Dorothea Bader und Dr. Martin
Häußermann
Lebenswege im Nationalsozialismus in
Archivquellen der Nachkriegszeit
Seminar in Zusammenarbeit mit der
Landeszentrale für politische Bildung
Freitag, 18. April, 10.00 – 17.00 Uhr

Das Geheimnis der Orangenkisten
Ein politischer Heimatfilm über Millio-
nen Morde, ein ruhiges Städtchen und
zwei alte Generale
Regie: Jochen Faber
Dienstag, 6. Mai, 19.00 – 20.30 Uhr

Währungsreform und Lastenausgleich
Dr. Albert Sting
Vortrag über die wirtschaftlichen An-
fänge der Bundesrepublik
Dienstag, 27. Mai, 19.00 – 20.30 Uhr

Entnazifizierung im Landkreis
Ludwigsburg
Dorothea Bader und Dr. Elke Koch
Einführung in die Archivarbeit
Donnerstag, 5. Juni, 18.00 – 21.00 Uhr

Die Währungsreform 1948 –
Beginn des Wirtschaftswunders?
Zeitzeugengespräch mit Edzard Reuter
über den 60. Jahrestag der Währungsre-
form am 20./21. Juni 1948
Dienstag, 24. Juni, 19.00 – 20.30 Uhr

Alle Veranstaltungen finden im Staats-
archiv Ludwigsburg, Arsenalplatz 3,
71638 Ludwigsburg, statt. Dort erhal-
ten Sie auch weitere Informationen:
Telefon 07141/18-6310
E-Mail: staludwigsburg@la-bw.de
Internet: www.landesarchiv-bw.de/stal

Ludwigsburg in das Verzeichnungs-
system des Landesarchivs konvertiert;
Anfang 2009 wird diese Datenbank on-
line gestellt werden, sodass der interes-
sierte Nutzer via Internet recherchieren
kann. Eine Baumaßnahme ist in diesem
Bestand besonders gut überliefert: Es
handelt es sich um den Bau des Engel-
bergtunnels bei Leonberg (A 81). Allein
zu diesem Bauwerk liegen rund 500 Bil-
der vor. Vom ersten Spatenstich im
Jahr 1935 bis zur Fertigstellung im Jahr
1938 ist jede Einzelheit des Baufort-
schritts genau dokumentiert – leider
fehlt die Zeit, in der Zwangsarbeiter in
den Röhren als Rüstungsarbeiter einge-
setzt waren. Die ersten Nachkriegsbilder
zeigen den Zustand der beiden Tunnel-
röhren im Herbst 1945 mit allen ihren
Zerstörungen im Detail; ebenso sind die
einzelnen Phasen des Wiederaufbaus
bis Ende der 1950er-Jahre im Bild fest-
gehalten. Darüber hinaus liegen Fotogra-
fien zu allen während des Zweiten Welt-
kriegs gesprengten Brücken entlang der
A 8 und der A 81 vor.

Martin Häussermann

1 | Innenhof des im Zweiten Weltkrieg zerstörten
Alten Schlosses in Stuttgart.
Vorlage: Landesarchiv StAL EL 403 Bü. 2749

2 | Südportale des fertiggestellten Engelbergtunnels,
1938.
Vorlage: Landesarchiv StAL EL 70 VI a Nr. 6344

Die frühen Jahre –
Deutschland in der
Nachkriegszeit

Im Visier der amerikanischen
Zivilzensur
Dr. Carl-Jochen Müller
Neu entdeckte Dokumente über die Be-
findlichkeit der Zusammenbruchsgesell-
schaft
Dienstag, 19. Februar, 19.00 – 20.30 Uhr

„Der Krieg hat uns geprägt“
Prof. Margarete Dörr
Buchvorstellung und Diskussion mit der
Autorin
Dienstag, 11. März, 19.00 – 20.30 Uhr

Kriegsende in Ludwigsburg mit
„zweifacher Besatzung“
Prof. Karl Moersch
Vorstellung des Buchs „Städte im
Wiederaufbau“ in Kooperation mit der
Landeszentrale für politische Bildung
Dienstag, 1. April, 19.00 – 20.30 Uhr

Zerstörung und Wiederaufbau
in Bild und Film
Dr. Martin Häußermann
Neues audiovisuelles Archivgut des
Staatsarchivs Ludwigsburg aus der Nach-
kriegszeit
Dienstag, 8. April, 19.00 – 20 .30 Uhr

Wie die Grundrechte ins Bonner
Grundgesetz kamen
Prof. Karl Moersch
Vortrag über die „Väter der Grund-
rechte“
Dienstag, 15. April, 19.00 – 20.30 Uhr

2
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Mit der Zuweisung erster Flüchtlinge im
Februar 1946 begann nicht nur für die
Heimatvertriebenen, sondern auch für
die Stadt Wertheim eine neue Zeit.

Der hoch über dem Taubertal gelegene
ehemalige Fliegerhorst Reinhardshof
sollte sich für einige Jahre zu einer eige-
nen Flüchtlingsstadt entwickeln. Genutzt
wurden die 1936/37 erbauten Wohnge-
bäude, Werkstatt- und Flugzeughallen,
welche kurz vor Kriegsende durch deut-
sche Truppen gesprengt worden waren.
Etwa die Hälfte der Bausubstanz wurde
dabei zerstört. Auch die Einquartierung
ehemaliger russischer und polnischer
Zwangsarbeiter bis Ende 1945 hatte Spu-
ren hinterlassen. Die dem Landratsamt
unterstehende Flüchtlingssiedlungs-
verwaltung musste die beschädigten Ge-
bäude zunächst notdürftig herrichten.
Der größte Teil der bis Ende 1946 in
Wertheim angekommenen rund 2200
aus Ungarn und der Tschechoslowakei
Vertriebenen konnte auf dem Reinhards-
hof untergebracht werden. Neben
Wohnraum galt es vor allem, den Neu-
ankömmlingen Arbeit zu verschaffen.
Die bereits in Wertheim ansässigen Ge-
werbebetriebe konnten dies allein nicht
leisten. So waren Landkreis und Stadt

bemüht, neue Industrie- und Handels-
betriebe anzusiedeln. Meist aus dem
Kreis der Flüchtlinge heraus wurden Ge-
schäfte für den täglichen Bedarf eröffnet
– eine Bäckerei, ein Lebensmittelge-
schäft, ein Metzger, ein Friseur. Die In-
standsetzung der Räume in den ruinösen
Gebäuden des Reinhardshofs – Einbau
von Türen, Fenstern und Wänden etc. –
mussten die Geschäftsleute selbst organi-
sieren. Keine leichte Aufgabe in Zeiten
der Baustoffkontingentierung, wie man
in den Akten des Kreisarchivs im Archiv-
verbund Main-Tauber nachlesen kann.

Mit der Wäschefabrik Geyer konnte ein
großer Arbeitgeber gefunden werden.
Die Firma hatte zunächst direkt in Wert-
heim den Betrieb aufgenommen und
siedelte im Juli 1947 auf den Reinhards-
hof um. Sie beschäftigte hauptsächlich
in der Näherei über 100 Arbeiterinnen.
Einer der ersten Industriebetriebe auf
dem Areal war die Strowen KG, eine
Fabrik für Glasverformung. Mit starker
finanzieller Unterstützung des Land-
kreises wurden aus den zerstörten Flug-
zeughallen Räume zur Produktion von
medizinisch-pharmazeutischen Glas-
artikeln geschaffen. Nach dem plötzli-
chen Tod des in Ulm ansässigen Inhabers

übernahm der ehemalige Landrat Her-
mann Götz, von Beruf Kaufmann und
Reeder, den Betrieb. Da dieser nicht
prosperierte, nutzten weitere Firmen aus
der Glasbranche die Gewerberäume, die
Thermometer- und Glasinstrumenten-
fabriken Schneider, Amarell, Graf und
Brand. Rudolf Brand übernahm schließ-
lich die ehemalige Strowen KG. Mit der
Ansiedlung dieser aus der Sowjetzone
geflüchteten Thüringer Unternehmen
begann der Aufstieg Wertheims zum
größten Industriestandort im Main-Tau-
ber-Kreis. Die Nachkriegszeit auf dem
Reinhardshof ging 1952 mit der Um-
nutzung des Areals zur US-amerikani-
schen Kaserne zu Ende. Die Bewohner
und Betriebe wurden größtenteils in
die neu erbauten Siedlungen Wertheim-
Bestenheid bzw. Wertheim-Hofgarten
umgesiedelt.

Claudia Wieland

Neubeginn in Ruinen
Ansiedlung von Flüchtlingen und Vertriebenen in Wertheim

Blick in den Nähmaschinensaal der Wäschefabrik
Geyer in der Flüchtlingssiedlung Wertheim-Rein-
hardshof, 1947.
Vorlage: StAW S S 11; Aufnahme: Heinz Finke
(1915–2007)
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Um diese Zeit wollte ich mich Ihnen ei-
gentlich längst selbst vorgestellt haben.
Nun ist dagegen der Zeitpunkt der Heim-
kehr völlig ungewiss geworden. Das bereitet
mir unter anderem insofern Sorge, als
dadurch die Berufsaussichten sicher nicht
besser werden. Mit diesen Worten beginnt
ein auf den 12. Dezember 1948 datierter,
aus einem russischen Kriegsgefangenen-
lager geschriebener Brief eines badischen
Forstbediensteten (GLAK 442 Zugang
2000-9 Nr. 347). Er befürchtete, nach
seiner Entlassung aus der russischen
Kriegsgefangenschaft keine Anstellung
im Forstdienst mehr zu erhalten. Die Be-
denken des Forstbediensteten konnten
zerstreut werden. Es ist, so schrieb die
Forstabteilung des Präsidenten des Lan-
desbezirks Baden am 18. Februar 1949
zurück, eine Selbstverständlichkeit …, den
noch in Gefangenschaft befindlichen Kolle-
gen Stellen und Ämter offen zu halten.
Zwei Jahre später, am 24. Dezember 1950,
meldete sich der Forstmann erneut aus
russischer Kriegsgefangenschaft. Die
Forstverwaltung informierte seine Frau
über das neue Lebenszeichen. Diese be-
richtete, dass ihr Mann zwischenzeitlich
im Lager als Zimmermann arbeite. Die
ganze Familie warte sehnsüchtig auf
seine Rückkehr: Die Kinder warten sehr
auf ihren Vater und auch ich wäre froh,
etwas entlastet zu werden, da meine Ge-
sundheit nicht mehr die beste ist. So spie-
gelt sich in normalen Verwaltungsakten
auch das Schicksal Kriegsgefangener und
derer Familien wieder.

Aber auch über die Zuhausegebliebenen
liefern die Akten Aspekte aus dem all-
täglichen Nachkriegsleben. Der Zusam-
menbruch nach Kriegsende führte zu
einem massiven Brennholzmangel. Auch

Bauholz zum Wiederaufbau der Kriegs-
schäden wurde dringend benötigt. Der
eine oder andere beschaffte sich das Holz
auf illegalem Weg.

Dabei konnte die Situation im Wald
regelrecht eskalieren. Am 5. Januar 1946
versuchte ein Förster den Diebstahl von
Brennholz zu verhindern. Er konfiszierte
den Handwagen einer Frau, die er beim
Diebstahl erwischt hatte. Einige Minuten
darauf – so die Schilderung des Försters
in einer Aktennotiz – kam auch schon der
Ehemann mit dem Fahrrad …, warf sein
Fahrrad zu Boden und ging Wut entbrand
auf mich zu, die rechte Hand zum Zu-
schlagen bereit und hieß mich Dreckarsch,
Scherenschleifer, Vagabund usw. und wollte
auf mich einschlagen. Ich beruhigte [ihn],
was aber nichts half. Daraufhin holte der
Förster einen Waldarbeiter zu Hilfe. Ich
wiederholte nochmals, daß der Hand-
wagen solange hier bleibt, bis die Säge her-
beigeholt ist. Das sagte nun auch [der
Waldarbeiter] zu ihm, jedoch riss [der Be-
schimpfende] seine Luftpumpe vom
Fahrrad und wollte damit auf [den Wald-
arbeiter] einschlagen! Ich stellte mich
dagegen und riss ihm nun die Luftpumpe
aus der Hand (GLAK 392 Philippsburg
Nr. 247).

Bei der Beschlagnahmung einer Axt in-
folge unerlaubten Brennholzschlagens
wurde der Förster gleichfalls massiv be-
droht: Sie kommen hier nicht eher vom
Platz bis ich meine Axt wieder habe, eher
schlage ich sie zu Boden. Der Förster schil-
derte den Vorfall weiter. Als ich die Axt
nicht aus den Händen gab, griff er mich
tätlich an und ich machte nun von mei-
nem Faustrecht Gebrauch und schlug ihm
auf die rechte Kinnbacke und auf das linke
Auge (GLAK 392 Philippsburg Nr. 222).

Die Justiz scheint diesen Übergriffen ge-
genüber recht nachsichtig gewesen zu
sein. Noch 1951 intervenierte das Forst-
amt Philippsburg beim dortigen Amtsge-
richt und mahnte eine strenge Verfolgung
an: Wir haben gegen die Auffassung der
Staatsanwaltschaft, einen Diebstahl ge-
ringwertiger Gegenstände als Notdiebstahl
zu bezeichnen, allerernsteste Bedenken.
Sollte diese Auffassung der Staatsanwalt-
schaft allgemein werden, so würden die
Weiterungen daraus äußerst schwerwie-
gend sein. Es muss als feststehend ange-
nommen werden, daß bei Bekanntwerden
einer derartigen Praxis der Staatsanwalt-
schaft die Forstdiebstähle in außerordentli-
chem Maße zunehmen und der Forst-
schutzdienst durch das Forstpersonal und
Angehörige der Landespolizei über die
Maßen erschwert werden würde (GLAK
392 Philippsburg Nr. 248).

Noch schwieriger wurde die Situation
für die Forstverwaltung, wenn sich ganze
Gruppen und nicht nur Einzelpersonen
im Wald bedienten. 1947 berichtete ein
Förster, dass Einwohner eines Orts sich
Kolonnenweise nachts in den Wald be-
geben und dort Abholzungen vornehmen.
Da jedes Mal etwa 20 kräftige junge Män-
ner bei diesen Kolonnen sich befänden,
die im Ganzen gegen 100 Personen um-
fassen, sei das unbewaffnete Forstpersonal
völlig machtlos (GLAK 392 Philippsburg
Nr. 247).

Die Akten der badischen Forstämter
und -verwaltung enthalten interessante
Unterlagen, die Einblicke in Aspekte des
täglichen Lebens im Nachkriegsdeutsch-
land bieten.

Jürgen Treffeisen

Ein ehemaliger Forstbediensteter erkundigt sich
besorgt bei der Forstverwaltung über seine mögliche
Wiederverwendung für die Zeit nach der Entlassung
aus russischer Kriegsgefangenschaft, 12. Dezember
1948.
Vorlage: Landesarchiv GLAK 442 Zugang 2000-9
Nr. 347

„Ich machte nun
von meinem Faustrecht Gebrauch“
Alltagsleben und Alltagsnöte in den Akten der Badischen Forstverwaltung
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Manche Dinge, so scheint es, kommen
nie in die Akten. Andere nur zu be-
stimmten Zeiten. Die Jahre nach 1945
waren so eine Zeit, in der Dinge in den
amtlichen Unterlagen erscheinen, die
dort sonst keine Rolle spielen. Schreib-
maschinen, Nähmaschinen, Stühle, Bett-
gestelle und Matratzen bevölkern die
Akten ebenso wie Herde, Radios, Bügel-
eisen und Socken.

Es waren die Jahre der Ernährungs-
und Wirtschaftsämter, die die Verteilung
von Brennstoffen, Kleidung und Nah-
rungsmitteln zu organisieren hatten.
Diese Ämter hatten Erfahrung: Während
des Kriegs eingerichtet, machten sie 1945
einfach weiter. Die Ämter führten Listen
der Dinge und Listen der Leute, die sie
erhalten sollten. Sie waren in diesen Jah-
ren schwierig zu führen, weil alles in Be-
wegung war: Soldaten, Kriegsgefangene,

Displaced Persons, Ostflüchtlinge, Eva-
kuierte. Andere Listen verzeichneten die
NSDAP-Funktionäre und -Parteimitglie-
der, Angehörige von SA und SS. Im Juni
1945 brauchte man sie in Wertheim, weil
die Belasteten Kleidung und Schuhe für
die alliierte Militärkommission sammeln
mussten. 35 Anzüge waren gefordert,
700 Taschentücher, 300 Handtücher, 150
Paar Frauenstrümpfe und 259 Socken.
Am zweckmäßigsten bestellt der Herr Bür-
germeister die ehemaligen Zellenleiter der
früheren Partei zur Sammlung, da diese
die einzelnen Familien durch ihre Tätig-
keit am besten kennen (StAW S Akten II
Nr. 1940).

Wer ans Amt schreibt, wahrt die Form.
Ein Vertriebener aus Mähren, nach der
Ausweisung mit Frau, Schwiegermutter
und 4 Kindern im Taubertal untergekom-
men, stellte einen Antrag auf ein Bügel-

eisen: Infolge Flucht konnte das Bügeleisen
nicht mitgenommen werden. Es ist aber
ein Bügeleisen für eine solche große Fami-
lie unbedingt erforderlich, zumal in der
Landwirtschaft sooft gewaschen und gebü-
gelt werden muß (StAW S O 13 Nr. 133).

Nähmaschinen und Schreibmaschinen
vagabundierten, sie gingen verloren und
tauchten anderswo wieder auf, manche
waren gar herrenlos. Mit Beschreibungen
und Schriftproben versuchten ihre Be-
sitzer, wieder in den Besitz verloren ge-
gangener Exemplare zu gelangen. Ein
Wertheimer Verzeichnis ausgegebener
Leihgegenstände führt in der Rubrik
Schreibmaschinen als Empfänger unter
anderem auf: den Gewerkschaftsbund,
die SPD, die Militärregierung Tauber-
bischofsheim, das Arbeitsamt, das Gym-
nasium und die Spruchkammer (StAW
S Akten II Nr. 1941).

Nachkriegszeit – die Dinge in den Akten

1
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Auf den Listen mit den ausgegebenen
Leihgegenständen finden sich Öfen,
Kochplatten, Kochherde, zahlreiche Ma-
tratzen sowie Bettstellen. Für Matratzen
wurden eigene Sammlungen durchge-
führt. Margarethe Waigand hatte im
Sommer 1945 eine Matratze abgegeben.
1946 fragte sie an, wann sie die Matratze
zurück bekäme – die Soldaten seien ja
nun weg.

Unter dem Motto Lumpen her, wir
schaffen Kleider fand im April 1946 in
der amerikanischen Zone eine Lumpen-
sammlung statt (StAW S Akten Nr.
1940). Wer mitmachte, konnte bei einer
Auslosung in Karlsruhe Preise gewinnen.
Diese Preise klingen schon nach dem,
was später kommen sollte: Unter ande-
rem winken ein Eigenheim im Werte von
10 000 Reichsmark, ein Bausparvertrag
im Werte von 2000 Reichsmark.

Robert Meier

1 | Kampf um die Dinge: Plünderung eines auf der
Tauber liegenden Schiffs.
Vorlage: Landesarchiv StAW A 57 II 0025-00-101

2 | Eine Underwood-Schreibmaschine.
Vorlage: Landesarchiv StAW S Akten II Nr. 398

2
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Faszination, ja Ergriffenheit zeigen Ar-
chivbesucher, die anlässlich von Führun-
gen durch Restaurierungswerkstätten
miterleben können, wie eine mittelalter-
liche Pergamenturkunde vor ihren
Augen nach allen Regeln der Kunst in-
stand gesetzt wird. Dass Jahrhunderte
nicht spurlos an Archivgut vorübergehen
und dass für die Restaurierung etwa
eines Lutherbriefs 1000 Euro gezahlt
werden müssen, leuchtet jedem sofort
ein. Überrascht sind die Besucher aller-
dings, wenn sie erfahren, dass die fachge-
rechte Bearbeitung eines solchen Briefs
aus dem 16. Jahrhundert technisch einfa-
cher und auch schneller erledigt ist als
die Restaurierung einer Meldung über
Fischlieferungen für Internierungslager
an das Ernährungsamt Ludwigsburg aus
dem Jahr 1947 oder die einer Karte aus
dem Ulmer Einsatzgruppenprozess 1958.

Modernes Schriftgut bereitet auch den
fähigsten Restauratoren Kopfzerbrechen.
Dafür gibt es mehrere Gründe: Der ge-
wichtigste ist die Qualität der Papiere
selbst. In der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts änderte sich die Papierherstel-
lung grundlegend: Anstelle der bis dahin
üblichen zerkleinerten Baumwoll-Lum-
pen, auch Hadern genannt, aus denen in
einer Bütte handgeschöpfte Papiere ge-
fertigt wurden (Büttenpapiere), benutzte

die industrielle Papierproduktion das
billigere Holz als Rohstoff für die Gewin-
nung der Zellulose. Während die alten
Hadernpapiere bis zum heutigen Tag
meist in hervorragendem Zustand sind,
bieten Papiere ab 1880, aber vor allem
die aus der unmittelbaren Nachkriegszeit
1945–1950 ein trauriges Bild: Stark ver-
gilbt und brüchig lassen sich Gesetz-
blätter und Fachzeitschriften nur mit äu-
ßerster Vorsicht umblättern. Nach jeder
Nutzung bleibt auf dem Tisch ein kleines
Häufchen Papierschnipsel liegen, ein
Zeichen für den massiven chemischen
Abbau des Materials Zellulose, den
Papierzerfall. Verantwortlich dafür sind
zwei herstellungsbedingte Phänomene:
Zum einen wird im Papier ohne äußeres
Zutun Säure gebildet, die die Zellulose-
ketten chemisch in kürzere Stücke
spaltet, was die Festigkeit mindert. Die
Säurequelle ist der Leimzusatz Alumini-
umsulfat. Zum anderen wird häufig auf
die aufwendigere chemische Reinigung
(Aufbereitung) des Holzes verzichtet und
purer mechanischer Holzschliff für
Papier verwendet. Dieser enthält außer
der Zellulose noch eine lichtempfind-
liche Substanz, das Lignin. Ligninhaltige
Papiere, zum Beispiel Zeitungen, ver-
gilben schnell, wobei zusätzlich zer-
setzende Säure frei wird, und zwar umso

schneller, je höher der Ligninanteil ist
und je länger und häufiger Licht darauf
fällt. Daher sind gerade holzschliffhal-
tige Papiere bei Ausstellungen besonders
gefährdet.

Papiere, die in ihrer Substanz bereits
derart geschädigt sind, verschließen sich
leider auch dem in der Papierrestaurie-
rung sonst üblichen Spektrum von Festi-
gungsmethoden – das heißt, von einer
Nassbehandlung, einer Nachleimung
und/oder einer dünnen Kaschierung auf
der Rückseite profitieren solche Blätter
weit weniger als Schriftgut aus früheren
Jahrhunderten. Will man die geschwäch-
ten Stücke im Original erhalten und
sogar nutzbar machen, sind unter Um-
ständen massivere Eingriffe wie das
Papierspalten oder ersatzweise eine
dickere Kaschierung auf Vor- und Rück-
seite erforderlich.

Neben dem Beschreibstoff Papier selbst
kann es an modernen Unterlagen auch
große Probleme bei der Erhaltung der
Beschriftung geben. Viele neue Tinten
und Farben sind lichtempfindlich und
bleichen daher aus; vor allem Verviel-
fältigungen/Durchschreibpapiere sind
gefährdet. Schwache Maschinenschrift ist
auf vergilbtem Papier kaum mehr lesbar
oder blättert ab. Eine weitere Gefahr
droht der Beschriftung erst durch die

Lutherbrief haltbarer
als Spruchkammerakten
Warum moderne Papiere zerfallen

Rückseite der Karte des Ulmer Einsatzgruppen-
prozesses von 1958 mit Rissen und starken, wegen
wasser- und lösemittelempfindlicher Beschriftungen
nur schwer abzulösenden Packbandverklebungen.
Vorlage: Landesarchiv StAL EL 322 II Bü. 149
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Restaurierung: Moderne Tinten und
Stempelfarben sind im Gegensatz zu his-
torischen Eisengallustinten wasserlöslich;
das heißt, man kann die für die Papier-
substanz wichtigen wässrigen Behand-
lungsschritte nicht ohne Weiteres an-
wenden, ohne dass die Schrift ausläuft.
Die Farben müssen vorher fixiert wer-
den, was zusätzlichen Aufwand bedeutet.

Eine weitere Schwierigkeit bilden die
gerade an modernen Papieren zu finden-
den Reparaturen früherer Jahre mit
Selbstklebebändern. Die Bänder sind
alles andere als alterungsbeständig, fallen
im Lauf der Zeit ab und hinterlassen
hässliche braune Rückstände des Kleb-
stoffs, die nur mit äußerster Mühe und
besonders hohem Aufwand wieder zu
entfernen sind.

Das allergrößte Problem stellt aber
nicht die vielfältige Qualität der auftre-
tenden Schäden dar, sondern die Quan-
tität des betroffenen Schriftguts. Die
Überlieferung des 20. Jahrhunderts um-
fasst ein Vielfaches der Menge derjenigen
des 16. Jahrhunderts, und der größte Teil
dieser Unterlagen ist vom Zerfall betrof-
fen. So hat eine detaillierte Erhebung vor
einigen Jahren ergeben, dass elf Regal-
kilometer im Landesarchiv Baden-Würt-
temberg bereits unbenutzbar sind (acht
Prozent des gesamten Archivguts).

26 Regalkilometer sind akut vom Zerfall
bedroht (19 Prozent), und weitere 85
Regalkilometer sind zwar äußerlich noch
intakt, tragen aber aufgrund ihrer Her-
stellung bereits den Keim der Zersetzung
in sich (64 Prozent). Das heißt, dass nur
neun Prozent der gesamten verwahrten
Archivalien von diesem Problem unbe-
rührt bleiben, was nicht bedeutet, dass
sie ansonsten in einwandfreiem Zustand
sind.

Die Archive sehen im Papierzerfall mit
Recht die größte Herausforderung für
die Bestandserhaltung, und zwar über
Jahrzehnte. Mit Restaurierungswerkstät-
ten allein, und seien sie auch noch so
groß, ist diese Aufgabe nicht zu bewälti-
gen. Vielmehr ist das gesamte Spektrum
der heute zur Verfügung stehenden Er-
haltungsmaßnahmen zu berücksichti-
gen. Hierzu zählen neben den industriel-
len Verfahren der Massenentsäuerung
auch Prävention (Lagerung, Verpackung)
und Konversion auf beständige Schutz-
medien (Mikrofilm), um den Zerfalls-
prozess zu verlangsamen. Wie sich das
Landesarchiv strategisch der Rettung
seiner Unterlagen widmet, wird in der
nächsten Ausgabe der Archivnachrichten
zu lesen sein.

Anna Haberditzl

Die gerollt aufbewahrte Karte des Ulmer Einsatz-
gruppenprozesses von 1958 mit durch zu hohe
Spannung aufgeplatzten Rissen und Brüchen im
Schriftfeld auf der Vorderseite und durch Abrieb
gefährdeten feinen Bleistiftanmerkungen.
Vorlage: Landesarchiv StAL EL 322 II Bü. 149
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Für die Jahresplanung 2007 hatten sich
die Führungskräfte des Landesarchivs im
Rahmen mittelfristiger Programme Ende
2006 auf die folgenden abteilungsüber-
greifenden Ziele verständigt:

1. Der Anteil der konservatorisch ab-
schließend bearbeiteten und erschlosse-
nen Bestände wird deutlich erhöht.

2. Der Anteil der Bestände, die online
zugänglich sind, wird deutlich erhöht.

3. Vorliegende Bewertungsmodelle wer-
den mit dem Ziel überprüft, den Umfang
der Zugänge zu reduzieren.

4. In die Überlieferungsbildung werden
verstärkt digitale Unterlagen einbezogen.
Es erfolgt dabei eine Verzahnung der
Bewertung analoger und digitaler Unter-
lagen.

5. Angebote in der Bildungs- und Öffent-
lichkeitsarbeit werden stärker vernetzt.

Wie aus der beigefügten Tabelle ersicht-
lich ist, wurden diese Ziele erreicht.
Einem gegenüber den Vorjahren deutlich
reduzierten Zugang an Archivgut von
1088 Regalmetern, stehen 4107 Regal-
meter an abschließend verpackten und
3084 Regalmeter an erschlossenen Unter-
lagen gegenüber. So baut das Landesar-
chiv kontinuierlich Rückstände ab, die in
der Vergangenheit bei der konservatori-
schen Behandlung und Erschließung der
Zugänge entstanden sind.

Zugleich setzt das Landesarchiv konse-
quent das Vorhaben um, in einem über-
schaubaren Zeitraum alle Findmittel zu
den Beständen, deren Nutzung keinen
rechtlichen Beschränkungen unterliegt,
über das Internet zugänglich zu machen.
Der Anteil des Archivguts, dessen Inven-
tare online zugänglich sind, wurde 2007
von 15,6 auf 21,7 Prozent erhöht.

Mit dem Ziel, den Umfang der Zugänge
zu reduzieren, wurden die derzeit prak-
tizierten Auswahlmodelle für die Über-
nahme gleichförmiger Massenakten
evaluiert und in Neuansätze überführt.

Die Übernahme digitaler Unterlagen ist
im vergangenen Jahr Alltag geworden;
ihre Bewertung erfolgt programmge-
mäß in enger Verzahnung mit der analo-
gen Überlieferung. Die deutliche Zu-
nahme des digitalen Archivguts um ins-
gesamt 18,7 Gigabyte ist im Einzelnen
auch der Zusammenstellung auf S. 38
zu entnehmen.

Eine stärkere Vernetzung in der Bil-
dungs- und Öffentlichkeitsarbeit wurde
durch die Planungen erreicht, die für
die nächsten Jahre im Rahmen der neu
gebildeten Arbeitsgruppe „Bildungs- und
Öffentlichkeitsarbeit“ koordiniert wur-
den, um zum Beispiel landesweite
Themenschwerpunkte zu bilden. Bereits
2007 wurden ein Kolloquium zur Über-
lieferungsbildung mit dem Titel „1968“ –
Was bleibt von einer Generation? und
Beiträge in den neu gestalteten Archiv-
nachrichten miteinander verknüpft.

Nicht nur in der praktischen Umset-
zung seiner Ziele, sondern auch in deren
Fortentwicklung und Konkretisierung
hat das Landesarchiv 2007 viel erreicht.
Von zentraler Bedeutung für seine wei-
tere Arbeit ist die Digitalisierungsstrate-
gie, die Mitte des Jahres als Grundlage
verabschiedet wurde (vgl. Archivnach-
richten Nr. 34). Sie gibt einen Orientie-
rungsrahmen für alle Arbeitsfelder vor,
die von der Ausrichtung des Landesar-
chivs als Dienstleister in der digitalen
Welt betroffen sind. Im nächsten Schritt
wurde ein Aktionsplan zu ihrer Umset-
zung erstellt, der in den nächsten Jahren
abgearbeitet werden soll. Dazu gehört,
dass 2008 mithilfe der Deutschen For-
schungsgemeinschaft rund 60 000 Find-
bucheinträge digitalisiert und online
verfügbar gemacht werden.

Die zahlreichen Projekte auf interna-
tionaler und nationaler Ebene, an denen
sich das Landesarchiv beteiligt, um einen
digitalen Zugang zu seinen Beständen
zu ermöglichen, wurden mit guten Er-
gebnissen vorangetrieben.

Von besonderer Bedeutung für alle
Nutzer des Landesarchivs dürfte sein,
dass nun für alle Standorte die Online-
Bestellung von Archivgut über das Inter-
net möglich ist. Zudem wurden die
Recherchemöglichkeiten in den elektro-
nischen Beständeübersichten optimiert.

In gleicher Weise wichtig – wenn
auch nicht von außen sofort unmittelbar
wahrnehmbar – sind die Ergebnisse
des Ludwigsburger Instituts für Erhal-
tung von Archiv- und Bibliotheksgut.
Insbesondere durch Massenentsäuerung
konnten zahlreiche Archiv- und Bib-
liotheksbestände dauerhaft gesichert
werden.

Wiederum hat sich das Landesarchiv
über seine Bildungs- und Öffentlich-
keitsarbeit mit zahlreichen Angeboten an
bestimme Zielgruppen und die breitere
Öffentlichkeit gerichtet, um auf die
Bedeutung der an seinen Standorten ver-
wahrten Bestände aufmerksam zu ma-
chen. Um nur einige Bespiele zu nennen:
Der Beitritt Rumäniens zur Europäi-
schen Union gab Anlass, aus dem reichen
Fundus der Rumänien-Fotografien Willy
Praghers, dessen Nachlass im Staats-
archiv Freiburg verwahrt wird, gemein-
sam mit dem Institut für donauschwäbi-
sche Geschichte und Landeskunde in
Tübingen eine Wanderausstellung zu-
sammenzustellen, die mit großem Erfolg
an verschiedenen Orten in Deutschland
und Rumänien gezeigt wurde und 2008
weiter wandern wird. Auf eine positive
Resonanz stieß auch die vom Haupt-
staatsarchiv Stuttgart gestaltete Ausstel-
lung Landschaft, Land und Leute.
Politische Partizipation in Württemberg
1457 – 2007, die im Landtag zu sehen
war. Erstmals konnte eine Wanderaus-
stellung – Ludwig Marum. Für Freiheit
und Recht. Reichstagsabgeordneter. Er-
mordet 1934 – im Deutschen Bundestag
gezeigt werden. Das Staatsarchiv Lud-
wigsburg erinnerte mit einem vielfälti-
gen Programm an den Deutschen Herbst
des Jahres 1977. In der Öffentlichkeit
fand bundesweit die Übernahme von
Tonbandmitschnitten der Stammheimer
Prozesse Beachtung, die nun im Landes-
archiv auf Dauer verwahrt sind.

Das audiovisuelle Archiv, das beim
Hauptstaatsarchiv Stuttgart angesiedelt
ist, gewinnt überhaupt zunehmend an
Bedeutung für den Erhalt einmaliger
audiovisueller Dokumente; so konnte im
Berichtsjahr auch ein Tonband-Mit-
schnitt der Urteilsverkündung im Ulmer
Einsatzgruppenprozess von 1958 ge-
sichert werden.

Für die Publikationen des Landes-
archivs ist besonders erwähnenswert,
dass 2007 gleich drei Inventare zu Adels-
archiven im Druck erschienen sind.
Erschlossen sind darin Urkunden aus
den Archiven der Freiherren von Ment-
zingen, der Freiherren von Schauenburg
und der Freiherren Roeder von Diers-
burg. Die Bände belegen zugleich, dass

Ziele und Ergebnisse
Jahresbericht des Landesarchivs Baden-Württemberg für 2007
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die Adelsarchivpflege weiterhin einen
hohen Stellenwert im Landesarchiv hat;
möglich ist dies freilich nur dank der
Förderung durch die Stiftung Kulturgut
Baden-Württemberg, die das Landes-
archiv auch in zahlreichen anderen Pro-
jekten unterstützt hat.

Erschienen sind die neueren Veröffent-
lichungen des Landesarchivs im neuen
Corporate Design, das sich das Landes-
archiv im vergangenen Jahr gegeben
hat (vgl. Archivnachrichten Nr. 35). Es
liegt auch dem neuen Erscheinungsbild
der Archivnachrichten zugrunde und
entspricht der von zentralen und dezen-
tralen Elementen bestimmten Organisa-
tionsstruktur des Landesarchivs.

Das Generallandesarchiv Karlsruhe
war durch die Mitarbeit seines Leiters in
der Expertenkommission „Eigentums-
fragen Baden“ stark in Anspruch genom-
men. In dem von der Kommission
erstellten Gutachten, das im Dezember
2007 der Öffentlichkeit vorgestellt
wurde, wird die Bedeutung der archivi-
schen Überlieferung zur Klärung der
strittigen Fragen deutlich.

Für die Unterbringung des Landes-
archivs hat das Jahr 2007 erfreuliche Ent-
wicklungen mit sich gebracht. Nach der
Verankerung von Mitteln für einen Er-
weiterungsbau des Generallandesarchivs
Karlsruhe wurde noch vor Jahresmitte
mit der Ausführungsplanung begonnen;
der „Baggerbiss“ wird 2008 erfolgen.
Auch für das „Projekt Verbundarchiv“
am Standort Freiburg, zu dem 2007 eine
Nutzungsanforderung beim Finanz-
ministerium eingereicht wurde, zeichnet
sich eine positive Lösung ab.

Freiwerdende Stellen konnten auch
2007 in Umsetzung der Beschlüsse der
Verwaltungsstrukturreform nicht wieder
besetzt werden. Der fortschreitende
Stellenabbau macht sich deutlich be-
merkbar. Im Hohenlohe-Zentralarchiv
Neuenstein konnte der Wegfall einer
Stelle durch eine neubegründete Koope-
ration mit dem ortsansässigen Archiv
des Hohenlohekreises partiell aus-
geglichen werden.

Vor dem Hintergrund sich reduzieren-
der personeller Ressourcen ist allen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern umso
mehr für ihre engagierte Arbeit und die

2007 erbrachten Leistungen zu danken.
Gedankt sei bei diesem Jahresrückblick
aber auch dem Ministerium für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst Baden-
Württemberg für vielfältige Unterstüt-
zung und gute Zusammenarbeit.

Robert Kretzschmar

Das Landesarchiv in Zahlen

Das Wesentliche auf einen Blick
Gesamtumfang des Archivguts am 31. Dezember 2007 (in Regalmetern) 133 615
Urkunden (Stück) 309 257
Karten, Pläne (Stück) 333 905
Bilder (Stück) 823 382
Gespeicherte elektronische Unterlagen (Gigabyte) 34,6
Auslastung der Magazine (in Prozent) 92,42
Zu betreuende Registraturen 2616
Erschlossenes Archivgut (Findmittel leicht zugänglich) 85,1%
Digitalisate von Archivgut im Internet (Images) 90 433
In online verfügbaren Findmitteln erschlossenes Archivgut
(in Prozent des Gesamtumfangs) 21,7
Zahl der Mitarbeiterinnnen und Mitarbeiter (Stand: 31. Dezember 2007) 189

Unsere Leistungen im Jahr 2007
Nutzungen 13 054
Vorgelegte Archivalien 65 343
Abgegebene Reproduktionen 291 774
Schriftliche Auskünfte der Archivabteilungen 5994
Online-Zugriffe auf Informationsangebote ca. 3 Mio.
Neu hinzugekommenes Archivgut (in Regalmetern) 1088
Fachgerecht verpackte Archivalien (Stück) 347 319
Fachgerecht verpackte Archivalien (in Regalmetern) 4107
Erschlossenes Archivgut (Stück) 264 828
Erschlossenes Archivgut (in Regalmetern) 3084
Ausstellungen und Präsentationen 31
Besucher bei Ausstellungen und Präsentationen 59 734
Führungen 322
Geführte Personen 6310

Der vollständige Jahresbericht mit den ausführlichen Berichten der einzelnen
Abteilungen und weiteren statistischen Daten findet sich auf der Website des Landes-
archivs (www.landesarchiv-bw.de) unter „Das Landesarchiv > Jahresberichte“.
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Seit nahezu zwei Jahrzehnten arbeiten
das Hohenlohe-Zentralarchiv und
das Kreisarchiv des Hohenlohekreises
eng zusammen. Die Notwendigkeit dazu
ergibt sich aus den sich ergänzenden
Beständen, der Überschneidung der Ar-
chivsprengel und dem gemeinsamen
Dienstort Neuenstein. Seit 1988 war der
Kreisarchivar in einem Zimmer des Zen-
tralarchivs untergebracht, dessen Fach-
aufsicht er anfangs unterstellt war. Auch
als das Kreisarchiv 1997 ein eigenes
Dienstgebäude unweit des Schlosses
bezog, setzten der Kreisarchivar und die
Kollegen im Schloss die enge Zusam-
menarbeit fort.

Im Sommer 2007 schlossen der Hohen-
lohekreis und das Landesarchiv für
beide Archive einen Kooperationsver-
trag. Hierdurch wird die Zusammen-
arbeit institutionalisiert und erhält eine
breitere Grundlage. Erhofft werden
Synergieeffekte, denn zwei kleinere Ar-
chive können gemeinsam mehr errei-
chen, als jedes einzelne für sich.

Die Vertragspartner wollen die Zu-
gänglichkeit und Nutzung der Bestände
beider Archive für die wissenschaftliche
Forschung ebenso wie für die breite
historisch interessierte Öffentlichkeit
sichern. Der Vertrag sieht einen gemein-
samen Nutzerservice vor, sodass nicht
mehr zwei Lesesäle parallel beaufsichtigt
werden müssen. Bei Urlaub und Erkran-
kung vertreten sich künftig die Archivare
gegenseitig. Bei den knappen personellen
Ressourcen in beiden Archiven kann
so die Stabilität aufrechterhalten werden.

In technischer Hinsicht ist die Einbe-
ziehung der Bestände des Kreisarchivs in
die Internetpräsentation des Landesar-
chivs ein Schwerpunkt. So kann der Fun-
dus einem breiten Publikum bekannt ge-
macht werden und der Nutzer sich schon
vor dem Archivbesuch über die Bestände
detailliert informieren. Hinzu kommt
die Möglichkeit der bequemen und
schnellen Online-Suche und die Einbin-
dung des Kreisarchivs in die elektroni-
sche Bestellung von Archivalien. In
einem einzigen Schritt kann in Zukunft

die elektronische Recherche in beiden
Archivbeständen erfolgen. Die Bestände
bleiben aber weiterhin klar getrennt:
sie sind den „Ästen“ Hohenlohe-Zentral-
archiv bzw. Kreisarchiv zugeordnet und
bilden jeweils eine eigene Baumstruktur.
Nach und nach wird das Kreisarchiv
seine Findmittel online verfügbar
machen und so einen Datenfundus für
Recherchen der Nutzer schaffen. Die
technischen Voraussetzungen dazu sind
gelegt. Bei der oft kniffligen Abwicklung
des Onlinestellens kann der Kreisarchi-
var zumindest am Anfang von der
Routine und Hilfe seiner Neuensteiner
Kollegen profitieren.

Die Vereinbarung festigt die schon seit
Längerem bestehende Kooperation
zwischen Hohenlohe-Zentralarchiv und
dem Kreisarchiv des Hohenlohekreises.

Peter Schiffer

Verstärkte Kooperation zwischen dem
Hohenlohe-Zentralarchiv Neuenstein
und dem Kreisarchiv des Hohenlohekreises

Der Präsident des Landesarchivs Prof. Dr. Robert
Kretzschmar, Kraft Fürst zu Hohenlohe-Oehringen
und Landrat Helmut M. Jahn (von links) stellen die
neue Kooperationsvereinbarung am 30. November
2007 der Öffentlichkeit vor.

Blick auf das Gebäude des Kreisarchivs (gelbes Haus
rechts) und Bereiche des Hohenlohe-Zentralarchivs
in Schloss Neuenstein.
Aufnahmen: Peter Schiffer, Ludwigsburg
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So mancher Archivbesucher, der in alten
Akten blättert, kennt den Effekt: In der
Nase kribbelt es, und plötzlich muss man
niesen – der Körper reagiert allergisch.
Meist ist der Vorfall schnell vergessen, da
man die Akten bald wieder aus der Hand
legt. Archivpersonal allerdings kommt
oft ganztägig mit staubigen oder sogar
schimmligen Unterlagen in Berührung
und ist daher gehalten, auf daraus resul-
tierende gesundheitliche Beeinträchti-
gungen zu achten.

Das Landesarchiv Baden-Württemberg
organisierte im November 2007 gemein-
sam mit der Württembergischen Landes-
bibliothek Stuttgart und dem Regie-
rungspräsidium Stuttgart – Landes-
gesundheitsamt eine mit 75 Teilnehmern
gut besuchte Arbeitsschutz-Fortbil-
dungsveranstaltung Schimmelpilze und
Stäube als Gesundheitsrisiko. Anlass war
der Abschluss einer mehrjährigen Studie,
bei der 220 Personen bezüglich ihrer
Belastung durch Schimmelpilze und
Milben am Arbeitsplatz untersucht wor-
den waren. Sie ergab, dass Archiv- und
Bibliotheksmitarbeiter im Vergleich zur
Kontrollgruppe deutlich häufiger unter
Hautrötungen und Ekzemen an Händen
und Unterarmen leiden. Außerdem sind
ihre Lungenfunktionswerte leicht ver-
mindert. Allerdings zeigten IgE-Antikör-
perbestimmungen, dass diese Beein-
trächtigungen vorzugsweise auf eine
Sensibilisierung gegen Hausstaub- und
Vorratsmilben zurückzuführen sind,
nicht gegen Schimmelpilze. Die Arbeit-

nehmer reagieren offenbar auf eine ge-
nerell erhöhte Staubbelastung.

Dies hat Folgen für den Arbeitsschutz:
Die Staubminimierung ist das Wichtigs-
te. Dies wird erreicht durch regelmäßige
Reinigung der Magazine, den Einbau des
Arbeitsschritts „Grobreinigung“ in die
Arbeitsabläufe bei der Übernahme von
Akten aus Behörden, die Bereitstellung
einer persönlichen Schutzausrüstung
(Kittel, Handschuhe) für die Mitarbeiter
sowie die Umsetzung eines Hautschutz-
plans. Praktische Hinweise enthalten die

neuen Empfehlungen der Archivreferen-
tenkonferenz zur Schimmelvorsorge und
-bekämpfung, die – wie auch die medi-
zinische Studie – über die Homepage des
Landesarchivs Baden-Württemberg ab-
rufbar sind. Wichtige Maßnahmen sind
zum Beispiel eine effiziente Reinigung
der Magazine und des Archivguts. Diese
Empfehlungen gelten nicht nur für Ar-
chive, sondern überall, wo mit staubigem
Schriftgut gearbeitet wird.

Anna Haberditzl

Hatschi!
Wie schütze ich mich vor einer Stauballergie?
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Am 27. September 2007 besuchte eine
Delegation von 14 leitenden Mitarbeitern
der Beijing Municipal Archives im
Rahmen ihrer Informationsreise über
Archive in Deutschland auch das Haupt-
staatsarchiv Stuttgart. Nach einer Be-
grüßung durch den stellvertretenden
Abteilungsleiter Dr. Bernhard Theil
wurde zunächst ein Film über das Haupt-
staatsarchiv vorgeführt, der von der mit-
reisenden chinesischen Dolmetscherin
kommentiert wurde. Danach erläuterte
Dr. Peter Bohl, Referatsleiter für nicht-
staatliches Archivgut, die Beständestruk-
tur des Hauses und stellte einige Archiva-
lien mit Bezug zu China in digitalisierter
Form vor (Handels- und Freundschafts-
vertrag mit dem Zollverein, Papiere
aus dem Nachlass Klaus Mehnert).

Es schloss sich eine Hausführung an.
In den Magazinen wurden ausgewählte
Originale, so auch der chinesisch-
deutsche Vertrag von 1861, im Reper-
torienraum verschiedene Formen von
Findmitteln vorgeführt.

Zum Abschluss des Informations-
besuchs fand eine Fragerunde statt, bei
der die Gäste sich an allen Bereichen des
baden-württembergischen Archivwesens
außerordentlich interessiert zeigten,
nicht zuletzt auch am Einsatz der Infor-
mationstechnologie. Anschließend fuhr
die Delegation nach München weiter, der
letzten Station ihrer Deutschlandreise.

Bernhard Theil

Chinesischer Besuch im
Hauptstaatsarchiv Stuttgart

Die chinesische Delegation der Beijing Municipal
Archives vor dem Hauptstaatsarchiv Stuttgart.
Aufnahme: Landesarchiv HStAS

Staatsarchiv: Ja – Nein – so steht es gut
sichtbar auf jeder Prozessakte. Ziel dieses
seit Jahrzehnten gebräuchlichen Ver-
merks ist es, dass die Richter und Justiz-
angestellten die besonderen Prozesse
„archivwürdig“ schreiben. Um die Be-
diensteten der Amtsgerichte wieder für
diesen Vermerk zu sensibilisieren, orga-
nisierte das Generallandesarchiv einen
Tag der Amtsgerichte. Ein erster kurzer
Vortrag galt der Frage nach dem bleiben-
den Wert der Justizakten. Was sind über-
haupt archivwürdige Prozessakten?
Dabei wurden seitens des Archivs einfa-
che Kriterien vermittelt. Prozesse von
bleibendem Wert sind zum einen grund-
sätzlich alle Prozesse, die in der Presse
kommentiert wurden; des Weiteren
solche Verfahren, an denen „berühmte
Personen“ beteiligt sind. Als drittes Kri-
terium sind einzelne Prozesse zu über-
liefern, die einen zeittypischen Charakter
ausweisen. Ein Beispiel: Seit einigen

wenigen Jahren kommt es vermehrt zu
Gewalttätigkeiten unter Mädchen. Hier
eine gezielte und wohl begründete
Auswahl für das Archiv vorzuschlagen,
ist eine wichtige Aufgabe der Richter.

Damit die archivwürdigen Unterlagen
auch gut im Archiv ankommen, wurde
den Justizangehörigen im Vortrag
Aussonderung konkret – Wie hätten wir
Ihre Akten gern die konkreten Modalitä-
ten der Aktenablieferung erklärt. Nach
der Ablieferung der archivwürdigen
Unterlagen im Archiv beginnt die eigent-
liche Arbeit der Archivmitarbeiter.
Diese Arbeitsschritte von der Einliefe-
rung der Akten im Archiv, über die sach-
gerechte Verpackung und Erschließung
bis zur Nutzung im Lesesaal themati-
sierte ein eigener Vortrag mit dem Titel
Was mit Ihren Akten hier weiter geschieht:
Die archivische Bearbeitung der Behör-
denunterlagen. Mit diesem Beitrag en-
dete der Pflichtteil der Veranstaltung.

Nach einer erholsamen Kaffeepause
begann mit einer Kurzen Geschichte des
Generallandesarchivs Karlsruhe sowie des
staatlichen Archivwesens Baden-Würt-
temberg der Kürteil. Den viel bestaunten
Abschluss bildete ein Rundgang durch
den Findmittelraum, die Lesesäle und
das Magazin des Generallandesarchivs,
der mit einer Besichtigung ausgewählter
Archivalien endete. So konnten die Teil-
nehmer unter anderem eine Augen-
scheinkarte aus dem 16. Jahrhundert be-
staunen, die ihre Entstehung einem
Reichskammergerichtsprozess verdankt.

Das Generallandesarchiv Karlsruhe
bietet für interessierte Behörden eigene
Behördentage an. Ansprechpartner hier-
für ist Dr. Jürgen Treffeisen,
Telefon 0721/926-2267,
E-Mail: juergen.treffeisen@la-bw.de.

Jürgen Treffeisen

Tag der Amtsgerichte im
Generallandesarchiv Karlsruhe
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Am 11. Oktober 2006 traf sich die Ar-
beitsgemeinschaft auf Einladung von
Kreisarchivar Dr. Edwin Ernst Weber in
Sigmaringen. 

Das Hauptthema der Sitzung lautete
„Fotorechte im Archiv – Wem gehören
die Bilder? – Rechtsfragen zur digitalen
Fotografie“. Den Vortrag hielt Martha
Caspers M. A., Leiterin des Fotoarchivs
des Historischen Museums Frankfurt.
Die rasante Entwicklung der digitalen
Medien, hier insbesondere im Bereich
der Fotografie, wirft für deren Nutzung
und Verwertung neue rechtliche Fragen
auf, die durch das bisherige Urheber-
rechtsgesetz von 1965 nur ungenügend
beantwortet werden können. Dieses
Gesetz wurde nun in wesentlichen Teilen
von der Bundesregierung im Rahmen
der Rechtsanpassung an internationales
und EU-Recht für die Bedürfnisse der
Informationsgesellschaft novelliert. Es
sind neue Konzepte gefragt, wie diese di-
gitalen Daten zeitnah und langfristig
gesammelt, archiviert und konserviert
werden können. Schutzfähige Werke
nach dem Urheberrechtsgesetz sind wie
bisher Werke der Literatur, Wissenschaft
und Kunst, die eine persönliche geistige
Schöpfung darstellen. Dazu zählen Licht-
bildwerke einschließlich der Werke,
die ähnlich wie Lichtbildwerke geschaf-
fen werden. Dem untergeordnet sind
wie bisher auch einfache Lichtbilder im
Sinne des Leistungsschutzrechts. Die
mittels einer Digitalkamera hergestellten
Bilder werden aufgrund vergleichbarer
physikalischer Prozesse den mit einer
konventionellen Kamera erzeugten
Lichtbildern gleichgesetzt. Alle Inhalte
des Urhebergesetzes sollen nach der No-
velle demzufolge auch für die mit einer

Digitalkamera erzeugten Bilder gelten.
Von besonderer Bedeutung ist der neu
hinzugekommene Schutz von Daten-
bankwerken. Dazu zählen Online-Da-
tenbanken ebenso wie Datenbanken, die
auf CD-ROM angeboten werden, even-
tuell können auch Websites dazugerech-
net werden. Ein Scanvorgang wird recht-
lich als eine neue Form der Vervielfälti-
gungshandlung angesehen und ist damit
genehmigungspflichtig. Bei Kennzeich-
nung und Schutz von Fotografien be-
steht weiterhin das Recht des Urhebers
auf Namensnennung. Als Schutzmög-
lichkeit für digitale Fotografien sind
Bildverschlüsselungssysteme in der Dis-
kussion; möglich sind sichtbare oder un-
sichtbare digitale Wasserzeichen. Die
neuen Nutzungsarten für Fotografien
(CD-Rom, Datenbankspeicherung, Ver-
öffentlichung im Internet, die Aufnahme
in eine digitale Sammlung) erfordern
eine Nachbesserung der alten Verträge
mit Urhebern und Rechteinhabern. Als
eigenständiger Rechteinhaber von Foto-
grafien kann man aber auch die Einräu-
mung neuer Nutzungsarten erlauben
oder verbieten. Heiß umstritten ist noch
eine Reform der Schrankenregelungen
des Urheberrechts, die unter anderem
das Zitatrecht, die öffentliche Zugäng-
lichmachung für Unterricht und For-
schung und das Recht der Vervielfälti-
gung zum eigenen Gebrauch enthalten.
(Vgl. dazu den Beitrag von Martha Cas-
pers im Rundbrief Fotografie13 (2006)
Nr. 3, S. 24 – 29)

Zum Bewertungsprojekt der AG Kreis-
archive konnte Dr. Andreas Zekorn (Zol-
lernalbkreis) vom Abschluss der Bewer-
tung aller Aktenplan-Hauptgruppen
berichten. Er dankte allen Kollegen und

Kolleginnen, die in den letzten zwei Jah-
ren an dem Projekt mitgearbeitet haben.
Der Zugriff auf die Internet-Präsenta-
tion ist mit rund 1000 Seitenaufrufen im
Monat sehr hoch. 

Dr. Zekorn berichtete von der Arbeits-
gruppe „Aktenplan“ über die schwierige
Situation bei der Ergänzung bzw. Über-
arbeitung des Boorberg-Aktenplans
durch die Hans Held GmbH und dem
Boorberg-Verlag, die zum problema-
tischen Fall von zwei im Umlauf befind-
lichen unterschiedlichen Aktenplan-
Bearbeitungen führt. Der Aktenplan
sollte weiterhin zentral verwaltet werden.
Auf einen gemeinsamen Aktenplan für
Landkreise, Städte und Gemeinden muss
bestanden werden. Eine Mitwirkung der
Kreisarchive bei der Pflege des Akten-
plans erscheint sinnvoll und wichtig, da
dies eine vorarchivische Schriftgut-Pflege
bedeutet. Der Aktenplan sollte vollstän-
dig mit Inhaltsverzeichnis, Vorwort und
Anwendungshinweisen, Stichwortver-
zeichnis (wie Aktenplan 1981), Querver-
weisen, Fußnoten und Erläuterungen
aus arbeitstechnischen Gründen auch in
Papierform vorliegen. 

Nach Informationen und kurzen Be-
richten zu den Themen wie Festschrift
50 Jahre Landkreistag, Archivierung
der Unterlagen der ehemaligen örtlichen
Schätzungsstellen der Brandversiche-
rung, Stellensituation, Übernahme von
Nachlässen im Blickwinkel des neuen
Spendenrechts berichtete Dr. Weber von
seinen Erfahrungen bei der Planung,
Organisation und Durchführung von
Projekten in Kreisarchiven. 

Angela Vielstich

Fotorechte im Archiv  –
Wem gehören die Bilder?
Sitzung der Arbeitsgemeinschaft der Kreisarchive beim Landkreistag 
Baden-Württemberg in Sigmaringen



Das Wirtembergische Urkundenbuch
(kurz WUB) wurde zwischen 1849 und
1913 in elf Bänden publiziert und gilt
nach wie vor als zentrale Urkundenedi-
tion für den deutschen Südwesten. Ins-
gesamt wurden hier 6148 Urkunden vom
8. Jahrhundert bis 1300 im Volltext oder
Regest abgedruckt, die sich – unabhängig
von ihrem Aufbewahrungsort – auf das
Gebiet des Königreichs Württemberg be-
zogen. Mehr als 1300 Urkunden lagern
heute noch außerhalb des Landesarchivs
Baden-Württemberg.

Eine digitale Bearbeitung und Online-
Präsentation des WUB bot sich vor dem
Hintergrund neuer Editionsmöglichkei-

ten im digitalen Zeitalter und den Desi-
deraten der Forschung an, zumal mit
den sogenannten Württembergischen
Regesten im Hauptstaatsarchiv Stuttgart
bereits ein prominenter umfangreicher
mittelalterlicher Urkundenbestand on-
line zugänglich ist, der zudem zeitlich
unmittelbar an das WUB anschließt.

Noch vor Projektbeginn wurde ent-
schieden, im Württembergischen Urkun-
denbuch Online nicht nur Images der
herkömmlichen Druckseiten zu präsen-
tieren, sondern die gesamten Informa-
tionen in der digitalen Nutzung für Voll-
textrecherchen und gezielte Feldsuchen
verfügbar zu machen. Die Texte wurden

daher im Jahr 2005 von einem Dienst-
leistungsunternehmen in einer MS-
Access®-Datenbank erfasst, wobei für die
Darstellung der Sonderzeichen Um-
schreibungen vereinbart wurden. Für die
weitere redaktionelle Bearbeitung wur-
den die Daten in die oracle®-basierte
Verzeichnungssoftware scopeArchiv®
importiert, die im Landesarchiv Baden-
Württemberg als Produktivsystem für
die Verzeichnung eingesetzt wird.

Auf diesem Textkorpus aufbauend, be-
gann das Landesarchiv im Mai 2006 mit
Unterstützung der Stiftung Kulturgut
Baden-Württemberg mit der techni-
schen und inhaltlichen Überarbeitung
der Datenbank. Wichtigste Projektziele
waren die Verbesserung des Erschlie-
ßungszustands der Einzelurkunden
und deren Recherchemöglichkeiten so-
wohl für die Nutzung als auch für den
archivischen Denkmalschutz.

Zunächst wurden die Zusätze und Ver-
besserungen der gedruckten Version
manuell in die Anmerkungen zum jewei-
ligen Urkunden- bzw. Regestentext
aufgenommen. In diesen Nachträgen am
Ende der Bände sind detaillierte Zusatz-
informationen zu Urkunden aus allen
vorangegangenen Bänden aufgeführt, die
von der Druckfehlerkorrektur über
zusätzliche Literaturhinweise bis zu Bele-
gen für wiederentdeckte Originale rei-
chen. Weitere Ergänzungen wurden aus
der Kartei übernommen, die im Haupt-
staatsarchiv Stuttgart seit Erscheinen des
letzten Druckbands des WUB 1913
gepflegt wird. Sie enthält zahlreiche
Nachträge zu Provenienzen, Datierungs-
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Das „Württembergische Urkundenbuch 
Online“ (www.wubonline.de)
Das Landesarchiv präsentiert zentrale Edition zur mittelalterlichen Geschichte Südwest-
deutschlands im Internet
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korrekturen und ergänzenden Überliefe-
rungsbelegen. Die Kartei weist schließ-
lich 416 zusätzliche Urkunden mit Bezug
auf das Königreich Württemberg nach,
die seit der Publikation des letzten Bands
des WUB als Originale oder Abschriften
gefunden wurden. Im Württembergi-
schen Urkundenbuch Online wurde für
diese Nachträge ein virtueller zwölfter
Band angelegt, womit der Gesamt-
bestand von zuvor 6148 auf nun 6564
Nachweise gewachsen ist.

Auch der Informationsgehalt der älte-
ren Editions- und Literaturnachweise
wurde aktualisiert, indem standardisierte
Siglen vergeben wurden, die in einem
hinterlegten, bislang fehlenden Literatur-
verzeichnis zum vollständigen Titel auf-
gelöst werden können. Außerdem wurde
der moderne Forschungsstand etwa im
Hinblick auf wiederentdeckte Originale
oder neu erwiesene Fälschungen berück-
sichtigt und kann dank des flexiblen
Erschließungsmodells nun fortlaufend
aktualisiert werden.

Schließlich wurden die heutigen Lager-
orte der Urkunden nachgewiesen. Für
alle 5239 Urkunden, die sich in den Ab-
teilungen des Landesarchivs befinden, ist
die Signatur angegeben, wodurch die Ur-
kunden mit der neuen Bestellverwaltung
direkt online bestellt werden können.

Des Weiteren wurden bei der digitalen
Neuauflage die normierten Ortsangaben
aus dem aktuellen Thesaurus Siedlungen
in Baden-Württemberg manuell mit
den Datensätzen der einzelnen Urkun-
den verknüpft. Erfasst wurden dabei alle
Orte, die in den Urkundentexten ge-

nannt werden. Mit der auf dieser Ver-
knüpfung aufbauenden spezifischen
Ortssuche wird den Nutzern ein völlig
neues Angebot gemacht, das die bisher
sehr aufwendige Ortsrecherche in den je-
weiligen Einzelindizes der elf Bände er-
setzt. Sie ermöglicht es, sowohl nach ein-
zelnen Orten in einer alphabetischen
Liste zu suchen als auch – bei Orten in
Baden-Württemberg – eine hierarchisch
strukturierte Suche nach Urkunden zu
einzelnen Wohnplätzen, Gemeinden,
Kreisen oder Regierungsbezirken vorzu-
nehmen.

Für die Nutzung des Württembergi-
schen Urkundenbuchs Online wurde
eine eigene Anwendung in PHP pro-
grammiert, die auf die Daten in einer
MySQL-Datenbank zugreift. Die Anwen-
dung sollte den Nutzern Möglichkeiten
der Recherche bieten, die es im gedruck-
ten Urkundenbuch nicht gibt. Man kann
weiterhin in dem Urkundenbuch blät-
tern – und zwar nicht nur in der bisheri-
gen Reihenfolge nach Bänden und Ur-
kundennummer, sondern auch streng
chronologisch, wodurch die Nachträge
in den einzelnen Bänden an der chrono-
logisch richtigen Stelle auftauchen.
Neben der spezifischen Ortssuche bietet
die einfache Suche eine Volltextrecherche
mit der Möglichkeit einer zeitlichen
Einschränkung. Die Expertensuche er-
laubt eine differenzierte Suche in einzel-
nen Feldern, zum Beispiel nur nach
dem Ausstellungs- oder Lagerort.

Aus der flexiblen Erschließung ergeben
sich zusätzliche Funktionalitäten der
digitalen Online-Präsentation gegenüber

dem konventionellen Druck des Urkun-
denbuchs: Auch für das Württembergi-
sche Urkundenbuch Online sollte nach
dem Vorbild der Württembergischen Re-
gesten zunächst eine tragfähige digitale
Textgrundlage geschaffen werden, die in
weiteren Erschließungsstufen optimiert
werden kann. So sollen etwa Abbildun-
gen der Urkunden und Siegel die Tran-
skriptionen ergänzen. Die im Ortsindex
hinterlegten geografischen Koordinaten
machen es möglich, die gewonnenen
Informationen online kartografisch um-
zusetzen. Aber auch der ständige Zu-
wachs an Wissen kann nun zeitnah abge-
bildet werden, weitere Korrekturen und
Ergänzungen können schnell und un-
kompliziert online publiziert werden.
Die Einzelnachweise von Urkundenbuch
und Regesten sind außerdem übergrei-
fend gemeinsam recherchierbar und
können künftig auch mit anderen digita-
len Urkunden-Präsentationen vernetzt
werden. In konkreter Vorbereitung ist
die Verlinkung mit den digitalen Monu-
menta Germaniae Historica (dMGH)
und den Regesta Imperii Online. Der Auf-
bau eines größeren digitalen Urkunden-
netzwerks ist für die Zukunft angelegt
und systematisch erweiterbar. In digita-
ler Form stößt damit auch das Wachsen
des WUB nicht länger auf Grenzen und
bietet neue Dimensionen für die Präsen-
tation von Urkunden und ihre Erfor-
schung weit über Württemberg hinaus.

Maria Magdalena Rückert
Sigrid Schieber
Peter Rückert

Beringer (1070 –1082?), erster Abt von Kloster 
Weingarten, Miniatur im Codex maior traditionum
Weingartensium, um 1270.
Vorlage: Landesarchiv HStAS B 515 Bd. 2 a

Siegel des Grafen Otto d. Ä. von Eberstein an 
einer Pergamenturkunde vom 11. April 1270.
Vorlage: Landesarchiv HStAS A 489 K U 17



30 Gigabyte hat der Aufbaustab Digitales
Archiv in den ersten zwei Jahren Projekt-
laufzeit übernommen – eine alltägliche
Datenmenge, die auf acht DVD-Medien
passt.

Was auf den ersten Blick unscheinbar
wirkt, ist in Wirklichkeit ein großer
Schritt zur Sicherung von digitalen In-
formationen. Wer kennt nicht die
Probleme mit alten Disketten oder CDs,
die oft schon nach wenigen Jahren un-
brauchbar sind?

Diese 30 GB signalisieren: Es ist endlich
möglich, elektronische Informationen
an nachfolgende Generationen zu über-
liefern. Es ist die Dichte der abgelieferten
Information, die den Wert der Unter-
lagen ausmacht. In der Polizeilichen Kri-
minalstatistik werden zum Beispiel die
578 683 Straftaten des Jahrs 2005 in
Baden-Württemberg einzeln und anony-
misiert beschrieben. Insgesamt sind
aus solchen Fachverfahren und statis-
tischen Daten etwa 45 Millionen Einzel-
falldatensätze vorhanden.

Dahinter steckt keine unspezifische
Sammelleidenschaft, sondern der
Wunsch, die bisher vor allem aus Papier
bestehende Überlieferung im Landesar-
chiv um die digitalen Unterlagen zu
ergänzen und beide gegenseitig zu ver-
zahnen. Als Beispiel können die vom
Hauptstaatsarchiv Stuttgart übernom-
menen Reden aus dem Wissenschafts-
ministerium dienen. Der Gesamtbestand
wurde in Form von 2158 Textverarbei-
tungsdateien abgeliefert und konnte
durch automatisches Auslesen der Meta-
daten aus den Dateien erschlossen
werden. Wichtige Manuskripte wurden
zusätzlich in Papierform erhalten, denn
die beiden Versionen unterscheiden
sich in den Überarbeitungsvermerken
und in ihrem Status. Der digitale und
der papierne Teil ergänzen sich also
komplementär. Die Überlieferungsbil-
dung beruht auf enger Zusammenarbeit
zwischen den zuständigen Referenten in

den einzelnen Archiven und dem Auf-
baustab Digitales Archiv. Mehrere Ar-
beitsgruppen betreten derzeit archivi-
sches Neuland und fragen, welche perso-
nenbezogenen Unterlagen, Mikrodaten
der Statistik und Geoinformationsdaten
der Umweltverwaltung in welcher Form
zu erhalten sind.

Vorbedingung für diese Entwicklung
war die schlichte Möglichkeit zur digita-
len Archivierung. Geboten wird sie
durch das im Frühjahr 2006 eingeführte
Speichersystem Dimag. Diese neue
Handlungsfähigkeit kam gerade noch
rechtzeitig, denn viele Daten aus den
1980er- und 1990er-Jahren liegen nur
noch auf Großrechneranlagen, die nach
und nach abgeschaltet und verschrottet
werden. Die Straßendatenbank SDB und
die Lehrerdatenbank PLUS fanden so
quasi in letzter Minute ihren Weg in die
Bestände des Landesarchivs.

Die übernommenen Unterlagen weisen
eine überraschende Vielfalt an Inhalten
und Formaten auf. Für die dauerhafte
Erhaltung beschränkt sich das Landes-
archiv jedoch auf wenige Formate (TIFF,
XML, TXT, CSV). Patentgeschützte, aber
dennoch weit verbreitete Formate wie
PDF-A und ESRI Shape werden verwen-
det, aber genau beobachtet. Die dauer-
hafte Erhaltung von Websites, die das
Landesarchiv im BOA-Projekt sammelt,
bleibt eine große Herausforderung.

Für Übernahme, Erhaltung und auch
für die ersten Nutzungsszenarien sind
praxisnahe Werkzeuge und Methoden
entwickelt worden. Inzwischen haben
bereits drei der sechs Archivabteilungen
zusammen mit dem Aufbaustab digitale
Unterlagen übernommen. Das Landesar-
chiv scheint für das kommende Zeitalter
der elektronischen Akte gut gerüstet.

Kai Naumann
Christian Keitel

Bestand des Digitalen Magazins 
nach 24 Monaten Projektlaufzeit

Dokumenten-Management-Systeme
Elektronisches Registratursystem POVO
1989 – 2006

Fachverfahren
Lebensmittelüberwachung und Vete-
rinärinformation (LÜVIS) 1997 – 2007
Lehrerdatenbank PLUS 1985 – 2005
Umweltmeldungen 1990 – 2006

Geoinformationssysteme (GIS)
Straßendatenbank SDB 2000
Altlasten etwa 1985 – 2007
Biotope etwa 1989 – 2006

Von den Behörden gescannte Unterlagen
Zerstörte Autobahnbrücken 1946
Hochbaupläne Deutsche Bundesbahn
und Vorläufer 1840 – 1990

Statistische Mikrodaten
Gebäude- und Wohnungszählungen
1961, 1968, 1987
Geburten und Sterbefälle 1968 – 1999
Handel und Gaststätten 1979, 1985, 1993
Polizeiliche Kriminalstatistik 2005, 2006
Strafverfolgung und Justizvollzug
1968 – 1990
Volkszählungen 1961, 1970, 1987

Textdokumente
Polizeiliche Ermittlungsunterlagen 1995
Reden des Ministers Klaus von Trotha
sowie der Staatssekretäre und Ministeri-
aldirektoren 1995 – 2001

Websites (im Verbundprojekt BOA)
seit August 2006; derzeit werden 60 Web-
sites (Ministerien, Behörden, landesweite
Initiativen, Kultureinrichtungen, Hoch-
schulen) regelmäßig archiviert:
www.boa-bw.de

Archivnachrichten 36 / 200838

Elektronische Vielfalt
Mit den Übernahmen in das „Digitale Magazin“ wächst der Erfahrungsschatz 
des Landesarchivs
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Ein Archiv ist keine Bibliothek – aber es
hat eine Bibliothek. Betrachtet man die
neuesten Entwicklungen in Bronnbach,
könnte man fast meinen, dieser Satz, der
bei jeder Führung durch den Archivver-
bund Main-Tauber fällt, geriete ins Wan-
ken. Mittlerweile ist die gesamte Dienst-
bibliothek mit ihren rund 22 000 Bänden
im Internet online über den Südwest-
deutschen Bibliotheksverbund (SWB)
recherchierbar. Hinzu kommen noch
etwa 17 000 Bände der Bibliothek des
Historischen Vereins Wertheim, die sich
ebenfalls im Archivverbund befindet,

dort betreut wird und wie die Dienst-
bibliothek als Präsenzbibliothek für die
Öffentlichkeit nutzbar ist. Die gezielt
nach landes-, regional- und lokalhistori-
schen Gesichtspunkten beschaffte Lite-
ratur steht nun durch Online-Recherche
und Fernleihe einem noch größeren 
Publikum zur Verfügung.

Damit sind die Bestände über ihre bis-
herige Funktion, nämlich die einzige
wissenschaftliche Bibliothek in einem
eher ländlich strukturierten Raum dar-
zustellen, hinausgewachsen. Die in den
letzten Monaten sprunghaft gestiegene

Nachfrage aus anderen Bibliotheken be-
legte das überregionale Interesse an den
Bänden.

Die vor Kurzem erfolgte Neuaufstel-
lung der Bibliotheken im Lesesaal und
im Sondermagazin hat für Nutzer wie
für Archivpersonal den Vorteil, dass zeit-
sparender auf die Bücher zugegriffen
werden kann. Die Systematik, nach der
die Bestände geordnet sind und die auch
weiterhin das „Stöbern“ am Regal mög-
lich macht, wurde beibehalten.

Martina Heine

Bibliotheken im Archivverbund 
Main-Tauber online

Die im Hauptstaatsarchiv Stuttgart über-
lieferten Personalunterlagen des könig-
lich-württembergischen Heeres bzw. des
von 1871 bis 1918 bestehenden XIII. Ar-
meekorps zählen zu den sehr häufig 
eingesehenen Dokumenten des Landes-
archivs Baden-Württemberg. Sie stellen
sowohl für die wissenschaftliche For-
schung als auch für familienkundlich 
Interessierte einen reichhaltigen Quellen-
fundus dar, der eine Fülle von Auswer-
tungsmöglichkeiten bietet.

Die Personalunterlagen der württem-
bergischen Armee aus der Zeit des spä-
ten 18. bis frühen 20. Jahrhunderts sind
nahezu komplett erhalten. Die militäri-
schen Lebensläufe der Offiziere wurden
seit 1789 in sogenannten Stammlisten,
seit 1874 durch Personalbögen erfasst.
Aufzeichnungen über Unteroffiziere und
Soldaten im Mannschaftsdienstgrad sind
seit der napoleonischen Zeit überliefert.
Vor der Gründung des Deutschen Reichs

waren verschiedene behördliche Regis-
trierungsformen gebräuchlich – so wur-
den etwa Nationalbücher, Stammlisten,
Kontingentslisten und Stammrollen ge-
führt. Nach 1871 stellte die Stammrolle
den allgemeinen Standard dar. Insgesamt
haben die militärischen Personalunterla-
gen, die aus der Zeit des Königreichs
Württemberg im Hauptstaatsarchiv
Stuttgart erhalten sind, einen Umfang
von rund 350 Regalmetern. Hinzu kom-
men noch Fotografien von etwa 13 000
württembergischen Soldaten aus der ers-
ten Hälfte des 20. Jahrhunderts.

Aufgrund der starken Nachfrage durch
die Forschung bildet die Erschließung
der militärischen Personalunterlagen
einen aktuellen Arbeitsschwerpunkt des
Hauptstaatsarchivs Stuttgart. Dabei
spielt die Bereitstellung von Erschlie-
ßungsinformationen im Online-Angebot
des Landesarchivs Baden-Württemberg
eine zentrale Rolle. Inzwischen sind alle

im Bestand M 430 überlieferten Perso-
nalakten württembergischer Offiziere
aus der Zeit zwischen 1874 und 1918 on-
line recherchierbar. Ebenso wurde die
elektronische Erfassung der militäri-
schen Bildnisbestände abgeschlossen. 
Via Internet kann nun in den Beständen
M 707 und M 708 nach Fotos von Offi-
zieren des XIII. Armeekorps aus der Zeit
des Ersten Weltkriegs gesucht werden.
Komplett digitalisiert und online verfüg-
bar sind daneben die Findmittel zu wei-
teren Beständen (M 709, M 710, M 711),
die Abbildungen von Inhabern der Gol-
denen Württembergischen Militärver-
dienstmedaille sowie von württembergi-
schen Offizieren, Unteroffizieren und
Mannschaften enthalten, die im Zweiten
Weltkrieg gefallen sind.

Wolfgang Mährle

Militärische Personalunterlagen 
des Hauptstaatsarchivs Stuttgart online 
recherchierbar
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Einen besonderen optischen Leckerbissen
für Eisenbahnfreunde, Heimatinteressierte
und Alltagsforscher stellt die Fotosamm-
lung des Heimatforschers Botho Walldorf
im Staatsarchiv Sigmaringen dar.

Botho Walldorf, der 1945 geboren wurde
und in Wannweil im Landkreis Reutlingen
lebt, erkannte schon in jungen Jahren
die Schnelllebigkeit der Zeit nach dem
Zweiten Weltkrieg. Mit viel Leidenschaft
und Liebe zum Detail begann er den Auf-
bau einer umfangreichen Fotosammlung.
Besonders viele Aufnahmen fertigte er
zum Thema Eisenbahnwesen, unter ande-
rem zur Hohenzollerischen Landesbahn,
sowie zu Eindrücken und Alltagserschei-

nungen aus dem mittleren Laucherttal,
aus Gammertingen und Wannweil an. So
sind Fotografien zur Fastnacht im Bestand
ebenso enthalten wie Aufnahmen von
Kuh- und Pferdefuhrwerken, Plumpsklos
und Schneepflugfahrten.

Um einem größeren Kreis von Interes-
sierten einen leichteren Zugang zu den
Fotografien zu ermöglichen, wurden im
Rahmen des Inventars Fotografien Lan-
desarchivs Baden-Württemberg
(www.landesarchiv-bw.de/fotoinventar)
im Jahr 2006 erste Bilder ins Internet
gestellt.

Nachdem Botho Walldorf 2007 dem
Staatsarchiv Sigmaringen auch Negative

von Teilen seiner Sammlung übergeben
hat, wurden in den vergangenen Monaten
einige Aufnahmen zum Eisenbahnwesen
aus den 1960er-Jahren digitalisiert und im
Internet publiziert. Sie sind im Online-
Findbuch des Bestands Dep. 44 T 2 Botho
Walldorf (geb. 1945) einsehbar. Die Auf-
nahmen umfassen insbesondere die Orte
Tübingen, Reutlingen, Sigmaringen und
Bad Buchau.

Im Jahr 2008 soll ein weiterer großer
Teil der Sammlung ins Internet gestellt
werden.

Corinna Knobloch

Von Eisenbahnen, Plumpsklos und 
Kuhfuhrwerken
Die Sammlung Botho Walldorf im Staatsarchiv Sigmaringen und ihre Digitalisierung

Anheizen einer Dampflokomotive auf der Strecke
Gammertingen–Burladingen, 1964.
Vorlage: Landesarchiv StAS Dep. 44 T 2 Nr. 104

Dampflokomotive der Baureihe 64 bei der Ausfahrt
aus dem Bahnhof Tübingen, Juni 1960.
Vorlage: Landesarchiv StAS Dep. 44 T 2 Nr. 494 C 43

„Plumpsklo“ im Haus der Häfnerin Anna Stehle in
Gammertingen, Marktstraße 9, Herbst 1968.
Vorlage: Landesarchiv StAS Dep. 44 T 2 Nr. 206
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Das Neuensteiner Erschließungsprojekt
am Partikulararchiv Öhringen fördert
überraschende Aktenfunde zutage. Ein
Beispiel dafür sind Unterlagen zu militä-
rischen Aktivitäten des Grafen Philipp
von Hohenlohe-Neuenstein (1550–1606)
am Niederrhein. In den über 30 Akten
der Provenienz Hohenlohe-Neuenstein,
die sich mit dem fränkischen Reichskreis
befassen, finden sich wichtige Informa-
tionen über das militärische Wirken
Philipps und des fränkischen Reichskrei-
ses weit entfernt von der hohenlohischen
Heimat des Grafen.

Als Generalleutnant über Holland und
Zeeland und Schwiegersohn Wilhelms
von Oranien hatte der seit 1575 in nie-
derländischen Diensten stehende Ho-
henlohe wesentlichen Anteil an der poli-
tischen Geschichte der Generalstaaten.
Aktuelle Publikationen unterstreichen
die große Bedeutung Philipps für den
Freiheitskampf der Niederlande. 1598 er-
oberten die Spanier die klevische Stadt
Rees und hielten sie über ein Jahr lang
besetzt. Graf Philipp belagerte mit einem
Reichsheer die Stadt. An der Exekution
waren vier Reichskreise beteiligt. Philipp
hatte die Kosten für Munition und Ver-
pflegung aus eigener Kasse vorgeschos-
sen. 42 000 Taler waren ihm die Reichs-
kreise dafür schuldig, sodass jeder Kreis
10 500 Taler aufzubringen hatte.

Sowohl im Stadtarchiv Rees als auch im
Hauptstaatsarchiv Düsseldorf existiert
keine bzw. lediglich eine rudimentäre
Überlieferung zu den Kriegshandlungen.
Die aufgefundenen Akten schließen nun
die Lücke. Sie zeigen anschaulich, dass
die Frage der Erstattung der Exekutions-
kosten den fränkischen Reichskreis noch
auf Jahre beschäftigte und Verhand-
lungsgegenstand auf vielen Kreistagen
war. Die nun erschlossene Neuensteiner
Überlieferung ergänzt die einheimische
Überlieferung im niederrheinischen
Raum.

Man darf gespannt sein, was sonst
noch durch das Neuensteiner Erschlie-
ßungsprojekt an Akten aufgefunden und
der Forschung zugänglich gemacht wird.

Martin Schlemmer

Aktenfund zur Geschichte des Niederrheins
im Hohenlohe-Zentralarchiv Neuenstein

Graf Philipp von Hohenlohe-Neuenstein 
(1550 –1606) und seine Frau Maria von Oranien
(1556 –1616) auf einem Epitaph aus Alabaster 
von Michael Kern (1580 –1649) im Hochchor der
Stiftskirche Öhringen.
Aufnahme: Landesmedienzentrum Baden-
Württemberg LMZ495272
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Seit Januar 2007 ist Rumänien neuer
Partner in der Europäischen Union und
dennoch ein vielfach unbekanntes oder
nur in Stereotypen wahrgenommenes
Land. Seine beeindruckende kulturelle
und landschaftliche Vielfalt, seine öko-
nomischen Ressourcen und spezifische
Formen von „Modernität“ bleiben da-
hinter weitgehend verborgen. Das Insti-
tut für donauschwäbische Geschichte
und Landeskunde in Tübingen und das
Landesarchiv Baden-Württemberg
haben gemeinsam eine Fotoausstellung
erarbeitet, die sich diesen Aspekten in
historischer Perspektive widmet.

Gezeigt werden 172 großformatige
Fotografien, die der Berliner und Frei-
burger Bildjournalist und Repräsentant
des „Neuen Sehens“, Willy Pragher
(1908–1992), in seiner väterlichen Hei-
mat zwischen 1924 und 1944 aufgenom-
men hat. Mit über 12 000 Fotos zählt
sein Nachlass im Staatsarchiv Freiburg
zum Grundbestand historischer Bild-
quellen über Rumänien in dieser Zeit.

Vor dem Hintergrund der Epochen-
umbrüche der ersten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts werden die politischen und
kulturellen Bruchlinien der rumänischen
Zeitgeschichte und der von Pragher
mitgestaltete Wandel in der fotografi-
schen Wahrnehmung des Landes thema-
tisiert. Das von ihm veranschaulichte
Nebeneinander von Tradition und
Moderne, von alter Kulturnation und in-

dustriellem Schwellenland der 1930er-
Jahre fasziniert auch heute noch und ist
geeignet, zu einer identitätsstiftenden
Auseinandersetzung mit diesem südost-
europäischen Land anzuregen.

Bei der Ausstellungseröffnung am 
19. Juli 2007 in Tübingen unterstrichen
sowohl der Staatsminister im Auswärti-
gen Amt Gernot Erler wie der Staats-
sekretär des rumänischen Ministeriums
der Auswärtigen Angelegenheiten Prof.
Mihai Gheorghiu die Notwendigkeit des
gemeinsamen grenzüberschreitenden
Dialogs. Die Ausstellung liefere dafür
Beispielhaftes.

Auf sehr großes Publikumsinteresse
stieß die Ausstellung an den Stationen
Hermannstadt/Sibiu, Bukarest/Bucureşti
und Klausenburg/Cluj-Napoca, an
denen sie in einer rumänischen Version
präsentiert wurde. Allein in
Bukarest/Bucureşti, wo sie im National-
museum des Rumänischen Dorfs gezeigt
wurde, zählte sie über 15 000 Besucher.
Ein Symposium über Fotografische Be-
stände, Konservierung, Erschließung und
Nutzung – Rumänien und Deutschland,
1920 –1950 setzte den begonnenen Dia-
log zwischen Archivaren aus Rumänien
und Baden-Württemberg auf fachlicher
Ebene fort. Die Vorstellung der rumäni-
schen Ausgabe des Ausstellungskatalogs
war ein weiterer Höhepunkt der Buka-
rester Ausstellungspräsentation.

Vom Januar bis März 2008 ist das Do-
nauschwäbische Zentralmuseum Ulm
Station der Ausstellung, ehe sie im
Staatsarchiv Sigmaringen (März – April),
in der Universität Freiburg (April – Mai)
und danach in Zusammenarbeit mit
dem dortigen Rumänischen Kulturinsti-
tut in Berlin zu sehen sein wird. An-
schließend folgt eine weitere bis in 2009
hineinreichende „rumänische“ Etappe
mit Ausstellungsstationen in Kron-
stadt/Braşov, Temeschwar/Timişoara,
Konstanza/Constanţa und anderen
rumänischen Städten.

Zur Ausstellung ist ein umfangreicher
Begleitband erschienen, der neben 
Abbildungen aller in der Ausstellung 

gezeigten Exponate auch Beiträge zur
Biografie des Fotografen, zur Geschichte
Rumäniens, zum „Neuen Sehen“, zur
Bildpropaganda im Dritten Reich und in
Rumänien während des Zweiten Welt-
kriegs enthält.

Brechungen. Willy Pragher: Rumänische
Bildräume 1924–1944. Bearbeitet von
Kurt Hochstuh und Josef Wolf. Jan Thor-
becke Verlag Ostfildern 2007. 320 Seiten.
Im Buchhandel 24,90 Euro, in der Aus-
stellung 20 Euro.

Kurt Hochstuhl

Brechungen. 
Willy Pragher: Rumänische 
Bildräume 1924 – 1944
Fotoausstellung des Instituts für donauschwäbische Geschichte 

und Landeskunde, Tübingen, und des Staatsarchivs Freiburg

Eröffnung der Ausstellung „Brechungen. 
Willy Pragher: Rumänische Bildräume 1924 –1944“
am 13. September 2007 im Nationalmuseum des
Rumänischen Dorfs in Bukarest/Bucureşti.
Aufnahme: Landesarchiv StAF

1 | „Parkettlegen auf Bitumenuntergrund“, 
Bukarest, Oktober 1939. 
Vorlage Landesarchiv StAF W 134 Nr. 031214 e

2 | „Zigeunerkind schläft auf Mamas Schulter“, 
Bukarest, 4. Mai 1941. 
Vorlage Landesarchiv StAF W 134 Nr. 031687

3 | „Blick über die Stahlhelme“, Bukarest, 
31. Mai 1943.
Vorlage Landesarchiv StAF W 134 Nr. 032610

1

2

3
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Das Jahr 2008 ist wieder ein Schickhardt-
Jubiläums-Jahr: Vor 450 Jahren wurde
der württembergische Baumeister, Inge-
nieur und Kartograf in Herrenberg ge-
boren.

Darum stieß das Angebot des Museo
Leonardiano im italienischen Vinci (Pro-
vinz Florenz), seine Wanderausstellung
über Technik, Wissenschaft und Inge-
nieurwesen mit dem Schwerpunkt Leo-
nardo da Vinci im Hauptstaatsarchiv
Stuttgart zu zeigen, auf offenen Ohren,
hatte doch bereits die große Schickhardt-
Ausstellung 1999 die Frage aufgeworfen,
ob dieser auch als schwäbischer Leonardo
bezeichnet werden könnte.

Die vom Museo Leonardo erstellte
Wanderausstellung arbeitet vornehmlich
mit der dreidimensionalen Umsetzung
der Erfindungen Leonardos. Der ruhe-
lose Forschergeist war von jedem kleins-
ten Detail fasziniert und hielt diese in
unzähligen Zeichnungen fest, auf deren
Grundlage nun Holzmodelle zum Bei-
spiel einer drehbaren Brücke oder einer
hydraulischen Säge gezeigt werden. Auch
moderne Formen der Visualisierung
kommen durch digitale Präsentationen
und Filme zum Einsatz. Die Wanderaus-
stellung beschränkt sich jedoch nicht auf
die Person Leonardo da Vincis: Seine
Arbeiten werden in den Zeitkontext ein-
geordnet und neben weitere Vertreter
der Technik- und Ingenieurskunst, wie

Filippo Brunelleschi und Mariano di
Jacopo gen. Taccola, gestellt. In drei Ka-
piteln werden die Nutzung der Wasser-
kraft, Maschinen zur Unterstützung
menschlicher Arbeit sowie die Geschich-
te der Optik vom Mittelalter bis zu
Johannes Kepler abgehandelt.

Vom Hauptstaatsarchiv wird die Aus-
stellung um ein viertes Kapitel ergänzt:
In den genannten Themenbereichen sol-
len die Leistungen Heinrich Schickhardts
zum Vergleich herangezogen werden.
Dass der bekannt praktische Sinn
Schickhardts kaum an den enormen Er-
findergeist Leonardos heranreicht, steht
außer Frage; in dieser Ausstellung hat
Schickhardt dem italienischen Kollegen
jedoch einen Punkt voraus: Den Nach-
bauten, Bildtafeln und Präsentationen
zu Leonardo werden authentische Origi-
nalzeichnungen aus dem Nachlass
Heinrich Schickhardts gegenübergestellt.

Regina Keyler

Europa bauen. Leonardo da Vinci und
Heinrich Schickhardt

Wissenschaftliche Tagung, veranstaltet
vom Landesarchiv Baden-Württemberg,
dem Museo Leonardiano in Vinci, dem
Italienischen Kulturinstitut Stuttgart,
dem Institut für geschichtliche Landes-
kunde an der Universität Tübingen
sowie dem Verein Europäische Kultur-
straße Heinrich Schickhardt

Mittwoch, 29. Mai 2008: Hauptstaats-
archiv Stuttgart
Donnerstag, 30. Mai 2008: Herrenberg

Weitere Informationen erhalten Sie beim
Hauptstaatsarchiv Stuttgart
Konrad-Adenauer-Straße 4
70173 Stuttgart
Telefon 0711/212-4335
E-Mail: hstastuttgart@la-bw.de
Internet: www.landesarchiv-bw.de/hstas

Wanderausstellung des Museo 
Leonardiano im Hauptstaatsarchiv 
Stuttgart

Freitag, 28. März – Donnerstag, 
3. Juli 2008

Öffentliche Kurzführungen jeweils
mittwochs 11.30 Uhr
Sonstige Führungen auf Anfrage

Zwischen Vision und Verwirklichung: 
Leonardo da Vinci, Heinrich Schickhardt 
und die Technik ihrer Zeit
Ausstellung im Hauptstaatsarchiv Stuttgart

Schöpfbrunnen im Schloss in Mömpelgard/ 
Montbéliard, mit Wasserrad, Kette, Eimer, 
Tintenzeichnung von Heinrich Schickhardt 
(1558 –1635), 1607.
Vorlage: Landesarchiv HStAS N 220 T 20 Nr. 2
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In der Stuttgarter Rundschau war im
Juni 1948 zu lesen, dass die Entnazifizie-
rung nahezu abgeschlossen sei. Lediglich
im Bereich des Geldes sei sie bislang
noch nicht erfolgt. Für die drei Westzo-
nen kam dieser Tag X am 20. Juni 1948.
Er sollte im Bewusstsein der Menschen
ein einschneidender Tag werden. Mit
ihm ist das geldpolitische Ende des Drit-
ten Reichs, der wirtschaftliche Aufstieg
der späteren Bundesrepublik Deutsch-
land und der sichtbare Beginn der deut-
schen Teilung verbunden – und für jeden
Einzelnen wahrnehmbar: das allmähli-
che Ende der Rationierung für die Güter
des täglichen Bedarfs.

Die Notwendigkeit der Reform lag in
der nationalsozialistischen Wirtschafts-
politik begründet. Schon wenige Tage
nach dem Regierungsantritt gab Adolf
Hitler in einer Kabinettssitzung am
8. Februar 1933 der Wiederwehrhaft-
machung Deutschlands höchste Priorität.
Anfangs konnte die verdeckte Aufrüs-
tung noch ohne große geldpolitische
Folgen finanziert werden. Aber der
Übergang zur offenen Aufrüstung mit
der kostenintensiven Einführung der all-
gemeinen Wehrpflicht, dem Bau schwe-
rer Waffen für das Heer und dem Aufbau
von Luftwaffe und Marine erforderte
immense finanzielle Mittel. Diese wur-
den einerseits offen am Kapitalmarkt
beschafft, aber auch verschleiert mithilfe
von Reichsbank und Kreditinstituten.
Dafür wurde ein Tarnunternehmen ge-
gründet, die Mefo. Sie beglich ihre Ver-
bindlichkeiten durch reichsbankfähige
Wechsel, die bei den Kreditinstituten dis-
kontiert werden konnten. Die Reichs-
bank erhöhte damit den Bargeldumlauf.
Ergänzt wurde dieses Finanzierungs-
instrument durch kurzfristige Schuldver-
schreibungen. Eine derart expansive
Geldpolitik bedeutet Inflation. Diese
musste aber vor dem Hintergrund, dass
die Hyperinflation des Jahres 1923
großen Teilen der Bevölkerung die Er-

sparnisse geraubt hatte, aus politischen
Gründen unter allen Umständen ver-
deckt werden. So entschloss sich die Re-
gierung 1936, die Preise einzufrieren
und einen Preisstopp zu verhängen. Auf
diese Weise konnte eine offene Geldent-
wertung vermieden werden. Es entstand
aber eine zurückgestaute Inflation.
Das heißt es waren zwar genügend Bar-
mittel und Sparguthaben vorhanden, sie
waren aber dem Umlauf weitgehend
entzogen, weil nicht in ausreichendem
Maß Konsumgüter vorhanden waren.
Dies war auch eine Folge der Umschich-
tung der Produktion in den Investitions-
güterbereich.

Mit dem Ausbruch des Kriegs ver-
schärfte sich die Situation. Das Regime
bediente sich zur Kriegsfinanzierung der
Notenpresse und erhöhte erneut die
Geldmenge. Ferner wurde der Preisstopp
durch eine Bewirtschaftung nahezu aller
Güter ergänzt. Die produzierten Güter

konnten lediglich bei Vorliegen einer
Bezugsberechtigung an die Käufer abge-
geben werden. Die Wirtschaft konnte
auch kein Interesse daran haben, knappe
Güter gegen im Überfluss vorhandenes
Geld einzutauschen. Deshalb lagerten
bei Kriegsende in unzerstörten Unter-
nehmen teilweise beträchtliche Rohstoff-
vorräte.

Dies war die Ausgangslage, die die Alli-
ierten bei ihrem Einmarsch vorfanden.
Ihre allgemeinen politischen Ziele hatten
sie auf verschiedenen Konferenzen for-
muliert. Bezogen auf das Bankenwesen
bedeutete dies vor allem Dezentralisie-
rung. Die Sowjets lösten die Reichsbank
in Berlin auf und organisierten das
Bankenwesen nach sozialistischen Ge-
sichtspunkten. Amerikaner, Briten und
Franzosen ließen in ihren Zonen den
Bankenapparat zunächst weitgehend be-
stehen und warteten ab, welche Ergeb-
nisse die Beratungen im Finanzdirekto-
rat des Alliierten Kontrollrats bringen
würden. Im Herbst 1946 erhielten die
Militärgouverneure freie Hand. Sie
konnten nun entscheiden, wie das Ban-
kensystem in ihrer Zone aussehen sollte.

Drängender als die Neuordnung des
Bankenwesens waren für die Alliierten
die sonstigen wirtschaftlichen Probleme
in Deutschland. Millionen von Flücht-
lingen aus den Ostgebieten mussten
ebenso versorgt werden wie die zahlrei-
chen Verwundeten. Es fehlten vor allem
junge Arbeitskräfte, da sich die Fremd-
arbeiter wieder in ihre Heimat begaben
und sich noch Hunderttausende junger
deutscher Soldaten in Kriegsgefangen-
schaft befanden. Die Produktion fiel auf
fast die Hälfte des Vorkriegsniveaus zu-
rück. Die Ernährungslage war fatal.
Aus diesen Gründen behielten die Alli-
ierten das Bewirtschaftungssystem und
die Preisregulierung bei und stellten
die Neuordnung der Währung zurück.
Lebensmittelmarken regelten die Zutei-
lung von Nahrungsmitteln auf niedri-

Die Währungsreform 1948 – 
oder die „Entnazifizierung des Geldes“

Quellen für den Unterricht   35 Otto Windmüller

Plakat vom 20. Juni 1948 zur Auszahlung der
Kopfquote.
Vorlage: Landesarchiv StAL FL 612/12 Bü. 27
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gem Niveau. Bezahlt werden musste mit
Reichsmark oder Geld der Alliierten, das
sie 1945 in Umlauf gesetzt und dadurch
die Geldmenge weiter erhöht hatten.
Geld wurde auf dem freien Markt noch
weniger wert.

Die Probleme einer zurückgestauten
Inflation verstärkten sich weiter: Abkehr
von der Geldwirtschaft, Tauschhandel,
Zigarette als Wertmesser, Schwarzer
Markt. Unternehmerisch handeln hieß
in diesem System, hochwertige Waren zu
horten oder auf dem Schwarzen Markt
zu verkaufen und lediglich qualitativ
minderwertige Waren zu offiziellen Prei-
sen anzubieten. Die Arbeitnehmer hatten
keinen Leistungsanreiz, weil auch bei
geringem Verdienst die Einkünfte aus-
reichten, um die bewirtschafteten Waren
zu erstehen. Für Mehrarbeit gab es
nahezu wertlose Reichsmark, die zudem
noch einer hohen Einkommenssteuer
unterlag. Die Folgen waren der Rück-
gang der Wochenarbeitszeit und eine
Senkung der Arbeitsproduktivität auf
60 Prozent des Vorkriegsniveaus. Ver-
stärkt wurden diese Faktoren durch die
allgemeine Erwartung einer Währungs-
reform in ganz Deutschland.

In dieser Situation übernahm im neu
gegründeten Land Württemberg-Baden
der ehemalige Reichsfinanzminister
und Staatspräsident Badens, Dr. Hein-
rich Köhler (CDU), 1946 das Amt
des Finanzministers und stellvertreten-
den Ministerpräsidenten. 1947 gehörte
er dem Wirtschaftsrat der Bizone an und
war gewiss einer der bestinformierten
Landespolitiker im Vorfeld sowie bei der
Durchführung der Währungsreform.

Direkten Einfluss hatte er jedoch nicht,
denn es gab keine deutsche Zentralin-
stanz, die das Geldwesen hätte reformie-
ren können. Dies musste auf oberster
Ebene, im Kontrollrat, geschehen. Doch
hier hatten sich die Fronten zwischen
den westlichen Alliierten und der Sow-
jetunion wegen politischer Spannungen

verhärtet. Mit dazu beigetragen hat wohl
auch die Rede von US-Außenminister
James F. Byrnes am 7. September 1946 in
Stuttgart, bei der er einen teilweisen Al-
leingang der Amerikaner und Briten in
wirtschaftlichen Fragen angedeutet hatte.
Wenige Wochen später wirkten sich
diese Dissonanzen bei den Beratungen
über eine gemeinsame Währungsreform
im Finanzdirektorat des Kontrollrats aus.
Die Sowjets wollten, dass bei einer ge-
samtdeutschen Währungsreform die
neuen Banknoten nicht zentral gedruckt
werden, sondern ein gewisser Anteil
auch in ihrer Zone. Dies lehnte der Wes-
ten ab. Man befürchtete, dass die Sowjets
eigenmächtig Banknoten in Umlauf set-
zen würden, um ihre Besatzungskosten
zu decken. Auch hätten sie wegen der
verstärkten Sozialisierung kein Interesse
an einer erfolgreichen Währungsreform.
Beide Seiten gingen Anfang 1947 ge-
trennte Wege: Ende Oktober vergaben
die USA einen Druckauftrag für DM-
Banknoten der Westzonen. In der Sowje-
tischen Besatzungszone wählte man eine
preisgünstigere Variante. Es wurden
Kupons gedruckt, die bei einer Reform
rasch auf die alten Reichsmarkscheine
geklebt werden konnten.

Mit der Frage, wie eine Währungs-
reform durchgeführt werden sollte, be-
fasste sich eine Vielzahl von Wissen-
schaftlern. Im Kern setzte sich der Colm-
Dodge-Goldsmith-Plan durch, der

bereits 1946 den Alliierten als Verhand-
lungsgrundlage gedient hatte. Er sah
einen sehr starken Geldmengenschnitt in
Höhe von 10 : 1 vor. Schließlich hatte
sich die Geldmenge in Deutschland in
den vergangen Jahren ebenfalls etwa ver-
zehnfacht. Parallel zu den alliierten
Wissenschaftlern sollten sich auch deut-
sche Experten äußern können. Zu die-
sem Zweck bildete der Wirtschaftsrat der
Bizone eine Sonderstelle Geld und Kredit,
die einen eigenen Homburger Plan aus-
arbeitete, der sich in seiner Grundaus-
richtung mit dem Entwurf der west-
lichen Alliierten deckte (Kopfquote und
Geldmengenreduktion), jedoch einen
gemäßigteren Schnitt bei den Bankgut-
haben und parallel mit der Reform einen
Lastenausgleich vorsah. Bekanntestes
Mitglied war der Vorsitzende Ludwig
Erhardt (CDU), der spätere Wirtschafts-
minister und Bundeskanzler.

Zur organisatorischen Abwicklung
wurde eine neue Zentralbank gegründet,
die Bank deutscher Länder, die sich wie-
derum in Landeszentralbanken gliederte.
Obwohl die neuen DM-Banknoten be-
reits in Frankfurt am Main lagerten, lie-
fen noch Verhandlungen mit den Sowjets
über eine gemeinsame Währungsreform.
Es hat aber den Anschein, dass es auf
beiden Seiten Scheinverhandlungen
waren, um dem jeweils anderen in der
Öffentlichkeit die Verantwortung für un-
populäre Entwicklungen zu geben.

„Der große Rutsch“ aus der von der Bi-partie
Finance Group herausgegebenen Zeitschrift 
„Das Währungs-ABC“, ohne Datum, wahr-
scheinlich  20. – 25. Juni 1948.
Vorlage: Kreisarchiv Schwäbisch Hall
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Im Frühjahr 1948 verdichteten sich in
der Presse Meldungen über die bevor-
stehende Währungsreform. Spätestens
die Etatrede von Finanzminister Köhler
am 21. April verschaffte Klarheit. Er
führte aus: Ob die Reform kommt? Diese
Frage ist beantwortet, denn sie muss kom-
men. Wann sie kommt? Hier glaube ich,
ohne Prophet zu sein, sagen zu dürfen:
Spätestens vor der kommenden Ernte.
Denn ohne ein gutes Geld würde einfach
kein Bauer mehr seine Ernteerträgnisse
abgeben.

Fast zeitgleich mit Köhlers Rede in
Stuttgart trafen sich Mitglieder der Son-
derstelle Geld und Kredit mit alliierten
Experten zum Konklave von Rothwesten
bei Kassel. Völlig abgeschottet von der
Außenwelt entwarfen sie bis Anfang Juni
die erforderlichen Gesetze, Durchfüh-
rungsverordnungen und Merkblätter.
Die entscheidenden Grundzüge be-
stimmten die westlichen Alliierten. Sie
ließen sich auch nicht durch das Schrei-
ben der westlichen Ministerpräsidenten
an Lucius D. Clay vom 28. Mai davon
abhalten. Dabei betonte die deutsche
Seite nochmals die Umsetzung des
Homburger Plans. Ferner forderte sie in
Zukunft volle Handlungsfähigkeit, eine
Sicherung der öffentlichen Haushalte
sowie eine Reduktion der Besatzungs-
kosten. Zudem dürfe der Stichtag für die
Einführung frühestens in drei Wochen
sein, also am Sonntag, dem 20. Juni.

Damit hatte die letzte Phase der Wäh-
rungsreform begonnen, die administra-
tive Durchführung. Dabei fanden die
deutschen Vorstellungen deutlicher
Gehör, weil eine Währungsreform ohne
Unterstützung der deutschen Verwaltung
nur schwer umzusetzen gewesen wäre.
Am 29. Mai unterrichtete die Verwal-
tungsbehörde für Ernährung in einem
vertraulichen Schreiben die zuständigen
Länderministerien, dass die Ernährungs-
ämter für die Ausbezahlung des Kopf-
gelds zuständig seien. Das Geld solle an
den Ausgabestellen der Lebensmittel-
karten erfolgen. So könnten leicht Dop-
pelauszahlungen vermieden werden. Am
7. Juni informierte die Landesregierung
in Stuttgart die Landräte und Oberbür-
germeister in einem vertraulichen
Schreiben, dass sie für die Ausbezahlung,
die Sicherung des Bezugs, des Transports
und den Empfang des Geldes zu sorgen
hätten. Der konkrete Tag werde dann in
einer Rundfunkansprache mitgeteilt.
Finanzminister Köhler lud diesen Perso-

nenkreis für den 11. Juni 1948 zu einem
Vortrag über weitere Einzelheiten der
Durchführung ein. Dabei appellierte er
an die Eigenverantwortlichkeit, mahnte
aber, keinerlei kritische Stellungnahmen
abzugeben. Ferner führte er aus: Zu-
nächst wird es kein Hartgeld geben […]
Das neue Geld ist da. Es wurde in Ame-
rika gedruckt. Die Formulare stammen
aus England. Das Geld sei nicht besonders
schön, genüge aber für uns. Jetzt konnten
auch die Bürgermeisterämter über die
durchzuführenden Maßnahmen in
Kenntnis gesetzt werden. Köhler ging
nun daran, seine Rundfunkrede für den
Tag X vorzubereiten. Im Redeentwurf
vom 14. Juni decken sich die Inhalte
weitgehend mit der Ansprache im Radio,
Köhler verschärfte jedoch den Bezug
zwischen der Währungsreform und dem
Hitler-Regime. Wie aus seiner Notiz vom
16. Juni mit dem Vermerk Geheim her-
vorgeht, wurde er endgültig über den
Stichtag in Kenntnis gesetzt. Am 18. Juni
erfuhren die unteren Verwaltungsbe-
hörden per Fernschreiben von dem Ge-
setz, das die Militärregierungen der
Westzonen verkündet hatten. Am Abend
richtete Ludwig Erhardt eine Ansprache
an die Bevölkerung und warb um Ver-
trauen.

Am Samstag, dem 19. Juni, titelten alle
Zeitungen mit der Währungsumstellung.
Viele Blätter veröffentlichten das gesamte
Gesetzeswerk im Wortlaut. Plakate in-
formierten über die Ausbezahlung des
Kopfgelds. Zeitungsberichten zufolge war
das wirtschaftliche Leben schon Tage
zuvor, in Erwartung der Währungs-
reform, vielfach zum Erliegen gelangt.
Nicht wenige Unternehmen blieben ge-
schlossen, weil sie nicht bereit waren, ihre
Produkte gegen nahezu wertloses Geld 
zu tauschen. Ein Großhändler berichtete,
dass er sonst einen Haufen Geld erhalten
würde, der später futsch sei. Auch der
Umtauschkurs hatte sich unter Schwarz-
händlern im Vorfeld schon herumgespro-
chen. Am selben Tag richtete sich Finanz-
minister Köhler an die Öffentlichkeit.
Dabei sprach er über die Ursachen und
die Notwendigkeit der Reform, aber auch
über die zu erwartenden Probleme. Er
gab der Bevölkerung aber auch Hoffnung
und Zuversicht. Im Originalton der
staatsmännisch, sachlich und ruhig ge-
halten Rede wird deutlicher als im ge-
schriebenen Text, dass ihn neben den
wirtschaftlichen Fragestellungen auch die
sozialen Folgen  bewegten.

Am 20. Juni gingen die meisten Men-
schen mit gemischten Gefühlen zur Um-
tauschaktion. Jeder Bürger erhielt für
60 Reichsmark zunächst 40 Deutsche
Mark Kopfquote, dann am 6. September
weitere 20 Deutsche Mark. Es genügte,
wenn sich ein Familienmitglied zu den
Ausgabestellen begab, sich auswies und
die Kopfquote für alle Angehörigen in
Empfang nahm. Das übrige Geld wurde
mit 10 : 1 abgewertet, ebenso die Brief-
marken. So kam es, dass ein Brief, dessen
Porto künftig 24 Pfennige kostete, mit
240 Reichspfennigen frankiert werden
konnte. Rechnungen, die in Reichsmark
ausgestellt waren, bewertete man im
selben Verhältnis. Sie mussten mit 1/10

des Reichsmark-Betrags in DM begli-
chen werden. Für Bankguthaben legte
man letztlich nur eine Quote von 100 :
6,5 fest. Regelmäßig wiederkehrende
Zahlungen wie Löhne, Mieten oder
Renten wurden 1 : 1 umgestellt. Das Ge-
setzeswerk mit seinen Ausführungs-
bestimmungen betraf alle Bereiche des
Lebens: Versicherungen, Renten, Pensio-
nen, Bilanzen, Pfandbriefe, Bausparver-
träge, Streitwerte vor Gericht und so
weiter. Generell bevorzugte die Reform
alle Sachwertbesitzer. Dies überrascht
nicht, weil mit der Reform nicht die Sub-
stanz, sondern die Geldmenge verringert
werden sollte. Sparer verloren, nach 1923
zum zweiten Mal innerhalb von 25 Jah-
ren, einen Großteil ihres Vermögens. Im
Vorfeld der Reform hegten nicht wenige
die Befürchtungen, dass es bei einem
derartig dramatischen Währungsschnitt
zu einer Deflation kommen müsste.
Welche Wirkungen die Reform tatsäch-
lich haben würde, mussten die kommen-
den Tage und Wochen zeigen.

Am 21. Juni war die DM alleiniges ge-
setzliches Zahlungsmittel und die Wäh-

Eine Deutsche Mark, gedruckt in den USA,
erstmals ausgegeben am 20. Juni 1948.
Vorlage: Otto Windmüller, Schwäbisch Hall
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rung entnazifiziert. Unternehmungen
und Privatpersonen schenkten dem Geld
Vertrauen. In seiner zweiten Radioan-
sprache vom 28. Juni stellte Köhler resü-
mierend für die ersten Tage fest: […]
Die Bewährungsprobe ist bestanden. Wie
erwartet, kamen die Waren, die bis dahin
zu einem kleinen Teil als unverkäufliche
Schaustücke die Schaufenster zierten, zum
weitaus größeren Teil aber in Lagerräu-
men aller Art in Stadt und Land versteckt
gehalten waren, plötzlich heraus zum Ver-
kauf; ihre Besitzer benötigten Geld. Damit
gehörten die nachteiligen Wirkungen
der zurückgestauten Inflation, die ihre
Wurzeln im Preisstopp von 1936 hatte,
der Vergangenheit an. In der Zwischen-
zeit war auch eine Steuerreform in Kraft
getreten, die die Einkommensteuer,
Vermögens- und Erbschaftssteuer deut-
lich reduzierte.

Im Juli traten die Probleme des knap-
pen Geldes offen zutage. Nicht wenige
Unternehmen gerieten wegen ausstehen-
der Forderungen und der monatlich
fälligen Steuerzahlungen in Liquiditäts-
engpässe. Die Öffentliche Hand konnte
teilweise wegen ausstehender Steuern
ihren Aufgaben nur unzureichend nach-
kommen. Dies traf vor allem die Unter-
bringung der Neubürger. Aber auch not-
wendige Investitionen mussten stellen-
weise aufgeschoben werden. Besonders
hart betroffen waren Alte, Gebrechliche
und Witwen. Sie hatten nicht nur ihre
Ersparnisse verloren, sondern erhielten
auch real eine geringere Unterstützung.
Verstärkt wurde der Effekt durch die
deutlich gestiegenen Preise vor allem für
Lebensmittel. In einer nicht für die
Öffentlichkeit bestimmten Statistik des
Badischen Landesamts ging man von
einer Vervierfachung des Eierpreises aus.
Milch war bis zum Herbst um ein Vier-
tel, Bekleidung und Schuhe um 30 Pro-
zent teurer geworden. Diejenigen, die ein
Gewerbe betrieben oder Arbeit hatten,
waren nicht derart hart betroffen. Sie
profitierten vielmehr von dem deutli-
chen Produktionsanstieg in vielen Teilen
der Wirtschaft (vor allem Metallindus-
trie, Mineralölwirtschaft und Maschi-
nenbau). Höheres Einkommen ver-
schaffte auch die längere Arbeitszeit, die
auf 48 Wochenstunden im Herbst an-
gestiegen war. Positiv auf die Wirtschaft
hatte sich nicht nur die Einführung der
neuen Währung ausgewirkt, sondern
auch die Lockerung der Bewirtschaf-
tungsvorschriften und die Aufhebung

vieler Preisstopps. Gepaart mit der
Steuerreform setzte dies Marktkräfte frei,
die zu einem selbst tragenden wirtschaft-
lichen Aufschwung führten. Kern des
Erfolgs waren aber der Fleiß und die
schöpferische Kraft der Menschen.

In den folgenden Jahren gab die deut-
sche Wirtschaft auch Westeuropa Wachs-
tumsimpulse. Die Deutsche Mark
wurde zu einer starken Währung. Für
deren Stabilität sorgte zunächst die Bank
deutscher Länder, ab 1957 die Deutsche
Bundesbank. Die starke DM und die
unabhängige Bundesbank waren Vor-
bilder für den Euro und die Europäische
Zentralbank.

Verwendung im Unterricht

Die Währungsreform mit der Einfüh-
rung der DM nimmt im Unterricht eine
Schnittstelle ein. Einerseits ist sie Ergeb-
nis der nationalsozialistischen Wirt-
schaftspolitik, andererseits benötigt man

Kenntnisse über DM und Bundesbank,
um das gegenwärtige System der Euro-
päischen Zentralbank (EZB) und des
Euro richtig zu verstehen. Schon daraus
ergeben sich viele Einsatzmöglichkeiten.
Zudem interessiert das Thema Geld die
Schüler grundsätzlich.

Im Fach Geschichte sehen die Mehrzahl
der Bildungspläne die Behandlung der
Nachkriegszeit vor. Als Einstieg für das
Thema Währungsreform könnte ein
Ausschnitt der Rede Köhlers Verwen-
dung finden. Dabei erarbeiten die Schü-
ler die wesentlichen  Inhalte. Es wäre
auch möglich, das Schaubild interpretie-
ren zu lassen. Damit könnten Ursachen
und Ziele der Reform zeitsparend ver-
mittelt werden.

Im Fach Gemeinschaftskunde nimmt
der Euro und die Struktur der EZB im
Bereich Europäische Einigung eine her-
ausragende Stellung ein. Zum Verständ-
nis sollten die Schüler Kenntnisse
über die Währungsgeschichte besitzen.

Besonders geeignet ist die gesamte
Rede Köhlers, wenn der Lehrer sowohl
das Fach Deutsch, als auch Geschichte
unterrichtet. Für Deutsch wären Aspekte
wie der Aufbau der Rede, der sprachliche
Stil und die Betonungen von Bedeutung
(die im Manuskript von Köhler unter-
strichenen Begriffe und Passagen betonte
er bei seiner Ansprache). Für Geschichte
könnten die Ursachen der Währungs-
reform, ihre Durchführung, aber auch
ihre Folgen von den Schülern erarbeitet
werden. Ebenso wäre es möglich, die
Ziele herausarbeiten zu lassen, die mit
der Rede verfolgt wurden. Interessant ist
in diesem Zusammenhang, dass Köhler
die gesamte Verantwortung für den
ungewissen Erfolg in die Hände der Alli-
ierten legte. Hingegen betonte er in sei-
ner Ansprache am Heiligen Abend 1948,
dass die beiden Geschenke, die die deut-
schen Staatsmänner und Politiker für den
Gabentisch ihres Volkes 1948 hätten, eine
feste Währung und der Entwurf eines
Grundgesetzes seien.

Im fächerübergreifenden Unterricht
von Volkswirtschaftslehre und Geschichte
kann die Währungsreform als Beispiel
für die Folgen einer expansiven Geld-
politik sowie für die Überwindung einer
zurückgestauten Inflation herangezogen
werden.

In nahezu allen Schularten könnte man
sich bei Projekttagen oder im Projektun-
terricht eine ganze Einheit zu Geld und
Geldgeschichte vorstellen.

Dr. Heinrich Franz Köhler (* 29. September 1878 
in Karlsruhe, † 6. Februar 1949 in Karlsruhe),
1920 –1927 Finanzminister, 1923/24 und 1926/27
Staatspräsident von Baden, 1927/28 Reichsminister
der Finanzen, 1928 –1932 Reichstagsabgeordneter,
1945 –1949 Stellvertretender Ministerpräsident,
1946 Wirtschaftsminister, 1946 –1949 Finanzminis-
ter von Württemberg-Baden.
Vorlage: Landesarchiv GLAK N Köhler Nr. 3
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1 –5| Redemanuskript von Finanzminister Dr. Heinrich Köhler für seine 
Rundfunkansprache zur Währungsreform in Radio Stuttgart am 19. Juni 1948.
Vorlage: Landesarchiv GLAK N Köhler Nr. 44 Bl. 130–134
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